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RUDOLF LAUN 


| Das Völkerrecht und die Verteidigung Deutschlands * 


Keine Dienstpflicht auf Grund der Kapitulation 


I Die Frage, ob Deutschland, dessen Rüstungskapazität eben mit größtem Auf- 
i wand von Sorgfalt, Mühe und Kosten zerstört worden ist, nun wieder bis zu 
jirgendeinem Grade aufgerüstet werden soll und bis zu welchem Grade, zerwühlt 
; heute das deutsche Volk, teilt es quer durch die politischen Parteien in zwei La- 
‘ger und interessiert in hohem Maße weiteste Kreise des Auslandes. Diese Frage 
‘ politisch zu behandeln, das heißt vom Standpunkt irgendwelcher allgemeiner 
'Staatsideale oder Parteiprogramme. oder auch nur vom Standpunkt irgendwelcher 
| augenblicklicher Nützlichkeitserwägungen zwischen den Vor- und Nachteilen der 
einen oder anderen Lösung zu entscheiden, ist hier nicht die Aufgabe. Vielmehr 
\ soll grundsätzlich nur wissenschaftlich Begründbares, Völkerrechtliches, erörtert 
| werden. Wir müssen zuerst über die völkerrechtlichen Voraussetzungen und Wir- 
"kungen unseres Handelns im klaren sein, bevor wir unsere Wahl treffen. Wer 
‚diese Einsicht gewinnt und ein Gewissen und Rechtsgefühl in seiner Brust hat, 
‚der wird auch ohne politische Vorträge pro oder contra von selbst imstande sein, 
diejenige Entscheidung zu treffen, die für Deutschlands Zukunft und den Frieden 
der Völkerrechtsgemeinschaft die beste ist. 

' Am 7. Mai 1945 hat Generaloberst Jodl zu Reims mit der Erklärung: „han- 
'delnd im Namen des deutschen Oberkommandos“, und am 8. Mai 1945 haben 
'Generaladmiral von Friedeburg, Generalfeldmarschall Keitel und Generaloberst 
Stumpf zu Berlin mit der gleichen Erklärung je eine Kapitulationsurkunde unter- 
‘zeichnet und ihren Unterschriften die Worte: „Im Namen des Deutschen Ober- 
kommandos“ vorangesetzt. Vertreter der alliierten Oberkommandos, gleichfalls 
"Generale, haben die beiden Urkunden unterzeichnet, indem sie ihren Unterschrif- 
ten die Worte voranschickten: „In Gegenwart von“. 

Die beiden Kapitulationsurkunden enthalten in fünf Punkten, in denen sie 
‚beide miteinander übereinstimmen, nur militärische Abmachungen. Die Berliner 
Urkunde fügt einen sechsten Punkt hinzu, wonach sie in drei Sprachen verfaßt 
'ist, aber nur zwei Texte, der englische und der russische, authentisch sind. Die 
‚militärische Festsetzung der fünf genannten Punkte betreffen folgendes: 1. nach 
Punkt 1 werden die deutschen Streitkräfte „bedingungslos“ den obersten alliierten 
Befehlshabern übergeben, also ihrem Befehl unterstellt; 2. Punkt 2 ordnet an, 
daß alle deutschen Streitkräfte am 8. Mai um 23 Uhr 1 mitteleuropäischer Zeit 
die aktiven Operationen einzustellen und in den besetzten Stellungen zu verbleiben 
hatten; 3. Punkt 3 betrifft die Sicherstellung der Ausführung der Befehle der alliier- 
ten Oberkommandanten durch die deutsche Wehrmacht; 4. Punkt 4 erklärt, der 
verliegende Akt militärischer Übergabe präjudiziere nicht einem künftigen allge- 


‘%# Nach Vorträgen vor der Studentenschaft der Universität Hamburg am 14. Febr. 1951 auf Einladung des Allge- 
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der Coventry-Gesellschaft in Kiel. am 1. März 1951 u. vor der Weltorganisation der Mütter am 3. April 1951 in Hamburg 


Geopolitik 5 19 


2 


| 


. 


278 Aufsätze Heft 5 


meinen Kapitulationsinstrument; 5. Punkt 5 droht Strafen und andere Maßregeln 
für den Fall der Verletzung der Kapitulationsurkunde an. Das in Punkt 4 erwähnte 
Instrument ist, soweit bekannt, niemals deutschen Stellen vorgelegt worden. 


Wie man sieht, beschränkt sich die Kapitulation ganz streng auf militärische 
Abmachungen. Sie setzt daher keine anderen Gehorsamspflichten fest als solche, 
welche den Angehörigen des deutschen Militärs nunmehr gegenüber den alliierten 
Oberkommandos auferlegt werden. Der militärische Gehorsam des deutschen 
Militärs wird nunmehr nicht mehr dem deutschen Oberkommando, sondern den 
alliierten Oberkommandos geschuldet, denen sich das deutsche Oberkommando 
unterstellt. Andere Verpflichtungen als diese legt der klare Wortlaut der Kapi- 
tulationsurkunden Deutschland nicht auf. 


Obwohl die Vertreter der alliierten Oberkommandos ihre Unterschriften nur 


“ eingeleitet haben, kann man doch nicht 


mit den Worten: „In Gegenwart von... 
annehmen, daß die Unterzeichnung durch die deutschen Vertreter eine bloß ein- 
seitige Willenserklärung, ein einseitiges Rechtsgeschäft wie zum Beispiel die Kün- 
digung, die Offerte oder der völkerrechtliche Protest ist. Denn bei diesen und 
anderen einseitigen Rechtsgeschäften ist der Erklärende der Urheber des Textes, 
und es gibt sonst niemand eine Willenserklärung ab. Die Empfänger der Willens- 
erklärung werden häufig ganz anderer Meinung sein und einen anderen Willen 
haben. Hier jedoch war der Text den deutschen Vertretern vorgelegt worden, und 
er war ohne Zweifel eine Willenskundgebung der alliierten Regierungen. Die deut- 
schen Vertreter haben daher durch ihre Unterschriften ihre Zustimmung zu dem 
kundgegebenen Willen der alliierten Regierungen ausgesprochen. Folglich sind 
die beiden Kapitulationsurkunden Erklärungen der Übereinstimmung des Willens 
zweier Partner. Eine erklärte Willensübereinstimmung nennt man einen Vertrag. 

Staatsverträge unterliegen nach allgemeinem Völkerrecht im allgemeinen der Rati- 
fikation, das heißt: sie bedürfen, um rechtsverbindlich zu werden, der Genehmigung 
durch die Träger der höchsten Gewalt in jedem der vertragschließenden Staaten. 


Es geht jedoch aus den tatsächlichen Vorgängen bei der Kapitulation klar her- 
vor, daß es sich nur um einen sogenannten Kriegsvertrag zwischen den beider- 
seitigen militärischen Befehlshabern handelt. Wie allgemein anerkannt ist, bedür- 
fen Kriegsverträge nicht wie sonstige Verträge der Ratifikation. In den Kapitu- 
lationsurkunden wird ausdrücklich festgesetzt, daß am 8. Mai 1945 um 23 Uhr 1 
alle Kampfhandlungen einzustellen sind. Hieraus ergibt sich eindeutig, daß es sich 
um einen nicht ratifikationsbedürftigen Kriegsvertrag handelt, denn es wäre ja 
gar nicht Zeit gewesen, die Ratifikationen einzuholen. Daher enthalten die Kapi- 
tulationsurkunden nichts als militärische Abmachungen, zu anderen Vereinbarun- 
gen wären die Generale ja auch gar nicht zuständig gewesen. Aber auch Groß- 
admiral Dönitz wäre für eine Ratifikation nicht zuständig gewesen. Denn abgesehen 
von anderen Gründen, die gegen seine Zuständigkeit zur Erlassung oberster 
deutscher Gesetze sprechen, beherrschte er faktisch nicht ganz Deutschland, son- 
dern nur ein ganz verschwindend kleines Stückchen des deutschen Staatsgebietes 
und war daher für das Völkerrecht nicht einmal ein „de facto“-Vertreter, ge- 
schweige denn ein „de jure“-Vertreter des Deutschen Reiches oder Volkes. 
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Das Wort „bedingungslos“ findet sich nur im Punkt 1 der Kapitulationsurkun- 
den. Danach werden alle deutschen Streitkräfte „bedingungslos“ dem Obersten 
Befehlshaber der Expeditionsstreitkräfte und gleichzeitig dem Oberkommando 
der Sowjettruppen unterstellt. Es ist also überhaupt keine Rede davon, daß die 


deutschen Zivilbehörden oder die deutsche Zivilbevölkerung unter bedingungs- 


losen militärischen Gehorsam gestellt werden. Der Punkt 1 ist durch die völlige 


 Entwaffnung und Auflösung der deutschen Wehrmacht restlos erfüllt worden. Mit 
der vollständigen Erfüllung werden völkerrechtliche Verträge gegenstandslos, sie 


erlöschen durch Erfüllung. 
Auf die „bedingungslose“ Kapitulation kann demnach ein Zwang der alliierten 


Mächte gegen das deutsche Volk zum Militärdienst, sei es in einer alliierten, sei 


es in einer neuen west- oder ostdeutschen Armee, nicht gestützt werden. 


Da die Mächte die Annexion Deutschlands abgelehnt haben, ist es für sie Aus- 
land, und zwar ein von ihnen militärisch besetztes Ausland. Sie können daher, 
solange sie es nicht annektieren, niemals als oberste deutsche Gesetzgeber 
fungieren, sonst wären zum Beispiel die Gouverneure oder Hohen Kommissare 
mit ihren eigenen Heimatländern im Krieg. Vielmehr befehlen sie hier als Aus- 
länder kraft Völkerrechtes, und supreme authority kann daher im 
besetzten Gebiet nicht wie im eigenen unbeschränkte Gewalt, Kompetenz- 
hoheit bedeuten, sondern eine dem allgemeinen Völkerrecht unterworfene 
oberste Gewalt im besetzten Land. 

Für die militärische Besetzung ausländischen Gebietes hat das allgemeine Völ- 
kerrecht Regeln zum Schutze der Bevölkerung. Diese Regeln sind entweder 
Gewohnheitsrecht, die sogenannten lois et coutumes generales de la guerre, oder 


- Vertragsrecht, die Haager Landkriegsordnung von 1899 und 1907. Beide sind im 


wesentlichen gleichen Inhalts, so daß auf ihre Unterschiede hier nicht eingegangen 
zu werden braucht. Wo die Haager Landkriegsordnung einen Staat nicht bindet, 
bindet ihn das inhaltlich gleiche allgemeine Gewohnheitsrecht. Das Nürnberger 
Urteil hat ausdrücklich anerkannt, daß dieses Gewohnheitsrecht 1939 ein allge- 
meines war. Seitdem sind weder die Haager Landkriegsordnung als allgemeiner 
Vertrag noch das Gewohnheitsrecht aufgehoben worden. Sie sind also auch nach 
alliierter Auffassung geltendes allgemeines Völkerrecht. 


Von diesen Regeln zum Schutze der Bevölkerung kann der bestehende Staat bis zu 
einem gewissen Grade abweichen, wenn die militärischen Notwendigkeiten (necessites 
militaires) dies erfordern (Absatz VI der Einleitung zur Haager Landkriegsord- 
nung). Die Übersetzung unseres Reichsgesetzblattes ist hier falsch: sie gibt den 
Ausdruck necessites militaires mit „militärische Interessen“ wieder. Dies ist offen- 
sichtlich viel zu weit. Die militärische Notwendigkeit aber richtet sich gegen das 
militärisch besetzte Land. Wenn die Bevölkerung das Militär angreift, Guerilla- 
krieg führt, Attentate verübt, die zulässigen Anordnungen des Militärs sabotiert, 
dann darf sich die okkupierende Armee über die Regeln zum Schutze dieser Be- 
völkerung hinwegsetzen. Die „Notwendigkeit“ ist die von der Bevölkerung selbst 
der Armee aufgezwungene Notwendigkeit, sich zu verteidigen. Aber noch nie- 
mand hat behauptet, die Haager Landkriegsordnung oder das völkerrechtliche 
Gewohnheitsrecht gestatteten ganz allgemein jeder besetzenden Macht, die Bevölke- 
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rung eines besetzten Gebietes gegen dritte Staaten mobil zu machen. 

Die Remilitarisierung Deutschlands würde sich aber nicht gegen Angriffe des 
deutschen Volkes, sondern gegen dritte Staaten richten. Ein Zwang zur Remilitari- 
sierung ist also völkerrechtlich unzulässig: Dies ergibt sich auch aus dem Zu- 
sammenhalt mit den Artikeln 43, 45 und 52 der Haager Landkriegsordnung. 


Die freiwillige Rüstung 


Allein mit dieser Feststellung ist unser Thema nicht erschöpft. Es gibt ja viele 


Deutsche, die wollen. daß freiwillig eine neue deutsche Armee geschaffen 
und dem alliierten Oberkommando unterstellt werde und daß zu diesem Zweck 


die Wehrpflicht von uns — mit Genehmigung der Westmächte — wieder ein- | 


geführt werde. 

Nach allem, was die Westmächte uns seit 1945 angetan haben, zuerst im Bunde 
mit der Sowjetunion und dann ohne diesen Bundesgenossen, wäre es auf den ersten 
Blick kaum erklärlich, daß sich irgendjemand außer vaterlandslosen Abenteurer- 


naturen für einen Kampf für die Westmächte begeistern könnte. Aber ein großes 


Argument von höchster moralischer Bedeutung, das jedoch auch eine große juri- 
stische, ja nach meiner Überzeugung eine ganz grundlegende juristische Bedeutung 
hat, ist in die öffentliche Diskussion geworfen worden; es sagt: wir sind mit An- 
griff bedroht und es ist unsere sittliche Pflicht, uns und damit auch die 
Westmächte zu verteidigen. 

Damit stehen wir vor dem großen Problem: 


Was ist Angriff, was ist Verteidigung? 


Sehen wir uns zuerst die Tatsachen an. 

Beide Teile, der Westen und der Östen, beanspruchen bekanntlich, lediglich 
Verteidiger zu sein und beschuldigen einzig und allein den Gegner der Angriffs- 
absicht. Beide begründen damit Rüstungen und militärische Maßregeln in einem 
Umfang, wie er in der Weltgeschichte noch nie dagewesen ist. Was ist es nun, das 
sie für so gefährdet und verteidigungsbedürftig halten? 

Jeder von beiden Teilen will zweierlei verteidigen: erstens eine bestimmte 
Wirtschaftsordnung und zweitens eine bestimmte Gebietsverteilung. 

Die Westmächte wollen die überkommene und altehrwürdige bürgerliche Eigen- 
tums- und Wirtschaftsordnung gegen einen Angriff des Kommunismus schützen. 
Die Ostmächte wollen die klassenlose Gesellschaft ohne Ausbeutung mit Hilfe 
einer Diktatur des Proletariats herstellen, einer Diktatur, welche eine ganze Ge- 
schichtsperiode umfasse, und sie fürchten Angriffe des Kapitalismus, um diese 
Entwicklung zu unterbinden und der alten Ordnung in den östlichen Gebieten 
wieder zum Siege zu verhelfen. 

Aber beide Teile wollen auch eine bestimmte Gebietsverteilung festhalten. Es 
handelt sich nicht so sehr um ihre eigenen Staats- oder Sprachgebiete als vielmehr 
um ihre unmittelbare oder mittelbare Herrschaft über fremde Völker, um Bun- 
desgenossen, Protektorate, besetzte Gebiete, Kolonien, im Osten auch um die 
durch Massenausweisungen von vielen Millionen umnationalisierten, nämlich ent- 
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germanisierten und slawisierten Teile des viele Jahrhunderte alten deutschen 
Sprachgebietes, ferner um Rohstoff- und Absatzgebiete, kurz um Interessensphären 
im weitesten Sinn. Zu diesen beiderseitigen Interessensphären gehören auch die 
beiden Teile Koreas nördlich und südlich des 38. Breitengrades und die beiden 
de facto-Republiken in West- und Ostdeutschland. Was in Korea der 38. Breiten- 
grad ist, ist hier die Linie des sogenannten Eisernen Vorhangs von der Trave- 
mündung bei Lübeck bis Passau. 


Beide Teile betrachten sich also nicht erst dann als mit einem Angriff bedroht, 
wenn sie fürchten, der Gegner könnte wünschen, ihr eigenes Staats- oder Sprach- 
gebiet oder Teile desselben zu annektieren, sondern auch und in allererster Linie 
schon dann, wenn sie nur fürchten, der Gegner könnte sie aus der Herrschaft über 
ihre Interessensphäre verdrängen und dort seine Wirtschaftsordnung einführen. 

Wer ist nun Angreifer, wer ist Verteidiger? In den meisten Konflikten, wohl 
schon von altersher, behauptet ja jeder Teil, er wolle nur verteidigen, Angreifer 
sei nur der Gegner. Wie ich schon in meiner zweiten Rektoratsrede: „Der dauernde 
Friede“, 1947, 2. Auflage 1950, bemerkt habe, nennen die Völker ihre Soldaten sehr 


gerne Vaterlandsverteidiger, aber niemand nennt sie Angreifer fremder Länder. 


Nach den Ideen von der Souveränität und der Ableitung alies Rechtes aus der 
physischen Macht des Staates, es zu erzwingen, kann der souveräne Staat Krieg 
führen, wann, mit wem und warum ihm beliebt, ohne damit völkerrechtswidrig 
zu handeln. 

Dieses Recht der freien Kriegführung hat bis 1918/19 das positive Völkerrecht 
beherrscht, aber es hat auch weiterhin bis zum heutigen Tage trotz der gleich zu 
erwähnenden Versuche, es einzudämmen, praktisch weitergelebt. 


So haben von dem Recht der freien Kriegführung Gebrauch gemacht: die Ver- 
einigten Staaten 1898 gegen Spanien; England 1899 gegen die Burenstaaten; 
Italien 1911 gegen die Türkei; Bulgarien, Serbien, Montenegro und Griechenland 
1912 gegen die Türkei; im darauffolgenden Jahre, 1913, die bisherigen Bundes- 
genossen Bulgariens gegen dieses; aus den Ereignissen des Ersten Weltkrieges muß 
jedenfalls das gänzlich unprovozierte und durch keinerlei Notlage gerechtfertigte 
nachträgliche Eintreten zuerst Japans, dann Italiens und schließlich Rumäniens in 
den Krieg hierher gerechnet werden; nach dem Ersten Weltkrieg haben nach dem 
Recht der freien Kriegführung gehandelt: Italien gegen Abessinien, Japan gegen 
China, die Sowjetunion gegen Finnland. Zu den Betätigungen des Rechtes der 
freien Kriegführung müssen aber auch die ostentativen Probemobilmachungen 
gerechnet werden, die in Rußland in den letzten Jahren vor dem Ersten Welt- 
krieg in sehr bedeutendem Umfang stattgefunden haben, insbesondere die letzte 
große seit dem Frühjahr 1914; ferner das österreichisch-ungarische Ultimatum an 
Serbien 1914; aber auch die Ablehnung dieses Ultimatums durch Serbien nach 
Einholung der russischen Rückendeckung, obwohl Österreich-Ungarn nur die Ein- 
stellung der feindlichen Propaganda und die Teilnahme österreichisch-ungarischer 
Beamter an der Suche nach den für das Attentat von Serajewo Verantwortlichen 
gefordert und sich Rußland gegenüber verpflichtet hatte, Serbiens staatliche Un- 
versehrtheit zu achten. Man wird aber wohl auch die Gewährung der von Serbien 
verlangten Rückendeckung durch Rußland als eine Betätigung des Rechtes der 
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freien Kriegführung bewerten müssen; ebenso die französische Zusicherung von 
Hilfe an Rußland. 
Den Zweiten Weltkrieg können wir heute wegen seiner zeitlichen Nähe noch | 
schwer beurteilen. Auch kennen wir nur die deutschen Archive, aber nicht die der 
anderen Staaten. Aber dasjenige Ereignis, das seine Hauptursache war, nämlich | 
die Vierte Teilung Polens, die im September 1939 zwischen dem Deutschen Reich 
und der Sowjetunion vereinbart und dann durchgeführt wurde, steht in seinem 
Charakter von Anfang an fest. Es gründete sich bei diesen beiden vertragschlie- 
ßenden Mächten offenbar in keiner Weise auf eine Notlage oder auf die Gefahr, 
daß Polen beide gleichzeitig angreifen könnte, sondern es konnte nur auf die 
Souveränität beider und ihr Recht zur freien Kriegführung gestützt werden. 


Eine unermüdliche, in der ganzen Welt verbreitete Propaganda hat jedoch schon 
seit den letzten Jahren vor dem Ersten Weltkrieg das deutsche Volk als besonders 
militaristisch und seit dem Ersten Weltkrieg wegen des österreichisch-ungarischen 
Ultimatums an Serbien als Aggressornation behandelt. 


Nach dieser ganzen Propaganda hätte man erwarten müssen, daß mit der Zer- 
schlagung der „Wiege“ des Militarismus 1945 ein wunderbarer und dauernder Friede 
in die Welt einziehen würde. Statt dessen wird es seit 1945 immer schlimmer, und 
der preußische Militarismus ist längst in Schatten gestellt. Eine mehr als vierzigjäh- 
rige Propaganda bricht vor unseren Augen langsam zusammen — falls wir diesen 
unseren Triumph nicht verderben, indem wir ihr selbst neue Nahrung geben. 


Dabei hat diese Propaganda nie berücksichtigt, daß der Charakter des alten 
Preußen durch das Dreiklassenwahlrecht bedingt war, welches die große Mehrheit 
des preußischen Volkes von jedem Einfluß auf die preußische und damit auch zum 
Teil auf die Reichspolitik ausschloß. Bei den ersten demokratischen Wahlen am 
19. Januar 1919 erhielten ohne jede „Erziehung zur Demokratie“ die Rechtspar- 
teien weniger als ein Sechstel und die Anhänger einer demokratischen und 
pazifistischen Republik — einschließlich eines geringen Bruchteils von Unabhängi- 
gen Sozialisten — mehr als fünf Sechstel der Stimmen. Jene Propaganda hat auch 
der Tatsache nicht Rechnung getragen, daß die Deutschen in der Schweiz, in Elsaß- 
Lothringen, in Luxemburg und die 30 bis 33 Millionen von Bürgern der Ver- 
einigten Staaten, die von Deutschen abstammen, niemals kollektiv dadurch 
aufgefallen sind, daß sie in höherem Grade militaristisch oder Aggressoren wären 
als Gruppen anderer Volkstumsherkunft in den Weststaaten. 


Hitler posaunte nun allerdings auf Grund eines ungeheuren Terrors, einer un- 
geheuren Lügenpropaganda und einer ungeheuren Fälschung von Tatsachen in die 
ganze Welt hinaus, daß 98 Prozent aller Deutschen Nationalsozialisten seien. 
Infolgedessen erlebte die Welt — wohl zum erstenmal in der Weltgeschichte — 
im Zweiten Weltkrieg das pikante Schauspiel, daß die beiden kriegführenden Par- 
teien nicht, wie sonst, Gegenteiliges, sondern dasselbe behaupteten. Denn die 
Gegner Deutschlands konnten nun triumphierend Jahre hindurch in Zehntausen- 
den von Zeitungen in allen Teilen der Welt verkünden, 98 Prozent aller Deut- 
schen seien Aggressoren und damit Verbrecher. Leider glauben dies noch immer 
Hunderte von Millionen im Ausland. 
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Wer heute für eine freiwillige Wiederaufrüstung Deutschlands eintritt, trägt 
dazu bei, daß dieses Märchen vom deutschen Volk als einem besonderen Aggressor- 
volk weiterlebt, und es muß dann mit der Gefahr gerechnet werden, daß dieses 
Märchen auf lange hinaus die Grundlage zu einer Fortdauer der Besetzung und 
Teilung Deutschlands abgibt. 

Unter dem Eindruck des Ausbruchs des Ersten Weltkriegs habe ich 1915, an der 
Front stehend, einen Artikel verfaßt, den ich „Angriff und Verteidigung“ nannte 
und in dem ich darzulegen versuchte, daß beim Aufbau eines neuen Völkerrechtes 
nach dem Kriege sehr wohl mit Aussicht auf Erfolg versucht werden könnte, die 
bisher nicht gelungene Grenzziehung zwischen dem Angreifer und dem Verteidiger 
durchzuführen und damit dem Recht der souveränen freien Kriegführung eine 
Schranke allgemeinen Völkerrechtes zu ziehen. Das Mittel wäre der feierliche Ab- 
schluß eines völkerrechtlichen Vertrags, der überall so allgemein bekanntgemacht 
würde, daß er in das Rechtsbewußtsein der Völker einginge. Er müßte ein einfach 
feststellbares und jedermann verständliches Merkmal zum Entscheidenden erklären: 
wer mit einer Truppenmacht fremdes Staatsgebiet eigenmächtig betritt, — heute 
müßte man noch hinzufügen: überfliegt —, ist Angreifer. Man hat dieses formale 
Merkmal bei späteren Projekten die territorialen Merkmale genannt. 


Die Truppen würden es also wissen, wenn sie zum Angriff im völkerrechtlichen 
Sinn geführt werden. Mein Gedanke war nicht etwa der, daß die Soldaten an der 
Grenzlinie den militärischen Gehorsam verweigern dürften oder gar sollten. Keine 
Regierung würde einen solchen Vertrag schließen. Die Truppen können ja auch 
überdies nicht wissen, ob der Gegner nicht an einer anderen Stelle der Grenze 
bereits zum Angreifer geworden ist, oder ob eine völkerrechtswidrige Provokation 
das Einschreiten jenseits der Grenze völkerrechtlich rechtfertigt. Wenn aber Tau- 
sende von Soldaten von der Tatsache der Grenzüberschreitung wissen, so weiß es 
bald das Volk, und die Regierung wäre vor dem eigenen Volk als Verletzerin 
eines feierlich geschlossenen, heiligen, allgemeinen Vertrags bloßgestellt. Das 
Territorialprinzip wäre also nur die formale Voraussetzung, die noch durch aller- 
hand Zusatzregeln ergänzt werden müßte. Das Wesentliche wäre der Appell der 
vertragschließenden Staaten an das Gewissen und Rechtsgefühl der Völker. 


Nach großen Schwierigkeiten und langem Warten gelang es mir, 1917 die Auf- 
nahme des Artikels in Kohlers Zeitschrift für Völkerrecht zu erreichen. Auch 
konnte ich 1917 auf einer Berner Konferenz der neutralen Organisation Centrale 
pour une Paix durable im Haag ein Referat über die Frage halten, das dann unter 
dem gleichen Titel 1918 im Recueil de Rapports dieser Organisation veröffentlicht 
worden ist. Im Strudel von 1918 sind die Anregungen unbeachtet geblieben. 


Da die Sieger die Zentralmächte als die Angreifer von 1914 behandelten, mußten 
jie versuchen, nun wenigstens für die Zukunft das Recht der freien Kriegführung 
lurch ein Verbot des Angriffs zu ersetzen. Zur Befriedung der Welt wurde der 
Völkerbund geschaffen. Aber seine Satzung enthält noch keine Definition des An- 
reifers und kennt noch erlaubte Kriege. Erst im Genfer Protokoll von 1924, 
inem Projekt einer Revision der Völkerbundsatzung, wurde das Verbot jedes 
Angriffskrieges ausgesprochen und jeder Angreifer als Verbrecher erklärt. Als 
Angreifer gilt, wer sich einem friedlichen Schiedsverfahren nicht unterwirft, wer 
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gewisse Anordnungen des Völkerbundrats nicht befolgt, wer einen vom Völker- | 
bundrat angeordneten Waffenstillstand nicht annimmt oder ihn verletzt; alle diese 
Annahmen sind aber nur Vermutungen und werden widerlegt, wenn der Völker- 
bundrat einstimmig anders beschließt. Diese offensichtlich sehr mangelhafte Lö- 
sung ist nicht durchgedrungen, sie ist Projekt geblieben. 

1928 erklärte eine Anzahl von Mächten im Kellogg-Briand-Pakt, daß sie den 
Krieg als Mittel für die Lösung internationaler Streitfälle verurteilen und auf ihn 
als Mittel der Politik verzichten. Es ist vom Krieg allgemein die Rede und nicht 
bloß vom Angriffskrieg. Allein niemand kann einem Staat zumuten, er solle sich 
wehrlos abschlachten lassen, falls ihn einer der Vertragsstaaten trotz des Paktes 
später angreift. Folglich muß hier vorausgesetzt sein, daß die Mächte nur auf den 
Angriffskrieg verzichten. Daß sie dies nicht ausdrücklich sagten, hat hauptsächlich 
seinen Grund darin, daß sie nicht wußten, wie sie den Angreifer definieren und 
vom Verteidiger abgrenzen sollten. 

Auf der Abrüstungskonferenz 1933 schlug der Vertreter der Sowjetunion vor, 
den Angreifer durch die Aufzählung von fünf Verfehlungen zu definieren: Kriegs- 
erklärung, Invasion, Bombardement, Landung, Blockade. Dazu sollte eine Liste 
von Tatsachen treten, welche nicht als Entschuldigung für einen Angriff, also nicht 
als „Provokation“ gelten sollten, zum Beispiel die innere Lage in einem anderen 
Staat. Die Punkte 2 bis 4 machen zusammen dasjenige aus, was man das Terri- 
torialprinzip nennen kann. Die Blockade braucht nicht zum Angriff auf das blok- 
kierte Staatsgebiet zu führen. Dies ist z.B. bei der sogenannten Friedensblockade 
der Fall. Aber sie könnte als eine verbotene Provokation betrachtet werden, welche 
den Angriff der Gegenseite rechtfertigt. 

Auch der Antrag Litwinows führte zu keinem allgemeinen Vertrag und ist 
Projekt geblieben. Im Grunde haben also alle Versuche, ein präzises und praktisch 
zuverlässiges Verbot des Angriffs in das Völkerrecht einzuführen, versagt. 


Versuche zur Definition des Angreifers 


Meines Erachtens ist zwar das Territorialprinzip die einzige genügend präzise 
und genügend praktisch brauchbare Grundlage. Aber für sich allein kann es nicht 
genügen. Die Versuche, die man seit dem Ersten Weltkrieg gemacht hat, den 
Angreifer von vornherein durch allgemeine Merkmale bindend für alle Staaten 
so zu charakterisieren, daß er sofort durch Boykott oder Kriegführung der an- 
deren Staaten gegen ihn unschädlich gemacht werden kann, haben fehlschlagen 
müssen, weil man einen gänzlich verkehrten Weg gegangen ist. 

Erstens folgt aus der ersten Angriffshandlung nicht, daß der handelnde Staat 
der alleinige Angreifer ist. Der Zwischenfall von Ual-Ual, der den italienisch- 
abessinischen Krieg ausgelöst hat, mag wie immer beschaffen gewesen sein und 
möglicherweise Abessinien als den ersten Angreifer erscheinen lassen, jedenfalls 
bedeutet er nicht, daß Abessinien das europäische Italien angreifen, erobern und 
annektieren wollte, während Italien offenbar von vornherein darauf ausgegangen 
ist, Abessinien zu erobern und zu annektieren. Auch Ultimaten, das heißt be- 
dingte Kriegserklärungen, die nur eine begrenzte und verhältnismäßig nebensäch- 
liche und leicht zu erfüllende Forderung als Bedingung stellen, wie das 24stündige 
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von 1914 und das zweistündige von 1939, können nicht beweisen, daß der Ur- 
heber der alleinige Angreifer ist. Denn der Empfänger könnte die Forderung 
ja auch zunächst erfüllen und das Unrecht, das sie möglicherweise bedeuten kann, 
friedlich vor einem Schiedsgericht oder einem internationalen Gerichtshof 
geltend machen. 

Zweitens, selbst wenn bei Kriegsbeginn nur eine Seite der Angreifer ist und 
die andere nichts will als das eigene Gebiet verteidigen, kann doch diese andere 
Seite während des Krieges, sobald sie sieht, daß sie die stärkere ist, sich Angriffs- 
ziele stecken: L’app6tit vient en mangeant. Erst aus den Forderungen, die ein 
Staat als Sieger stellt, kann man schließen, wie weit er zum Angreifer geworden 
ist, wenn er nämlich nach Gebieten oder nach Rechten auf Beherrschung fremder 
Völker greift, die er, falls der Gegner nicht mit einer Angriffshandlung begonnen 
hätte, nie ohne einen eigenen Angriffskrieg hätte erwerben können. 


Drittens kann, wie ich schon in meiner zweiten Rektoratsrede „Der dauernde 
Friede“, 1947, ausgeführt habe, nicht alles Denkbare das Objekt der gerechten 
Verteidigung sein, sondern nur die Notwehr, die heilige Notwehr. Der wahre 
Gegensatz ist demnach nicht oberflächlich und vieldeutig: „Angriff“ und „Vertei- 
digung“ in bezug auf beliebige Objekte, sondern Angriff auf das Wohngebiet eines 
Volkes und Notwehr dieses Volkes auf diesem Gebiet, die Verteidigung der wich- 
tigsten Lebensgüter und des Heimatbodens durch dieses Volk. Schon dieser Ge- 
danke allein führt zu der Erkenntnis, daß bisher in den großen Kriegen zumeist 
beide Teile Angreifer waren und keiner von beiden ein vollkommen unschul- 
diger, nur in Notwehr handelnder Verteidiger. 

Dieser dritte Punkt bedürfte allerdings noch ergänzender Ausführungen in be- 
zug auf die Probleme des Menschenrechts der demokratischen Selbstbestimmung 
der Völker und des Menschenrechts gewaltsam Vertriebener und ihrer Nach- 
kommen auf den angestammten Heimatboden. Doch würde ein Eingehen auf diese 


Fragen im vorliegenden Zusammenhang zu weit führen. 


Zu dem bisher Gesagten kommt noch viertens, daß souveräne Staaten, solange 
sie stark genug sind, um sich keinem Zwang beugen zu müssen, in der Regel als 
souveräne Richter in eigener Sache entscheiden wollen, wie weit sie nur „vertei- 
digen“, also was sie „verteidigen“ dürfen, zum Beispiel Interessen in entfernten 
Interessensphären, und mit welchen Handlungen sie es „verteidigen“ dürfen, auch 
wenn diese Handlungen dem Gegner oder den Neutralen als „Angriff“ erscheinen. 
In Wahrheit wären nur neutrale Richter, und zwar nur Persönlichkeiten, die 
durch ein besonders hohes Maß wissenschaftlich gegründeter Objektivität ausge- 
zeichnet sind, imstande, derartige Fragen so zu beantworten, daß nun wirklich 
ein großer Teil der Völkerrechtsgemeinschaft nach Kenntnis der wahren Tat- 
sachen die Richtigkeit dieses Spruches einsieht und daß dies für die Dauer so bleibt. 


Die Schwierigkeit, den Angreifer vom Verteidiger zu unterscheiden, führt zu 
einem tiefen gegenseitigen Mißtrauen der Völker; bei jedem Konflikt, der entsteht, 
hält in der Regel jeder den anderen für einen potentiellen künftigen Angreifer. 
Die Hauptursache dieses Mißtrauens ist diejenige Geistesrichtung, die man als 
Imperialismus bezeichnet. Imperialismus nenne ich das Bestreben, fremde Völker 
gegen ihren Willen zu beherrschen. Nichtimperialistische Staaten wie die Schweiz, 
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die Weimarer Republik und auch unsere de facto-Bundesrepublik, solange sie 
sich nicht in eine Wiederaufrüstung einläßt, sind von dem Verdachte frei, Aggres- 
sorstaaten zu sein. Bestünde die Völkerrechtsgemeinschaft aus lauter solchen 
Staaten, so könnte durch Verträge zwischen ihnen ein dauernder Friede gesichert 
werden. Denn wenn zwei Mächte noch so bewaffnet an einer Grenze einander 
gegenüberstehen, von denen keine einen Angriff über diese Grenze tragen will, 
und wenn beide diese Absicht des anderen Teils kennen, so kann wegen der bloßen 
Tatsache der Bewaffnung kein Krieg zwischen beiden ausbrechen. Jenes gegen- 
seitige Mißtrauen der Völker dagegen macht auch alle Abrüstungskonferenzen so 
schwierig und so wenig aussichtsreich. Jeder Teil würde glauben, daß der andere 
trotz aller Versprechungen doch heimlich an der Erzeugung von Zerstörungs- 
werkzeugen arbeite, die noch schrecklicher sind als die bisherigen und die dem 
Besitzer dieser Zerstörungswerkzeuge im Konfliktsfalle einen erfolgreichen An- 
griff ermöglichen. 


Das Rechtsbewußtsein der Massen 


Die Grundlage für das Urteil der Massen darüber, ob ihre eigene Regierung als 
Verteidiger oder als Angreifer gehandelt hat, und für das Urteil der Massen der 
ganzen Völkerrechtsgemeinschaft über einen Krieg als Ganzes kann nur im Terri- 
torialprinzip gefunden werden. Ich behaupte, bei allen Völkern würde zwar die 
große Mehrzahl der Wehrpflichtigen möglicherweise auch ohne Zwang freiwillig zu 
den Waffen greifen, wenn nur Notwehr auf dem Heimatboden des eigenen Volkes 
der Zweck der Einberufung ist, aber überall im allgemeinen würde die große 
Mehrzahl ohne den Zwang der Wehrpflicht nicht einrücken, wenn das Ziel ist, 
fremde Völker anzugreifen und gegen ihren Willen zu beherrschen. Die Staats- 
männer wissen daher, warum sie vor einer Kriegserklärung, der Stellung und — 
falls Zeit ist — Ablehnung eines Ultimatums und dem Diktat einer Kapitulation 
keine Volksabstimmung abzuhalten pflegen. 


Dieselbe Rolle wie den Grenzen des eigenen Staates kann auch irgendwelchen 
Grenzlinien in Gebieten fremder Völker zugedacht werden, wenn man diese Ge- 
biete als eigene Interessensphären betrachtet. Diese Rolle spielt in Korea der 38. 
Breitengrad, in Deutschland die Linie des Eisernen Vorhangs von der Travemün- 
dung bei Lübeck bis Passau. Aber hier zeigt sich sofort der ungeheure Unterschied 
zwischen dem Heimatboden und der Interessensphäre. Nehmen wir an, in allen 
vier alliierten Staaten bestünde keine allgemeine Wehrpflicht und keinerlei Zwang 
zum Einrücken. Wie viel Prozent derer, die heute wehrpflichtig sind, würden wohl 
freiwillig einrücken, in England, Frankreich und den Vereinigten Staaten, um 
nur Südkorea oder nur Westdeutschland, und in Rußland, um nur Nordkorea oder 
nur Ostdeutschland zu verteidigen? 


Aber heute sind wir unabsehbar weit entfernt von der Kontrolle durch das 
Rechtsbewußtsein der Massen. Regierungen oder die von ihnen delegierten mili- 
tärischen Oberkommandos entscheiden als Richter in der eigenen Sache des sou- 
veränen Staates, was sie als Angriff und was sie als Verteidigung betrachten. Mitte 
März dieses Jahres ging durch die Blätter eine Nachricht, welche besagte, die Frage, 
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ob die Streitkräfte der Vereinten Nationen in Korea den 38. Breitengrad über- 
schreiten sollen oder nicht, sei eine taktische Frage, die vom militärischen Ober- 
befehlshaber entschieden werden müsse. „Taktisch“ kann in diesem Zusammen- 
hang wohl nur etwa bedeuten: im Zug der Verfolgung des Gegners vorgenommen, 
um ihm möglichst großen Schaden bei dieser konkreten Gelegenheit zuzufügen, 
oder auch, wie es in manchen Zeitungsnachrichten heißt: bloß zum Zwecke der 
„taktischen Aufklärung“. Der Gegensatz wäre der Vorstoß über die Grenzlinie zu 
„strategischen“ Zwecken, also zur dauernden Besetzung im Zuge des Gesamtkriegs- 
planes oder gar zur endgültigen Eroberung. Mit jener Nachricht sollte offenbar 
gesagt werden, ein bloß „taktisches“ Überschreiten des 38. Breitengrades bleibe 
noch immer „Verteidigung“ und sei keine „Aggression“. Allein mit solchen und 
ähnlichen Unterscheidungen würde es sehr schwer möglich sein, das gegenseitige 
Mißtrauen der Völker künftig einmal zu überwinden. Wenn eines Tages auf deut- 
schem Boden gekämpft werden und Deutschland durch Atom- oder Wasserstoff- 
bomben in eine Wüste und ein Massengrab von Millionen verwandelt werden 
sollte, würde es uns wohl ziemlich gleichgültig sein, ob die Bombenabwürfe tak- 
tische oder strategische gewesen sind. 

Aus dem bisher Dargestellten geht hervor: die Begriffe Angreifer und Vertei- 
diger sind vieldeutig, stehen im positiven Völkerrecht keineswegs fest und haben 
es bisher nicht hindern können, daß Kriegführende einander wechselseitig beschul- 
digen, der Angreifer zu sein. Für Deutschland ergibt sich hieraus eine sehr gefähr- 
liche Situation. Auf welcher Seite immer der Deutsche kämpfen würde, er würde, 
obwohl er doch in beiden Fällen für fremde imperialistische Ziele und nicht für 
deutsche noch so pazifistische Ziele sein Leben und den gebliebenen Rest seines 
Vaterlandes einsetzen würde, doch in beiden Fällen immer riskieren, im Falle der 
Gefangennahme als Angreifer, unter Umständen als Verbrecher behandelt zu 
werden; auf welcher Seite immer die west- oder die ostdeutsche Republik an einem 
Krieg teilnehmen würden, sie würden in keinem Fall der Gefahr entrinnen können, 
vom Gegner, z. B. während einer auch nur vorübergehenden Besetzung, als Aggres- 
sorstaat eine viel schlimmere Behandlung zu erfahren als ein besetzter neutraler 
Staat, wie letzteres zum Beispiel die Tschechoslowakei oder Dänemark im Zweiten 
Weltkrieg waren, die sich der Gewalt beugten, aber nicht kämpften. 


Die Frage an die Deutschen 


Dazu kommt noch das Folgende: 


Der Deutsche, der sich einmal zur „Verteidigung“ Westdeutschlands dem Kom- 
mando einer westeuropäischen Armee oder zur „Verteidigung“ Ostdeutschlands 
dem einer osteuropäischen Armee unterstellt hat, ist zu strengstem militärischen 
Gehorsam verpflichtet und kann nicht die Bedingung stellen, er wolle nur solange 
mitkämpfen, als diese Armee auch für deutsche Interessen kämpft. Auf jeder 
Seite ist das halbe dort mitkämpfende Deutschland doch nur Grenzland oder 
Glacis für ein ungeheures Imperium. Erfordern es nun „strategische“ Rücksichten, 
zum Zwecke der endgültigen Erringung des Sieges dieses Vorfeld vorübergehend 
ganz zu räumen und die Armee etwa auf das Westufer des Rheins oder auf das 
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Ostufer der Weichsel zurückzunehmen, so kann der deutsche Soldat nicht einwen- 
den, nun verteidige er Deutschland nicht mehr und wolle daher gar nicht oder auf 
der anderen Seite kämpfen. Er kann nicht von den Generalen der alliierten Trup- 
pen erwarten, daß sie auch nur einen Quadratkilometer ihres Staatsgebietes deut- 
schen Interessen opfern, er muß im Gegenteil damit rechnen, daß ihre Gehorsams- 
pflicht gegen ihr Vaterland sie zwingt, unter Umständen alle deutschen Interessen 
restlos preiszugeben, um einen Quadratkilometer des eigenen Landes zu retten. 

Das alles sind unausweichliche rechtliche Konsequenzen der herrschenden An- 
schauung von der Souveränität und der militärischen Notwendigkeit auf Seite 
der Sieger. 


Dagegen sind weder die west- noch die ostdeutsche Republik in der Lage, sich 
völkerrechtlich einen gleichen Anteil an den Früchten des Sieges zu sichern. Dies 
ist hauptsächlich das Ergebnis der herrschenden Auffassung von der bedingungs- 
losen Kapitulation, derzufolge wir eben blinden Kadavergehorsam schulden und 
daher keine Bedingungen für die Teilnahme an einem Kampfe stellen können, 
der uns ja vermeintlich auch einfach „bedingungslos“ befohlen werden dürfte. 


Solange die Mächte an den Abmachungen von Jalta und Potsdam und an der 
herrschenden Meinung von der Souveränität, der bedingungslosen Kapitulation 
und der Nichtgeltung der Haager Landkriegsordnung gegenüber Deutschland seit 
1945 festhalten, gibt es gegenüber dieser rechtlichen Lage, wenn überhaupt, nur 
einen Ausweg: das Streben nach einer absolut ehrlichen strikten Neutralität. Zwar 
kann Deutschland bis auf weiteres, da es besetztes Gebiet ist, eine Neutralität wie 
jene der Schweiz oder Schwedens nicht erreichen. Denkbar aber wäre es beispiels- 
weise, daß die beiden deutschen Republiken statt einer beiderseitigen Wiederauf- 
rüstung — denn jede westdeutsche Division würde ja sicherlich durch eine Division 
in Ostdeutschland erwidert werden — eine Neutralisierung und Befriedung ihrer 
beiden Gebiete durch Vertrag der vier alliierten Mächte anstrebten. Daß dieses 
entwaffnete Rumpfdeutschland, ohne Eisen, ohne Kohle, ohne Öl und ohne viel« 
andere Rohstoffe mit seinen Infanteriedivisionen ohne Bombenflieger usw. einen 
der beiden Mächteblocks aus eigener Kraft mit Aussicht auf Erfolg angreifen 
könnte, ist in Anbetracht der heutigen Waffentechnik so undenkbar, daß kein 
Sachverständiger es glauben könnte. Es würde also die Zurücklassung ganz kleiner 
alliierter Kontrolldetachements genügen, um den Mächten die beiderseitige gleich- 
zeitige Räumung und damit die Befriedung Deutschlands zu gestatten. 


Welche uns heute fast unfaßbar großen, märchenhaften Vorteile eine solche 
Neutralisierung für Deutschland hätte, bedarf wohl keiner Ausführung. Ich habe 
einmal in einem Artikel in der Rhein-Neckar-Zeitung vom 15. April 1947 (Reden 
und Aufsätze, 1947, SS. 15ff.) darauf hingewiesen, ohne zu meinen, daß ich damit 
etwas Neues entdeckt hätte. Leider war dieses Ziel damals unerreichbar, wie ich 
in einem Schlußsatz bemerkte, den der Zensor durch Punkte ersetzte. Heute ist es 
zwar auch noch unerreichbar, aber man darf dies ruhig aussprechen. Von morgen 
an aber könnten sich Situationen anbahnen, in denen das bisher Unerreichbare 
nicht mehr unerreichbar wäre. Wer dagegen auf Remilitarisierung Deutschlands 
hinarbeitet, der vernichtet solche Zukunftschancen auf unabsehbare Zeit. Die Pro- 
paganda gegen die sogenannte „Ohne-mich-Bewegung“ verwechselt in unzulässiger 
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Weise die egoistische Drückebergerei des einzelnen mit dem Eintreten für das po- 
sitive Ziel der Neutralität aus Gründen der Vaterlands- und Menschheitsliebe. 


Man könnte das als Beispiel gewählte Thema der Neutralisierung noch weiter 
ausdehnen. Wir haben gesehen, die große Tragik der gegenwärtigen Weltlage geht 
aus dem gegenseitigen Mißtrauen zwischen dem Ostblock und dem Westblock her- 
vor. Nehmen wir nun beispielsweise an, einer der beiden Teile würde den Beweis, 
daß er kein Aggressor sein wolle, dadurch antreten, daß er eine solche Neutralisie- 
rung und Befriedung Deutschlands initiativ vorschlüge. Allerdings müßte wohl, 
um der Gegenseite genügend Sicherheit zu geben, die militärische Unantastbarkeit 
und Unüberfliegbarkeit einer ganzen Zone in den Vorschlag einbezogen werden, 
die sich etwa vom Nordkap bis zur Südspitze Italiens durch die Mitte Europas 
erstrecken, also die skandinavischen Staaten, die Schweiz, Österreich und Italien 
mitumfassen müßte. Würde dies oder ähnliches nur von einer Seite angeregt, so 
würde es zwar praktisch nichts nützen, aber doch zum Abbau des Mißtrauens in 
der Zukunft und damit zur Entspannung beitragen. Würde aber der Vorschlag, 
wenn auch mit Modifikationen, angenommen und gelänge es schließlich, einen Ver- 
trag zwischen West und Ost auf einer ungefähr entsprechenden Basis zustandezu- 
bringen, wäre ein sehr großer Schritt zur Lösung der Vertrauenskrise getan. 


Dies alles sind allerdings nur theoretische Beispiele. Weder bin ich zu Vorschlä- 
gen an die Mächte berufen, noch würde ich es jemals versuchen, Vorschläge zu 
machen, von denen von vornherein absolut sicher ist, daß sie derzeit abgelehnt 
werden. Aber auch hier muß man sagen: was heute unmöglich ist, kann durch 
Änderungen in den Tatsachen von morgen an möglich werden. Mitsprechen aber 
könnte nur ein neutrales deutsches Volk, nicht mitzusprechen dagegen hätten ein 
westlicher und ein östlicher Vasallenstaat, die gegenüber den heutigen Vernich- 
tungswaffen aus eigener Kraft militärisch ja doch fast nichts bedeuten und ein- 
ander überdies gegenseitig fast aufheben würden. 

Unser Ergebnis läßt sich kurz zusammenfassen. Wer für eine Wiederaufrüstung 
Deutschlands ist, spricht sich potentiell für einen Kampf mit Mitteln physischer 
Gewalt aus; wer dagegen ist, will die Lösung des Konfliktes auf Mittel des gei- 
stigen Kampfes beschränken. Eines darf man jedoch nicht vergessen: Der Kampf 
mit physischen Mitteln ist ein Kampf nicht für unsere, sondern für fremde 
Gewalt; jener mit geistigen Mitteln dagegen ein Kampf für die Mitwirkung 


unseres Geistes. 


ITALO ZINGARELLI 


Das neue italienische Heer 


Der Zusammenbruch 


Die Ausrüstung des italienischen Heeres bei Eintritt in den Krieg bestand nur in 
dem Glauben an Mussolini, einem blinden Glauben, der zusammenbrechen mußte, 
sobald das Gewicht der materiellen und zahlenmäßigen Überlegenheit der Gegner 
spürbar wurde. Dem Sieg entgegenmarschieren kann jedes Volk, aber ob sein 
Kampfgeist groß, gering oder überhaupt nicht vorhanden ist, zeigt sich erst, wenn 
Schwierigkeiten auftreten und mit einem Sieg kaum noch zu rechnen ist. 1940 war 
der italienische Soldat noch mit dem Gewehr Modell 1891 ausgerüstet. Das Heer 
und damit auch das gesamte Kriegsmaterial war auf Italien, Albanien und Afrika 
aufgeteilt; ein Teil der Magazine war infolge des Spanienfeldzuges leer. 

Die Auflösung des Heeres erfolgte schrittweise. Sie begann am 20. Mai 1941 mit 
der Kapitulation der in Abessinien stationierten Kräfte bei Amba Alagi. Der Ka- 
pitulation in Abessinien folgte die Landung in Sizilien. Wieder löste sich ein Teil 
des Heeres auf, wieder ging Kriegsmaterial verloren. Je weiter die anglo-amerika- 
nischen Verbände nach Überquerung der Straße von Messina auf der Halbinsel 
nach Norden vordrangen, um so deutlicher wurde der Zusammenbruch. 


Es folgte der Waffenstillstand; Italien wurde in zwei Teile geteilt. Nach 1945 


gab es in Süditalien kein reguläres Heer mehr, wenn die Sieger auch einigen 
Gruppen pro forma gestatteten, an ihrem Kampf teilzunehmen. Auch in Nord- 
italien bildeten die italienischen Streitkräfte kein in sich geschlossenes Ganzes mehr; 
die vom Waffenstillstand auf der Balkanhalbinsel überraschten Truppen waren 
schon seit Monaten in Auflösung begriffen. Die Elitetruppen Italiens, die Alpini, 
waren in Rußland dezimiert worden. Nur die in amerikanische und englische 
Gefangenschaft geratenen Soldaten kamen nach und nach zurück. Aber die lange 
Gefangenschaft hatte ihren Kampfgeist gebrochen, besonders wenn sie in Indien 
oder Afrika gewesen waren. Daher konnten auch diese Männer abgesehen von 
einigen Ausnahmen einen wertvollen Beitrag zum Wiederaufbau des neuen Heeres 
nicht leisten. 

Alles mußte von Grund auf neu aufgebaut werden. Ein großer Teil der noch 
vorhandenen Kasernen war mit Bombengeschädigten oder Flüchtlingen aus den 
Kampfgebieten belegt. Die Magazine waren leer. Die Partisanen hatten die von 
den Truppen zurückgelassenen Waffen eingesammelt und versteckt, um sie im 
Augenblick der großen, von den Kommunisten versprochenen politischen Revolu- 
tion einsetzen zu können. Dem entwaffneten offiziellen stand also ein geheimes, 
auf Umsturz sinnendes Italien gegenüber, das mit großen Mitteln ausgestattet war. 


Das Provisorische Heer 


1945 bestand das Heer praktisch nur aus den fünf Kampfgruppen, die an der 
Seite der Alliierten kämpfen durften, und aus einigen Hilfsverbänden. Unter dem 
Besatzungsregime war auch an den Wiederaufbau eines Heeres nicht zu denken. 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 


Zingarelli: Das neue italienische Heer 291 


Die Alliierten gestatteten jedoch die Aufstellung eines sogenannten Provisori- 
schen Heeres, bestehend aus fünf zweigeteilten Infanteriedivisionen, die aus den 
genannten fünf Kampfgruppen zusammengestellt wurden, und aus drei Infanterie- 
brigaden — Sicherheitsbrigaden genannt —, von denen zwei in Sizilien und eine 
in Sardinien stationiert wurden, sowie aus 10 Infanterieregimentern, die jedoch 
nicht zu Divisionen zusammengefaßt waren und an verschiedenen Stellen Italiens 
verteilt standen. Die Alliierten wollten Italien weniger ein eigenes Heer als viel- 
mehr Verbände zum Schutze der öffentlichen Ordnung zugestehen, die im Bedarfs- 
falle auch in kleineren Grenzaktionen eingesetzt werden konnten. 

Die Dinge entwickelten sich allerdings günstiger, als man ursprünglich voraus- 
sehen konnte: diese Verbände brauchten niemals im Dienste der öffentlichen 
Sicherheit eingesetzt zu werden. In der Zwischenzeit konnte man wieder in Ruhe, 
allerdings mit nicht geringen Schwierigkeiten, ein für die genannten Zwecke besser 
geeignetes Karabinierikorps aufstellen. 

Im Endergebnis diente das „Provisorische Heer“ also weniger dem Schutz der 
öffentlichen Sicherheit, — es wurde vielmehr zum Kern des heutigen Heeres. Die 
Anwerbung neuer Männer war allerdings außerordentlich schwierig, da auch die 
Rekrutierungsämter neu aufgebaut werden mußten. Auch wußte man nicht, welche 
Richtlinien man für die Ausbildung aufstellen sollte. Die zur Verfügung stehenden 
Geldmittel waren äußerst gering, und die Regierung wagte nicht, das Parlament 
um eine Erhöhung des Etats zu bitten, — er wäre doch nicht bewilligt worden. 
Die Ausrüstung des Heeres ähnelte der Jugoslawiens nach dem Ersten Weltkrieg, 
d.h. sie war aus den verschiedensten Typen italienischer und ausländischer Her- 
kunft zusammengestellt. Der Automobilpark bestand aus alten und abgenutzten 
Fahrzeugen, auch fehlten Ersatzteile. Für die Soldaten waren weder Uniformen 
noch Stiefel vorhanden. Dieser fast tragisch zu nennende Zustand dauerte bis zur 
Unterzeichnung des Friedensvertrages. Die Alliierte Militärmission mischte sich 
nur bis zum Frühjahr 1947 in die Angelegenheiten der italienischen Armee ein. 


Der Friedensvertrag 


Der Friedensvertrag legte jedoch fest, daß abgesehen von der Schleifung der 
Befestigungen, der Entmilitarisierung bestimmter wichtiger Zonen und dem Ver- 
zicht auf die Herstellung modernster Waffen Italien nur ein Heer von 185 000 
Mann haben dürfe, dazu 65 000 Mann Karabinieri. Auf Grund des Artikels 52 
sollten der Aufbau und die Ausrüstung des italienischen Heeres und seine Vertei- 
lung über das Gebiet des italienischen Staates ausschließlich auf Aufgaben im In- 
neren des Landes, auf die Bedürfnisse der örtlichen Grenzverteidigung und der 
Luftverteidigung ausgerichtet sein. Die Zahl der mittleren und schweren Panzer- 
fahrzeuge wurde auf 200 begrenzt und die Luftwaffe auf 200 Jagd- und Auf- 
klärungsflugzeuge sowie 150 Transport-, Seenot- und Schulmaschinen. Diese Zahlen 
gelten einschließlich der Ersatzmaschinen. Es gibt keine Bombenflugzeuge und 
keine Flugzeuge, die durch irgendwelche Vorrichtungen im Inneren zum Transport 
von Bomben geeignet sind. 

Diese Bestimmungen erschienen den Italienern im ersten Augenblick besonders 
aus psychologischen Gründen übertrieben hart: Wenn man die Bewaffnung eines 


r 
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Landes beschränkt, so ist das gleichbedeutend mit einer Beschränkung der Sou- 
veränität. Die Italiener erinnerten sich nur zu gut, daß 1919 Deutschland, Öster- 
reich und Ungarn die gleiche Behandlung zuteil geworden war. 


Aber so absurd es auch erscheinen mag, so war dies noch nicht das Schlimmste. 
Viel hemmender war, daß die finanziellen Mittel für die Aufstellung der durch den 


Friedensvertrag zugestandenen Streitkräfte fehlten, eine Tatsache, die dem größ- 


ten Teil des italienischen Volkes gar nicht zum Bewußtsein kam. Nachdem die 
regelmäßigen Rekrutierungen wieder einsetzten, half man sich daher zunächst da- 
mit, daß man die Wehrpflichtigen nicht, wie es im Gesetz vorgesehen war, 18 
Monate, sondern nur 12 Monate unter den Waffen hielt. Erst Anfang 1950 wurde 
der Militärdienst von 12 auf 15 Monate verlängert. Man kann also selbst heute 
noch nicht daran denken, die Soldaten eineinhalb Jahre lang in den Kasernen zu 
halten, wie es das Gesetz vorsieht. 

Im Frühjahr 1947 begann das Kriegsministerium, den Heeresdienst zu reorgani- 
sieren und zu verbessern, eine Bestandsaufnahme des vorhandenen Kriegsmaterials 
zu machen, die Ausbildungsordnung zu ergänzen und zu vervollkommnen, den 
bestehenden Einheiten einen entsprechenden organischen Aufbau zu geben, neue 
Einheiten aufzustellen und sich mit dem Grenzschutz zu befassen. 

Im Westen war diese Aufgabe infolge der Verbesserung der Beziehungen zu 
Frankreich verhältnismäßig leicht, im Norden zeichneten sich keine Gefahren ab. 
Aber im Osten machte das Jugoslawien Titos — kommunistisch, nationalistisch 
und recht laut mit seiner Forderung nach Triest — ernstes Kopfzerbrechen. Der 
Friedensvertrag hat Italien an seiner Östgrenze die Verteidigungsmöglichkeiten 
genommen, die dort seit 1919 bestanden. Die Unversöhnlichkeit der Jugoslawen 
ist übrigens derart groß, daß die Kommission, die die endgültigen Grenzen fest- 
legen soll, bisher noch kaum zu ihrer Aufgabe gekommen ist. 


Vom Friedensvertrag zum Atlantikpakt 


Die zwei Jahre von 1947 bis 1949, also von der Unterzeichnung des Friedens- 
vertrages bis zur Unterzeichnung des Atlantikpaktes, wurden jedoch sehr entschei- 
dend. Die Schulen und Ausbildungszentren wurden vervollkommnet, neue (z.B. 
die Panzerschule) errichtet, die ursprünglichen Infanteriedivisionen durch einen 
besseren organisatorischen Aufbau des Infanteriebataillons und den Ausbau der 
Panzerabwehr- und Luftabwehrregimenter verstärkt, größere Mittel zur Ver- 
fügung gestellt. 

Darüber hinaus wurde der Schutz der Grenze zwischen Alpen und Meer ver- 
stärkt, allerdings nicht in dem Maße, wie es eigentlich nötig wäre; denn im Ernst- 
fall müßten in diesem Gebiet mindestens vier bis sechs Divisionen eingesetzt 
werden. Die italienische Führung hat im Augenblick einige Infanteriedivisionen 
und das 8. Alpini-Regiment dort eingesetzt. Sie hat die Division „Mantua“ auf drei 
Abschnitte aufgeteilt (der Division fehlt allerdings motorisierte Artillerie und ein 
für den Gebirgskrieg geeignetes Geschütz) und die neuaufgestellte erste Gruppe 
Gebirgsartillerie an die Grenze beordert, zusammen mit dem ebenfalls neuaufge- 
stellten ersten Pionierbataillon und dem berühmten Bataillon „San Marco“, der 
von der Marine für Landungsoperationen verwendeten Formation. 
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Besondere Sorgfalt wurde auf die drei bestehenden Alpini-Regimenter verwen- 

det, die je mit einem selbständigen Troß ausgestattet wurden. Dank dem glänzen- 
den Wiederaufschwung der italienischen Automobilindustrie sind auch beachtliche 
Fortschritte in der Motorisierung gemacht worden, ohne die ein modernes Heer 
gelähmt ist. 
" Der Generalstab hat einen neuen Aufrüstungsplan ausgearbeitet, der unter Be- 
achtung der durch den Friedensvertrag festgelegten Grenzen die Richtlinien für 
den künftigen Ausbau des Heeres festlegt. Nach diesem Plan soll das Heer in 
Friedenszeiten 8 Infanteriedivisionen, 3 motorisierte Divisionen, 3 Gebirgsbrigaden, 
3 motorisierte Brigaden, die in leichte Panzerdivisionen umorganisiert werden 
können, Armee- und Korps-Truppen sowie Trosse umfassen. 


Da der Plan schon seit 1948 fertig ist, liegt er der seitdem geleisteten Arbeit 
zugrunde. Schon 1948 wurden nach Auflösung der 3 Infanteriebrigaden des Pro- 
visorischen Heeres die Infanteriedivisionen „Grenadiere Sardiniens“ und „Aosta“ 
aufgestellt, ferner die Panzerbrigade „Ariete“ 3 Panzeraufklärungsregimenter, 2 
Gruppen schwere Feldartillerie, 2 Gruppen schwere Flak, Pionier- und Nachrich- 
tenabteilungen, schließlich Übungsformationen. Man will unter Auswertung der 
Erfahrungen des letzten Krieges feststellen, welches der beste Aufbau für In- 
fanterie-Einheiten ist, welche Lücken also ausgefüllt werden müssen. 


Die Zeit von Anfang 1947 bis Anfang 1949 wurde gut ausgenutzt und hätte 
noch besser ausgenutzt werden können, wenn das Heeresbudget größer gewesen 
wäre. Aus zwei Gründen war das nicht der Fall: Erstens nahm der wirtschaftliche 
Wiederaufbau des Landes den größten Teil der Einnahmen in Anspruch, und zum 
anderen ließ es die hemmungslose Agitation von links, besonders nach dem Aus- 
tritt der Kommunisten aus der Regierung (mit anderen Worten also, nachdem 
Italien zu verstehen gegeben hatte, daß es an der Seite Amerikas marschieren will), 
ratsam erscheinen, bezüglich der Aufrüstung langsam vorzugehen, um größere Er- 
schütterungen im Inneren zu vermeiden. 

Um noch einmal auf das Thema des Militärbudgets zurückzukommen: 1947/48 standen 
126 Milliarden Lire für ein Heer mit einer Sollstärke von 150000 Mann zur Verfügung 
und im folgenden Rechnungsjahr 145 Milliarden für eine Sollstärke von 165 000 Mann. 
Da man nicht gerade im Geld schwamm, war die Parole: Sparsamkeit. Um etwas größere 
Mittel zur Verfügung zu haben und die notwendigen Lücken aufzufüllen, wäre das Ver- 
teidigungsministerium 1948 mit einem außerordentlichen Etat von etwa 50 Milliarden Lire 
zufrieden gewesen, aber das wurde ihm nicht bewilligt. Der Atlantikpakt und der Korea- 
konflikt haben die Regierung in diesem Jahr veranlaßt, zusätzlich 250 Milliarden Lire zu 
fordern, die schon von der Abgeordnetenkammer genehmigt sind, denen aber noch die 
Billigung des Senats fehlt. 

Das Land stand noch unter dem Eindruck des erst vor kurzem erfolgten Zu- 


sammenbruchs, und es bestand daher gegenüber Generalstab und Oberkommando 
eine große Voreingenommenheit. Man war umsichtig genug, das Portefeuille für 
die Verteidigung lieber einem Politiker als einem Berufssoldaten anzuvertrauen, 
wobei die Politiker von den jeweiligen Parteien unterstützt wurden, während die 
Militärs keine Unterstützung gehabt hätten. 

Aber erst mit der am 24. Mai 1948 erfolgten Ernennung desRepublikaners Randolfo 
Pacciardi zum Verteidigungsminister kam die Sache der italienischen Wehrmacht 
in die Hände eines Mannes, der die Wichtigkeit und Schwere der Aufgabe ver- 
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stand und der daher die Forderungen in entsprechender Weise anmeldete. Der 


Minister Paceiardi ist ein alter Mazzinianer, der aus Haß gegen den Faschismus 
im Spanischen Bürgerkrieg auf Seiten der Roten gekämpft hat, wo seine Gegner 
Franco-Anhänger und Italiener waren. Diese Handlungsweise ist ihm weder von 
den Berufsoffizieren, die gern gesehen hätten, daß dieser ehemalige Bersaglieri- 
offizier seinem Eid auf den König treu geblieben wäre, noch von den zahlreichen 
italienischen Freiwilligen des Spanienfeldzuges verziehen worden. Aber auch die 
Männer der äußersten Linken haben die Beteiligung Pacciardis am Spanienfeldzug 
nicht mit Wohlgefallen aufgenommen, denn zwischen seinen liberal-republikani- 
schen Ideen und dem Kommunismus besteht keinerlei Verwandtschaft. Und wir 
haben guten Grund anzunehmen, daß der Kabinettskollege de Gasperis in seinem 
Herzen heute seine Handlungsweise schon mehrfach bereut hat. Selbst in einem 
Lande, das wie Italien geneigt ist, schnell zu vergessen, halten sich gewisse Vor- 
urteile lange Zeit, und der politische Kampf tut alles, um sie am Leben zu erhalten. 
Korrekterweise muß man jedoch feststellen, daß viele hohe Offiziere anerkennen, 
daß Pacciardi für die italienische Wehrmacht in der Nachkriegszeit mehr geleistet 
hat als irgendein anderer Zivilist an der Spitze des Ministeriums. Wahrscheinlich 
hätte es auch ein General nicht besser machen können. 


Italien im Atlantikpakt 


Der Atlantikpakt brachte im Frühjahr 1949 die Wende. Seit zwei Jahren umfaßt 
das Heer als bewegliche Einheiten 5 Infanteriedivisionen (von denen eine vollauf- 
gefüllt und dreigeteilt ist und zwei mit reduziertem Bestand dreigeteilt sind), 
2 motorisierte Divisionen (eine in voller und eine in reduzierter Stärke), 1 Ge- 


birgsbrigade in reduzierter Stärke, 1 Panzerbrigade, einige nicht in Divisionen 


zusammengefaßte Infanterieregimenter, Heeres- und Korps-Truppen sowie Trosse. 


Um das Heer zu verstärken, mußte man unter Beachtung der einschränkenden 
Klauseln des Friedensvertrages die Möglichkeiten, die die Sollstärke bietet, und 
die Hilfe, die Italien auf Grund des militärischen Beistandspaktes erhalten konnte, 
als Grundlage nehmen. Für das Rechnungsjahr 1949/50 waren etwa 146 Milliarden 
Lire für eine Sollstärke von 175 000 Mann vorgesehen, und, wie Pacciardi in der 
Kammer bekanntgegeben hat, schwankt der Verteidigungsbetrag für alle drei Waf- 
fengattungen in diesem Jahr zwischen 330 und 340 Milliarden, von denen ein 
guter Teil jedoch für Pensionen, zusätzliche Arbeitskräfte, Minenräumung usw. 
verwendet werden muß. 

Inzwischen hat Italien im ersten Jahr des Atlantikpaktes bereits Kriegsmaterial 
im Werte von etwa 200 Milliarden Lire von den USA erhalten, im zweiten Jahr 
wird eine noch größere Zuweisung erwartet. Sobald das Verteidigungsministerium 
etwas Luft holen konnte, hat es die Kriegs- und Waffenschulen wieder aufgebaut, 
die schon bestehenden Schulen erweitert, Ausbildungszentren für die Gebirgstrup- 
pen geschaffen, die Kurse verstärkt und die Dauer der Manöver verlängert. Ferner 
hat das Verteidigungsministerium die bestehenden Infanteriedivisionen aufgefüllt 
und den Prozentsatz der Iststärke gegenüber der Sollstärke erhöht, weitere 2 Di- 


. 
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isionen neu aufgestellt, von denen eine motorisiert ist, und die bestehenden 
sebirgs- und Panzerbrigaden sowie die Heeres- und Korps-Trosse aufgefüllt. 
\ußerdem hat man alles getan, um das noch vorhandene Kriegsmaterial auf den 
ıeuesten Stand zu bringen, Material- und Verpflegungsmagazine wieder einzurich- 
en, sich im Hinblick auf die Bedürfnisse der Pionierabteilungen mit Rüstungs- 
naterial zu versehen und den Automobilpark zu verbessern, so daß das Heer zwar 
ı10ch weit entfernt ist von dem, was es eigentlich sein sollte, aber zweifellos große 
"ortschritte gemacht hat. 

Es besteht heute aus folgenden taktischen Einheiten: 

9 Infanteriedivisionen (5 dreigeteilte und 4 zweigeteilte, von denen einige jedoch noch 

nicht die volle Sollstärke erreicht haben), 

2 Gebirgsbrigaden, 

1 Panzerbrigade, 

Heeres- und Korpstruppen und -trossen, die z.Z. aufgefüllt werden. 

Der größte Teil des Militärbudgets wird dazu verwendet, die Stärke der ein- 
‚elnen Einheiten, Ausrüstung und Magazine zu verstärken, die in der Aufstellung 
jegriffenen Divisionen aufzufüllen, die Gebirgsbrigade „Trient“ und die Heeres- 
ınd Korpstruppen zu ergänzen. All dies wird durch die wachsende Hilfe möglich 
werden, die Italien aus dem militärischen Beistandspakt erhält. Ende 1951 soll das 
leer folgende Einheiten umfassen: 

9 Infanteriedivisionen (davon 5 dreigeteilte und 4 zweigeteilte, 3 davon motorisiert), 

3 Gebirgsbrigaden, 

2 Panzerbrigaden, 

Heeres- und Korpstruppen. 

Darüber hinaus ist vorgesehen, daß die Stärke der einzelnen Einheiten erhöht 
werden sull und zwar derart, daß einige etwa 90, andere etwa 80 Prozent der 
Sollstärke erreichen. 

Minister Pacciardi hat unter dem Hinweis darauf, daß unsere Industrie nur 
jewegliche Waffen herstellen darf, gesagt, daß die Artillerie noch einige Typen 
yenutzen kann, die schon im letzten Krieg zu ihrer Ausrüstung gehörten, während 
las übrige Material englischer und amerikanischer Herkunft sei. Es erfordert 
nonatelange Arbeit, um dieses Material auf die einzelnen Truppenteile zu ver- 
'eilen, da man ja zunächst einmal die zukünftigen Ausbilder selbst ausbilden muß. 
Jie Verwendung wird auch erst dann praktisch möglich sein, wenn die italienische 
'ndustrie für die Herstellung der fehlenden Munition eingerichtet ist. 


Der Offiziersnachwuchs 


Wenn auch der wissenschaftliche Fortschritt darauf gerichtet ist, die Heere mit 
ıpezialwaffen auszustatten, so werden diese Waffen doch auch weiterhin von 
#enschen bedient, und in jedem Heer der Welt wird der Faktor Mensch entschei- 
lend bleiben. Es waren Männer, die die Elefanten des Hannibal führten, Männer 
ahren heute die Panzer und bedienen die Elektronenapparate. 

Bevor Italien mit der Ausbildung von Spezialisten beginnen konnte, mußte es 
rst einmal das Offizierskorps sichten, das bei Kriegsende weit größer als erfor- 
‚erlich war, und die jungen Leute, denen der verlorene Krieg die Lust an der 
filitärlaufbahn genommen hatte, auf die Akademien ziehen. Von den alten Offi- 
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zieren waren viele demoralisiert und viele nicht in der Lage, sich den neuen tech- 
nischen Notwendigkeiten anzupassen. 

Um das Offizierskorps auf einen normalen Stand zu bringen, mußten verschie- 
dene Gesetze erlassen werden, die allerdings noch nicht alle in Kraft getreten 
sind. In der Zwischenzeit hat man sich damit beholfen, daß man einige Reserve- | 
offiziere wieder einberufen und, um die kleineren Einheiten aufstellen zu können, | 
besonders befähigte Reserveoffiziere im Dienst behalten hat. Darüber hinaus ist 
1 
| 


vorgesehen, außerplanmäßige Anwärterprüfungen zu veranstalten, so daß die Aka- | 
demie von Modena ein größeres Kontingent für die Ausbildung zur Verfügung hat. 
Das Offiziersproblem war bis vor kurzem sowohl ein psychologisches als auch 
ein finanzielles Problem. In der unmittelbaren Nachkriegszeit war die Besoldung 
alles andere als glänzend, aber selbst heute sieht es kaum so aus, als ob sie 
besser wird. Ohne äußerste Opfer geschehen keine Wunder. Ein Offizier ohne 
Familie kommt noch einigermaßen aus. Der verheiratete Offizier jedoch betrachtet 
eine Beförderung mit der damit verbundenen Versetzung fast als Strafe; denn an 
seinem neuen Wohnsitz ist er gezwungen, sich eine neue Wohnung zu suchen, die | 
dem Mietenstop nicht unterliegt und die er bestimmt nicht bezahlen kann. | 
Es gibt nur sehr wenig Berufsoffiziere. Daran wird sich vorläufig nichts ändern. | 
Den Einheiten werden weiterhin die für die ordnungsmäßige Aufstellung unbe- 
dingt nötigen Unteroffiziere fehlen, wenn die vom Verteidigungsministerium 
immer wieder angeforderten Mittel nicht bewilligt werden. Auch auf diesem Ge- 
biet mußten neue grundsätzliche Gesetze ausgearbeitet werden, die dem Parlament 
zur Genehmigung vorliegen. Die in Lecce errichtete Schule für Offiziersanwärter | 
ist jedoch wieder in Betrieb und wird z.Z. von 2100 Freiwilligen besucht. Es} 
werden auch wieder Kurse eigens für Wehrpflichtige abgehalten. Ebenso ist die 
Schule für Offiziersanwärter in Spoleto wieder eröffnet. | 
Aber infolge der großen Schwierigkeiten, die aus der Unzulänglichkeit der Geld- | 
mittel entstehen, werden hauptsächlich Freiwillige mit Spezialkenntnissen einge-} 
zogen, die sich für eine längere Dienstzeit verpflichten, wie sie nunmehr für alle! 
Einheiten unerläßlich ist. Wo man mindestens 30000 Mann haben müßte, ver-: 
fügen wir im Augenblick nur über 7000. Während des letzten Krieges hatte man 
beste Leute, aber einer nach dem anderen hat, angelockt durch die glänzenden) 
Gehälter in der Privatindustrie oder auch durch das sichere Einkommen als freier! 
Handwerker, das Heer verlassen. 
Seiner Mentalität entsprechend betrachtet sich der Soldat, der als Spezialist! 
ausgebildet ist, zunächst einmal als Spezialist und dann erst als Soldat und möchte: 
daher auch als Elektriker, als Fahrer, als Funker, als Mechaniker usw. besoldet' 
werden und nicht als Soldat in Uniform. Wenn sich das Finanzministerium erst! 
einmal entschlossen hat, die Mittel zu bewilligen, dann werden auch auf diesem) 
Gebiet, das besonders für die Luftwaffe eine Gefährdung bildet, die Dinge inı 
Ordnung kommen. | 
| 

| 


Ausbildung und Moral 


Man schickt besonders qualifizierte Offiziere auf Spezialschulen in die Vereinig.. 
ten Staaten, während die übrigen die Kurse auf den Waffenschulen besuchen. Mini- 
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ster Pacciardi selbst hat die zur Verfügung stehenden Lehr- und Ausbildungsmög- 
lichkeiten als umfassend bezeichnet: im Heer bestehen bereits 30 Schulen mit 
70 Jahreskursen und 10 000 Teilnehmern, die vom Oberstleutnant bis zum spezia- 
lisierten Freiwilligen alles umfassen. Die vollkommen neu bearbeiteten taktischen 
Dienstvorschriften legen die Richtlinien für den Einsatz der einzelnen Einheiten 
vom Zuge bis zur Division fest. Die Ausbildung ist in erster Linie auf den Trup- 
pendienst ausgerichtet, wenn auch die theoretische Ausbildung nicht vernachlässigt 
wird. Die Techniker erklären allerdings, daß die gesteckten Ziele noch nicht er- 
reicht worden sind. 

Die Offiziere bestätigen übereinstimmend, daß der Rekrut sich in den Kasernen 
und Ausbildungslagern sehr schnell von dem Einfluß der demagogischen Phrasen 
befreit, die ihn in der Umgebung, aus der er kommt, ständig anfallen. Es wäre 
jedoch zu optimistisch, daraus herleiten zu wollen, daß der Kommunismus es auf- 
gegeben hat, den Soldaten als ein leicht zu bearbeitendes Element zu betrachten, 
und daher nicht mehr vorsieht, Propaganda zu treiben und ins Heer einzudringen, 
um dort Zellen zu bilden. Aber im ganzen gesehen scheint der Soldat doch in sich 
sehr viel gefestigter zu sein, als man es in den bewegten Zeiten befürchten mußte. 


Stammrollen 


Es war außerordentlich schwierig und mühselig, die Männer zu den Waffen zu- 
rückzurufen und sie wieder in Einheiten zusammenzufassen. Von den 1000 Ka- 
sernen, über die das Heer in der Vorkriegszeit verfügte, waren nur noch 880 
unbeschädigt geblieben, von denen noch dazu 450 vorübergehend zweckentfremdet 
waren. Von den restlichen 430 entsprachen viele nicht mehr den Erfordernissen 
eines modernen Soldatenlebens, nicht einmal dem Soldatenleben, das Feldmarschall 
Montgomery selbst vor fünf Jahren als Ideal bezeichnet hat. Einige Gebäude waren 
alt, andere beschädigt. Die Wehrbezirkskommandos waren von 101 auf 96 vermin- 
dert worden und die Verwaltungskadres von 240 auf 80. Wenn man bedenkt, daß 
alle Archive mit den Personalbogen, den Stammrollen und den ganzen schriftlichen 
Unterlagen vernichtet sind, so kann sich jeder vorstellen, wieviel Arbeit nötig war, 
um diese Archive wieder aufzubauen, zu reorganisieren und die Aufenthaltsorte 
der Reservisten und Rekruten festzustellen. Eine unvorhergesehene, aber sehr 
wertvolle Hilfe leisteten die Rückkehrer und die aus der Kriegsgefangenschaft 
heimkehrenden Soldaten selbst, die auf die noch bestehenden Bezirkskommandos 
und zu den noch bestehenden Einheiten kamen, um ihr Militärverhältnis zu 
regeln, sich rückständigen Sold auszahlen zu lassen, Dokumente der verschieden- 
sten Art anzufordern. 

Als der Arbeitsmarkt bessere Verdienstmöglichkeiten bot, verließen die zivilen 
Angestellten nach und nach die Dienststellen. Es war äußerst schwierig, Ersatz für 
diese Leute zu finden. Die Hauptarbeiten konnten jedoch inzwischen erledigt wer- 
den, und die Stammrollen der Reservisten aus den jüngsten Jahrgängen sind 
wieder verfügbar. Auch der Wiederaufbau der Stammrollen für die älteren Jahr- 
gänge ist fast beendet. Die wichtigsten Bezirkskommandos wurden mit Vervielfäl- 
tigungsmaschinen ausgestattet, um leichter und schneller Kopien der Stammrollen 
und der Unterlagen über das Militärdienstverhältnis herstellen zu können. Das 
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Ministerium beabsichtigt, alle Bezirkskommandos mit solchen Apparaten auszu- 
statten und in den Büros eine immer stärkere Mechanisierung einzuführen. 


Bekleidung, Besoldung, Verpflegung 


Wir können unsere Ausführungen nicht schließen, ohne auf die Verbesserungen 


hinzuweisen, die in der Behandlung der Soldaten eingetreten sind; ein Punkt, der 


während des Krieges des öfteren die Aufmerksamkeit der deutschen Soldaten und 
Offiziere erweckt hat. Es sei vorausgeschickt, daß die alte graugrüne Uniform für 
Soldaten und Offiziere abgeschafft worden ist. Heute wird nur noch eine Khaki- 
uniform getragen, die wegen ihres Schnittes und ihrer Bequemlichkeit im Tragen 
allgemeine Zustimmung findet und nicht mehr wie noch 1945 als eine uner- 
wünschte und unnötige Angleichung an die Uniform der Sieger betrachtet wird. Im 
Augenblick seiner Einberufung erhält der Soldat zwei Winteruniformen und zwei 
Sommeruniformen. Je eine davon ist eine neue Ausgehuniform, und die andere, 
di classe genannt, ist für den Dienst in der Kaserne bestimmt. Alles in allem ge- 
nommen besteht die Ausrüstung eines Soldaten, abgesehen von der Bewaffnung, 
aus 77 einzelnen Stücken und kostet 165 000 Lire, eine recht beachtliche Summe, 
wenn man bedenkt, wie sehr die finanziellen Mittel beschränkt sind. 


Aber besonders auffallend sind die Verbesserungen auf dem Gebiete der Ver- 


pflegung und der Besoldung. Der Soldat, der 1943 einen Wehrsold von 1 Lira pro. 


Tag erhielt, bekam ein Jahr später 10 Lire und danach 25, dann 40, dann 45, 
dann 50 und seit dem 1. August 1949 55 Lire. Neben seinem Sold erhält der Soldat, 
der Dienst außerhalb seiner Einheit tut, täglich 1085 Lire, wenn er keine Verpfle- 
gung und Unterkunft erhält, 280,50 Lire, wenn er nur Verpflegung erhält und 
50 Lire, wenn er Verpflegung und Unterkunft bekommt. Der Betrag von 1085 Lire 
soll jedoch allmählich auf 1800 Lire pro Tag erhöht werden. Auch die anderen 
Beträge werden dann entsprechend erhöht werden. Während der Übungen, Manö- 
ver usw. beträgt die Marschzulage 34 Lire täglich, und in den Grenzgebieten 
erhält der Soldat 10 Lire Quartiergeld täglich. 

In den Kasernen erhalten die Soldaten eine tägliche Verpflegungsration von 
500 g Brot, 200 g Teigwaren, 25 g Reis, 200 g Frisch- oder Gefrierfleisch mit Kno- 
chen, 40 g Trockengemüse, 13 g Tomatenmark, 12 g gerösteten Kaffee, 20 g Zucker, 
6 g Käse zum Reiben, 24 g Schnittkäse, 40 g Fett, 25 g Salz, 350 g frischem Gemüse, 
250 g frischem Obst, 1/2 Liter Wein, Tabak und Streichhölzer im Werte von 50 Lire 
und eine Zuweisung von 25 Lire, mit der die Verpflegung nach eigenem Geschmack 
verbessert werden kann. Diese Ration hat einen Wert von 443 Lire. Verpflegung 
und Sold für einen Soldaten kosten also 498 Lire. 

Wenn man dazu dann noch die Bekleidung, die Unterkunft, die ärztliche Be- 
treuung usw. rechnet, so befindet sich der italienische Soldat in einer finanziellen 
Lage, um die ihn viele Arbeiter und kleine Angestellte beneiden. Es kommt daher 
häufiger vor, daß Soldaten nach Ableistung ihres Militärdienstes versuchen, weiter- 
hin im Dienst zu bleiben. Bezeichnenderweise wurde die Entscheidung der Regie- 
rung, die Dienstzeit von 12 auf 15 Monate zu verlängern, von der Truppe mit 
äußerster Ruhe aufgenommen, abgesehen von denen natürlich, die das Glück 
haben, im Privatleben irgendwelche Privilegien zu genießen. 
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In der Kaserne lebt der Soldat nicht mehr wie in der Vorkriegszeit. Die Klapp- 
betten sind — allerdings noch nicht überall — durch Metallbetten ersetzt, außer- 
dem sind moderne Waschräume mit fließendem Kalt- und Warmwasser, auch zum 
Abspülen des Geschirrs und für das wöchentliche Bad der Truppe, eingebaut wor- 
den. Den Soldaten stehen Aufenthaltsräume und Kantinen zur Verfügung. 
Außerdem gibt es Schulen für die nicht mehr so zahlreichen Analphabeten unter 
den Rekruten. 


Marine und Luftwaffe 


Obgleich die Marine durch den Friedensvertrag sehr eingeschränkt ist und noch 
nicht an eine Erneuerung ihres Materials gehen konnte, ist sie die Waffe, die einen 
sehr hohen Korpsgeist bewahrt hat. Rein psychologisch gesehen, haben die Ereig- 
nisse der letzten Jahre die Marine fast nicht berührt. 

Die Luftwaffe steht dagegen noch vor sehr großen Aufgaben. Heute gibt es 11 
Jagdgruppen, von denen eine in Zusammenarbeit mit dem Heer und eine in Zu- 
sammenarbeit mit der Marine für die U-Bootjagd vorgesehen ist. Die italienische 
Industrie hat mit dem Bau von Düsenjägern begonnen. Die ersten 80 werden 
noch in diesem Jahr fertig werden. Außerdem gibt es 2 Transportgruppen und 
230 Flugzeuge für verschiedene Zwecke, wie z.B. Schulung und Ausbildung oder 
Rettung aus Seenot. 

Das große Problem sind die Piloten. Die Flieger, die während des Krieges mit 
Maschinen, die die Deutschen als fliegende Särge bezeichnet haben, wahre Wunder 
vollbrachten, sind inzwischen älter geworden. Für Düsenjäger muß man aber ganz 
junge Piloten haben. Nach Angaben des Ministers Pacciardi gibt es im Augenblick 
1300 Flieger, dazu kommen 1000, die noch in Ausbildung sind. 

Die Flugplätze muß man als ziemlich veraltet bezeichnen. Für die Anpassung an 
den neuesten Stand und den Einbau neuer technischer Anlagen braucht man viel 
Zeit und Geld. Aber im Laufe des Jahres 1951 dürften an die 10 Flugbasen zur 
Aufnahme von Düsenjägern bereit sein. Die Flugabwehr wird z.Z. vollkommen 
reorganisiert. Man hat sie der Luftwaffe übertragen, während der Schutz der Häfen 
der Marine übertragen wurde. 


Die Frage der Rüstiungsfreiheit 


Die italienische Regierung hat bisher — ob aus finanziellen oder aus politischen 
Gründen mag dahingestellt bleiben — nicht sehr auf einer Revision der Militär- 
klauseln des Friedensvertrages bestanden. Die Zeit wird schon dafür sorgen. 
Außerdem haben kürzlich die von dem amerikanischen Senat gebilligten Vorschläge 
des Senators Watkins und die anschließende Rede des Senators Kennedy gezeigt, 
daß die Sieger, die heute die Freunde und Alliierten der Italiener sind, selbst da- 
von überzeugt sind, daß die Verbote nicht mehr in Einklang zu bringen sind mit 
den Rechten und Pflichten, die Italien durch den Beitritt zum Atlantikpakt über- 


nommen hat. 


GOTTHOLD RHODE 
Bistumsgrenzen ostwärts von Oder und Neiße 


Zu Anfang des Jahres 1951 enthob die polnische Regierung in den von ihr ver- 
walteten deutschen Ostgebieten die bisherigen Apostolischen Administratoren ihrer 
Ämter und verfügte die Wahl von regierungstreuen bischöflichen Kapitular- 


vikaren, um auf diese Weise die vorläufige kirchliche Verwaltung in den deutschen 
Östgebieten in eine ständige umzuwandeln. 


Vorläufige Ordnung von 1945 


1945 bestanden in Ostdeutschland folgende Bistümer: Breslau, Danzig, 
Ermland mit der Freien Prälatur Memel und die Freie Prälatur Schneidemühl. 
Außerdem lag ein großer Teil der Diözese Berlin und ein winziges Gebiet der 
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Diözese Meißen jenseits von Oder und Neiße (vgl. Karte 1). Breslau, Berlin, Erm- 
land und Schneidemühl waren in der Erzdiözese Breslau mit 3 Millionen Gläubigen | 
zusammengefaßt, während Danzig mit etwa 145 000 Seelen und Meißen dem Hei- 
ligen Stuhl unmittelbar unterstellt waren. Das Generalvikariat Glatz mit 165 000 


Seelen gehörte zum Erzbistum Prag und das Generalvikariat Branitz-Leobschütz- 
Hultschin mit über 135 000 Seelen zum Bistum Olmütz, 
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Da die Oder-Neiße-Linie dem Sinne nach nur eine Verwaltungsgrenze sein sollte, 
sah sich der Vatikan nicht veranlaßt, eine Veränderung in der Diözesaneinteilung 
vorzunehmen, ebensowenig wie etwa die Grenzen der Besatzungszonen oder die 
Änderung der Ländergrenzen in der Bundesrepublik eine Neuumschreibung der 
Diözesen nach sich zog. Die Austreibung der deutschen Bevölkerung, die auch vor 
den Geistlichen nicht Halt machte und bald eine große Zahl der kirchlichen Ämter 
verwaisen ließ, veranlaßte ihn aber zu einer vorläufigen Regelung, „um die geist- 
liche Versorgung der Gläubigen zu gewährleisten“. Zu diesem Zwecke erhielt nach 
dem Tode des greisen Erzbischofs von Breslau, Kardinal Bertram, im Juli 1945 
der Erzbischof von Gnesen, Kardinal Hlond, den Auftrag, die kirchlichen Verhält- 
nisse neu zu ordnen. Er hatte während der Zeit der deutschen Besetzung in Rom 
geweilt und war mit den sowjetischen und polnischen Truppen ins Land gekom- 
men. Am 15. August 1945 setzte er Apostolische Administratoren in Breslau, Op- 
peln, Landsberg an der Warthe, Schneidemühl, Danzig und Allenstein ein. Mit 
dieser Regelung paßte er die kirchliche Gebietseinteilung den von der polnischen 
Regierung geschaffenen Provinzen an, ohne daß er freilich eine Änderung der Diö- 
zesangrenzen vornehmen konnte. Hlond, seit jeher ein Vertreter des polnischen 
Nationalismus, ernannte nur Polen zu Administratoren, ja, er zwang sogar den 
einzigen verbliebenen deutschen Kirchenfürsten, den Bischof Maximilian Kaller 
von Ermland, mit staatlicher Hilfe zur Übergabe seiner Jurisdiktionsrechte und 
zum Verlassen der Diözese. 

Trotzdem war die polnische Regierung mit dieser Regelung nicht einverstanden, 
da sie den Stempel der Vorläufigkeit trug und kirchenrechtlich nichts änderte: 
Nach wie vor blieben die vertriebenen Bischöfe und Pröbste Inhaber ihrer Ämter, 
und alle neu eingesetzten polnischen Geistlichen, auch die einzelnen Pfarrer, durf- 
ten sich nur als vorübergehende Administratoren betrachten. Die polnische Regie- 
rung verlangte vielmehr eine endgültige Neuregelung durch den Vatikan unter 
Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als Grenze. Da Rom diesem Verlangen nicht 
entsprechen wollte und konnte, kündigte die Regierung am 16. September 1945 
durch eine einseitige Erklärung das am 10. Februar 1925 geschlossene Konkordat 
mit der Begründung, der Vatikan habe es in der Zeit der deutschen Besetzung 
mehrfach verletzt. 


Kampf gegen den Standpunkt der Kirche 


In den folgenden Jahren war die „Aufhebung der Vorläufigkeit der kirchlichen 
Verwaltung in den Westgebieten“ einHauptprogrammpunkt im Kampf des polnischen 
Staates gegen die katholische Kirche. Unter oft geschmacklosen Verdächtigungen 
gegen den Papst wurde dem Vatikan in Verlautbarungen, Reden und Aufsätzen 
immer wieder besondere Deutschfreundlichkeit vorgeworfen, die der wirkliche 
Grund für sein Verhalten sei. Im Winter 1949/1950 wurden einige Tausend Kund- 
gebungen in ganz Polen und den deutschen Ostgebieten abgehalten, die mit Hun- 
derttausenden von Unterschriften den Vatikan zur Anerkennung der Oder-Neiße- 
Linie aufforderten. Da die Forderungen in Rom kein Echo fanden, ging die 
Regierung wie in den übrigen Satellitenländern den Weg des geringeren Wider- 
standes, indem sie direkte Verhandlungen mit dem polnischen Episkopat anknüpfte. 
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Das führte nach mehreren Monaten zum Abschluß des Abkommens vom 14. April 
1950 zwischen drei Vertretern des Episkopats und den polnischen Regierungs- 
beauftragten. Es regelte in neun Punkten das Verhältnis von Staat und Kirche in 
einer für die Kirche scheinbar recht günstigen Weise. Die Frage einer Neuregelung 
der kirchlichen Verwaltung wurde nicht berührt, aber die Bischöfe mußten sich 
verpflichten, „aus politischen, historischen, kulturellen und religiösen Zweckmäßig- 
keitsgründen“ für die Zugehörigkeit der „Westgebiete“ zu Polen einzutreten und 
sich gegen die „Revisionsbestrebungen“ der deutschen Geistlichkeit zu wenden. 
Damit war offenbar nicht nur die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie durch die 
polnischen Bischöfe, sondern auch die Einführung einer ständigen polnischen kirch- 
lichen Verwaltung in den deutschen Ostgebieten gemeint, zu der aber nach kano- 
nischem Recht allein der Heilige Stuhl berechtigt ist. 


Ein halbes Jahr später, im November 1950, zeigte die Regierung, wie sie das 
Abkommen verstanden wissen wollte. Die Behörde für kirchliche Angelegenheiten 
forderte in einem in scharfem Ton gehaltenen Brief an den Sekretär des Episko- 
pats Bischof Choromanski, der in der gesamten Presse veröffentlicht wurde, die 
sofortige Einsetzung ständiger Bischöfe und Pröbste in den „Westgebieten“, da 
durch den inzwischen unterzeichneten Vertrag mit der Deutschen Demokratischen 
Republik die Oder-Neiße-Linie nunmehr als „ewige“ polnische Westgrenze festgelegt 
sei. „Da nichts die volle Stabilisierung der politischen Rechtsverhältnisse in den 
Westgebieten hindern kann“, heißt es in dem Brief, „beabsichtigt die Regierung, 
diesen Zustand der Vorläufigkeit nicht länger zu dulden, und fordert den polni- 
schen Episkopat auf, den gegenwärtigen Zustand der Vorläufigkeit der kirchlichen 
Ämter in den Westgebieten aufzuheben, wobei sie mit Nachdruck unterstreicht, 
daß die Vorspiegelung formaler Rücksichten in einer Angelegenheit so grundsätz- 
lichen Gewichts keinerlei Rechtfertigung darstellt.“ Tatsächlich sind aber diese 
„formalen Rücksichten“ ein entscheidender Bestandteil des kanonischen Rechtes, 
und eine selbständige Neuregelung ohne Zustimmung des Vatikans hätte nichts 
anderes als eine Trennung von Rom bedeutet. Darum konnten die polnischen 
Bischöfe dem Regierungsappell auch nicht Folge leisten. Nun handelte die Behörde 
für kirchliche Angelegenheiten selbst, indem sie sich der schon vor Jahren ins 
Leben gerufenen Organisation der „patriotischen Priester“ bediente. In zahllosen 
Kundgebungen und Adressen von Priestern, Mönchen, Nonnen und katholischen 
„Aktivisten“ um die Jahreswende 1950/51 kehrten ständig folgende Sätze wieder: 
„Wir verbinden uns mit dem Wunsch des ganzen polnischen Volkes, daß der Zu- 
stand der Vorläufigkeit der Kirchenverwaltung in den Westgebieten aufgehoben 
wird. Diese urpolnischen Gebiete sollen endgültig ihre ständigen Bischöfe erhalten 
anstatt der bisherigen Apostolischen Administratoren“. Die Behörde für kirchliche 
Angelegenheiten erfüllte also nach der amtlichen Lesart den Wunsch „breitester 
Schichten der polnischen Geistlichkeit“, — tatsächlich gehören nur etwa 1500 von 
über 5500 polnischen Geistlichen zu den „patriotischen Priestern“, — wenn sie den 
Apostolischen Administratoren die weitere Ausübung ihrer Ämter untersagte und 
„gewählte bischöfliche Kapitularvikare“ an ihre Stelle setzte. Wer sie eigentlich 
gewählt hat, sagen die amtlichen Verlautbarungen nicht, sie sprechen nur von 
„Diözesanräten“. Eine kanonische Wahl wäre nur durch die Domkapitel möglich 
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gewesen, die aber in Breslau, Danzig und im Ermland durch die Vertreibung der 
deutschen Domherren nicht existieren und in Oppeln, Landsberg an der Warthe 
und Schneidemühl auch nie existiert haben. Die Wahlen können also nur von einer 
„Diözesanrat“ genannten Gruppe von Geistlichen vorgenommen worden sein und 
sind deshalb nicht kanonisch, ganz abgesehen davon, daß sie in jedem Fall der 
Bestätigung durch den Vatikan bedurft hätten, der allein berechtigt ist, Bischöfe 
zu ernennen. 

Die erste Reaktion der polnischen Bischöfe war ein feierlicher Protest des Erz- 
bischofs Wyszynski, der seit dem Tode von Kardinal Hlond Erzbischof von Gnesen 
und Primas von Polen ist, bei Staatspräsident Bierut. Eine vierstündige Aussprache 
des Erzbischofs mit Bierut hatte aber das Ergebnis, daß Wyszynski Anfang März 
den neu gewählten Kapitularvikaren, „die das volle Vertrauen des Staatspräsiden- 
ten besitzen“, die Jurisdiktionsrechte übertrug und Geistlichkeit wie Gläubige auf- 
forderte, „den neuen Diözesanverwaltern Vertrauen entgegenzubringen und ihnen 
die notwendige Unterstützung zu leihen“. Das Recht zu dieser Jurisdiktionsver- 
leihung leitet Wyszynski aus den 1945 an Kardinal Hlond verliehenen besonderen 
Vollmachten des Heiligen Stuhls her, die auf ihn als Hlonds rechtmäßigen Nach- 
folger übergegangen seien. 

Der Episkopat hat also den Wünschen der Regierung nachgegeben, um den Aus- 
bruch eines offenen Kampfes zu vermeiden. Allerdings ist mit der Neuregelung der 
Zustand der Vorläufigkeit durchaus nicht beendet, wie die polnische Presse und 
nach ihr die Weltpresse mitteilte. Denn auch die neugewählten Kapitularvikare 
sind selbstverständlich nur Apostolische Administratoren und keine Bischöfe, und 
von einer Neuumschreibung der Diözesen ist nicht einmal die Rede gewesen. Die 
Veränderung bezog sich also nur auf die Personen, nicht aber auf die Rechts- 
lage, die nach wie vor die alte geblieben ist. Es ist aber leicht vorauszusehen, daß 
die polnische Regierung sich auch mit dem neugeschaffenen Zustand nicht begnü- 
gen, sondern eine wirkliche Neuumschreibung der Diözesen unter Anpassung an 
die Oder-Neiße-Linie fordern wird, wobei sie von den neuen Administratoren 
weitgehende Unterstützung erwarten darf. Es ist deshalb von besonderem In- 
teresse, daß Erzbischof Wyszynski Mitte April zu einem mehrwöchigen Aufenthalt 
in Rom eingetroffen ist. Bei seinen Besprechungen dürften die Frage der Oder- 
Neiße-Linie und die Gefahr der Bildung einer romfreien polnischen Nationalkirche, 
die die Regierung zweifellos anstrebt, eine besondere Rolle gespielt haben. 


Die mittelalterlichen Bistümer 


Selbstverständlich ergibt sich die Haltung des Vatikans nicht aus einer beson- 
deren Parteinahme für Deutschland, sondern ganz einfach aus dem Grundsatz, daß 
die Kirche eine überstaatliche und übernationale Institution ist, daß staatliche und 
kirchliche Bereiche von einander streng geschieden sind und deshalb keinerlei 
Notwendigkeit besteht, die Grenzen der Kirchenprovinzen und Diözesen den poli- 
tischen Grenzen anzugleichen. Das ist zwar aus Gründen der Zweckmäßigkeit be- 
sonders in der Neuzeit immer wieder geschehen, aber nur dann, wenn die neuen 
Staatsgrenzen auf einwandfreier völkerrechtlicher Grundlage zustandegekommen 
waren und Aussicht auf Dauer hatten, und stets nur nach sorgfältigen vorbereiten- 
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den Verhandlungen mit den beteiligten Staaten. Den kirchlichen Verwaltungs- 
grenzen ist deshalb eine besondere Stabilität eigen gewesen, und häufig genug 
lassen sich frühere politische Grenzen an späteren kirchlichen Grenzen ablesen. 
Gerade die Bistümer des deutschen Ostens bilden hierfür die besten Beispiele. Als 
sie in der Zeit vom 10. bis ins 13. Jahrhundert gegründet wurden, lehnten sich 
ihre Grenzen meist an die bestehenden Stammes- und Landschaftsgrenzen an, und 
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die Erzbistümer entsprachen den Staaten: Magdeburg dem Osten des Deutschen 
Reichsgebiets, Gnesen dem Königreich Polen und Riga dem Ordensstaat. Als dann 
während des Mittelalters die politischen Grenzen häufigen Veränderungen unter- 
worfen wurden, folgten die kirchlichen Grenzen ihnen durchaus nicht; gegen Ende 
des Mittelalters, um 1350, decken sich kirchliche und politische Grenzen nur in 
wenigen Fällen. Ein Blick auf die Karte 2 zeigt, daß die polnischen Bischöfe von 
Gnesen und Leslau (Wloclawek) ihr Jurisdiktionsrecht auch im Deutschordens- 


gebiet ausübten, daß das inzwischen zu Böhmen und damit zum Deutschen Reich 


gekommene Schlesien weiterhin zur Erzdiözese Gnesen gehörte, ebenso wie das 
brandenburgisch gewordene Land Lebus. Zum schlesischen Bistum Breslau gehör- 
ten umgekehrt einige Kreise Großpolens, während Teile Schlesiens (Beuthen und 
Pleß) der Jurisdiktion des Bischofs von Krakau unterstanden. 


Rhode: Bistumsgrenzen ostwärts von Oder und Neiße 305 


Gerade für den Zusammenhalt des polnischen Staates war es von größter Be- 
deutung, daß während seiner Aufsplitterung in zahlreiche Teilfürstentümer die 
kirchlichen Grenzen die gleichen blieben und der Erzbischof von Gnesen die Einheit 
des Staates verkörperte. Auch in dem um Westpreußen mit dem Deutschen Orden 
geführten Prozeß war es für Polen von großem Wert, daß es immer wieder auf die 
Zugehörigkeit des strittigen Gebietes zu polnischen Diözesen verweisen konnte. 


Innerhalb des Reichsgebietes schließlich bildeten die Ländergrenzen keinesfalls 
Bistumsgrenzen, wie etwa der Bereich des ursprünglich pommerschen Bistums 
Kammin zeigt oder auch das Beispiel der Mark Brandenburg, in der sechs Bischöfe 
Jurisdiktionsrechte ausübten. 


Reformation und Polnische Teilungen 


Bis zur Reformation hat die Kurie überhaupt keine Änderung der Bistumsgren- 
zen vorgenommen, und als nach dem Ausfall der meisten ostdeutschen Bistümer 
die verbleibenden neu organisiert wurden, blieb es weiter bei dem Grundsatz, daß 
Staats- und Kirchengrenzen nicht identisch sind. Der Friede von Oliva (1660) sah 
zum Beispiel ausdrücklich vor, daß der Bischof von Ermland Oberhirt der Katho- 
liken im preußischen Königsberg sei, und umgekehrt standen die Lutheraner in 
Litauen unter der geistlichen Gewalt des Königsberger Konsistoriums. 

Der absolute Staat hatte zwar das größte Interesse, die Kirche zu einer Staats- 
institution zu machen und keine Jurisdiktion auswärtiger Bischöfe zu dulden, aber 
auch er zwang den Vatikan nicht zu einer Berücksichtigung seiner Wünsche. Das 
interessanteste Beispiel bieten hier die Grenzen des Bistums Breslau. Als Schlesien 
mit der Grafschaft Glatz an Preußen gekommen war, empfand es Friedrich der 
Große als störend, daß Glatz zum Erzbistum Prag und der Kreis Leobschütz zum 
Bistum Olmütz gehörten, während der Bischof von Breslau nicht nur Jurisdik- 
tionsrechte, sondern auch große Besitzungen im österreichisch gebliebenen Schlesien 
hatte. Als aber seine Bemühungen um eine Änderung ohne Erfolg blieben, gab er 
sich mit dem Zustand zufrieden, und in den folgenden Jahrhunderten waren 
auch die Beziehungen der Bischöfe zu ihren Diözesanen trotz der trennenden 
Staatsgrenzen so reibungslos, daß der Wunsch nach einer Änderung gar nicht laut 
wurde. Auch heute noch gehört kirchlich Glatz zu Prag und Leobschütz zu Olmütz. 
Bezeichnenderweise hat die polnische Regierung gegen die Aufrechterhaltung die- 
ses Zustandes noch mit keinem Worte protestiert. 


Eine grundlegende Neubegrenzung erfuhren die ostdeutschen Bistümer erst nach 
der politischen Neuordnung durch den Wiener Kongreß, und auch dann nicht un- 
mittelbar nach den Wiener Beschlüssen, sondern erst nach Verlauf von sechs 
Jahren (1821), während im russischen „Kongreßpolen“ die Neuordnung 1818 
erfolgte. Erst jetzt also glaubte die Kurie, daß die politischen Grenzen Aussicht 
auf Dauer hätten, dagegen hatte sie die napoleonischen Gebietsveränderungen im 
Osten unberücksichtigt gelassen. Bei dieser Neuumschreibung von 1818/21 wurde 
erstmals auch auf die stärker ausgeprägten Staatsindividualitäten Rücksicht ge- 
nommen und die preußisch-russische Grenze zur Grenze des umgestalteten Erzbistums 
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Gnesen-Posen gemacht. Gleichzeitig wurden die Bistumsgrenzen den Provinzgrenzen 
angeglichen, und die noch aus dem Mittelalter stammenden Überschneidungen 
wurden beseitigt. Erst jetzt wurde übrigens das Bistum Breslau, das formal immer 
noch zur Metropole Gnesen gehörte, wenn es auch seit dem Dreißigjährigen Kriege 
praktisch selbständig geworden war, auch formal dem Heiligen Stuhl unmittelbar 
unterstellt. Das ist das schlagende Beispiel dafür, daß die Kurie gewohnt ist, mit 
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sehr langen Zeiträumen zu rechnen und sich durchaus nicht von einer angeblichen 
Deutschfreundlichkeit leiten läßt! 


Versailles 


Über ein Jahrhundert blieben die kirchlichen Abgrenzungen im Osten unverän- 
dert, bis der Versailler Frieden das politische Gefüge Europas von Grund auf 
erschütterte. Der Antagonismus zwischen dem Deutschen Reich und den neuerstan- 
denen Staaten Polen und Litauen und die scharfen nationalen Gegensätze führten 
schon 1919 zu der Forderung nach einer Angleichung der Diözesangrenzen an die 
neuen Staatsgrenzen. Die Wünsche der Staaten und der Bevölkerung gingen dabei 
allerdings weit auseinander. Die deutsche Seite legte Wert darauf, Oberschlesien 
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ungeteilt bei der Diözese Breslau zu belassen, ebenso das Memelgebiet beim Bis- 
tum Ermland, wollte aber die beim Reich gebliebenen Teile Posens aus der Juris- 
diktion des Erzbischofs von Gnesen-Posen und den Rest Westpreußens aus der 
Jurisdiktion des Bischofs von Kulm herausgenommen wissen. Im Falle Danzig 
waren sich die Deutschen untereinander uneins: Die Danziger Katholiken wollten 
die Errichtung einer eigenen Diözese Danzig, die deutschen Katholiken im polnisch 
gewordenen Westpreußen wieder verlangten, daß Danzig innerhalb des Bistums 
Kulm verbleiben sollte, weil nur dann das deutsche Element in der Diözese stark 
genug gewesen wäre, sich Gehör zu verschaffen. 


Die Polen und Litauer forderten die vollständige kirchliche Einbeziehung der 
ihnen zugefallenen Gebiete in ihre bestehenden Diözesen, nur Danzig wollte man 
unbedingt im Rahmen des Bistums Kulm (Bischofssitz Pelplin) belassen. Der Vati- 
kan ging auch hier den Weg des Ausgleichs, indem er zunächst Übergangslösungen 
durch die Errichtung von Erzbischöflichen Delegaturen bzw. Apostolischen Admini- 
straturen in Kattowitz (1925), Tütz (in der Grenzmark, später Schneidemühl, 
1920), Danzig (1922) und Memel (1926) schuf. Die polnische Forderung, den deut- 
schen Bischof Rosentreter von Kulm zum Rücktritt zu veranlassen, wurde abgelehnt. 


Erst sechs Jahre nach Versailles verlieh das polnische Konkordat vom 
10. Februar 1925 und die ihm folgende Bulle der Übergangslösung Dauer durch 
die Errichtung der Diözese Kattowitz und die Neuumgrenzung der Diözesen 
Posen-Gnesen und Kulm. Wie weit der Heilige Stuhl dabei den Wünschen der pol- 
nischen Regierung nachgab, zeigt die Bestimmung, daß auf polnischem Gebiet 
nur polnische Bischöfe Jurisdiktionsrechte ausüben dürften, daß Diözesan- und 
Staatsgrenzen zusammenfallen müßten und daß der Amtsbereich des Apostolischen 
Nuntius in Warschau sich auch auf die Freie Stadt Danzig erstreckte. Das gegen Ende 
des Jahres 1925 errichtete Bistum Danzig wurde dann allerdings nicht dem Gne- 
sener Erzbischof, sondern dem Vatikan unmittelbar unterstellt. 

Das preußische Konkordat von 1929 regelte mit der Erhebung Breslaus zum 
Erzbistum und der Errichtung «des Bistums Berlin sowie der Freien Prälatur 
Schneidemühl die kirchliche Verwaltung in Ostdeutschland in der Weise, wie sie 
Karte 1 darstellt und wie sie bis zur Gegenwart rechtsgültig geblieben ist. 


Grundsätze des Vatikans 


Immer wieder ist also zu erkennen, daß der Vatikan nur dann geneigt ist, poli- 
tische Grenzveränderungen zu berücksichtigen, wenn sie völkerrechtlich allseitig 
anerkannt sind und den Eindruck der Stabilität machen. Der einzige Fall, in dem 
er von diesem Grundsatz abwich, brachte gerade eine Entscheidung zugunsten 
Polens, indem er nämlich 1925 das Bistum Wilna zum polnischen Erzbistum erhob 
und damit die von Litauen als rechtswidrig angefochtene Besitzergreifung Wilnas 
durch Polen anerkannte. Die Folge war der sofortige Abbruch der Beziehungen 
Litauens zum Heiligen Stuhl. 

Von der polnischerseits behaupteten Polenfeindschaft und Deutschfreundlichkeit 
des Vatikans kann also bei objektiver Betrachtung keine Rede sein, wie auch seine 
Haltung zur Eingliederung des Warthelandes und Westpreußens in das Reich nach 
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dem Polenfeldzug zeigt. Da sich die territoriale Veränderung nicht auf ein völker- 
rechtliches Abkommen stützte, nahm sie der Vatikan nicht zur Kenntnis, er ver- 
fügte weder Grenzänderungen noch Neubesetzungen der bischöflichen Ämter und 
bestellte lediglich einen deutschen Geistlichen in Posen zum Apostolischen Admini- 
strator für die geistliche Versorgung der deutschen Katholiken der Erzdiözese. 
Kein kirchliches Handbuch für Deutschland aus den Kriegsjahren bezieht deshalb 
etwa Gnesen-Posen oder Kattowitz in das Reichsgebiet ein, während die österrei- 
chischen Bistümer selbstverständlich aufgeführt sind und auch die Freie Prälatur 
Memel wieder der Jurisdiktion des litauischen Bischofs von Telsiai entzogen und 


dem Bistum Ermland unterstellt wurde. 


Es entspricht also der ständigen Praxis des Vatikans, wenn er jetzt auch die 
Oder-Neiße-Linie nicht als Polens Westgrenze anerkennt und nicht gewillt ist, ihr 
die Bistumsgrenzen anzupassen. Er vermeidet es allerdings auch, sich ausdrücklich 
gegen sie auszusprechen. Bezeichnend dafür ist es, daß die 1950 in Rom er- 
schienene Enciclopedia Cattolica die Geschicke der Diözesen Berlin und Breslau 
nach 1945 nicht erwähnt und bei Breslau nur vermerkt, es läge „zur Zeit“ in Polen. 


Diese Zurückhaltung des Vatikans bezieht sich nicht nur auf die deutsch-polni- 
schen Beziehungen. Er hat ebenso wenig anerkannt, daß durch die sowjetisch- 
polnische Grenzziehung vier polnische Bistümer (Wilna, Pinsk, Luck und Lemberg) 
ganz oder teilweise in den unmittelbaren Sowjetbereich gelangt sind. Darum nen- 
nen sich die Erzbischöfe von Wilna und Lemberg, die in den bei Polen verblie- 
benen Restteilen ihrer Diözesen residieren, auch weiterhin nach ihren Metropolen, 
obwohl es ihnen ein Regierungserlaß vom Februar 1951 ausdrücklich untersagt. 
Daß die Hälfte der Diözese Ermland heute der Sowjetunion angegliedert und 
ohne jede Versorgung ist, kann der Vatikan naturgemäß auch nicht anerkennen. 


Die gegenwärtige Lage stellt den Vatikan vor schwierige Entscheidungen. Um 
den Ausbruch des offenen Kirchenkampfes in Polen zu vermeiden, wird er die 
Entschlüsse des Erzbischofs Wyszynski in irgendeiner Weise zu bestätigen suchen. 
Eine Anerkennung der Oder-Neiße-Linie durch den Vatikan aber würde nicht nur 
einen Bruch mit den Grundsätzen des Heiligen Stuhls; sondern zugleich einen 
schweren Schlag gegen weit über drei Millionen ostvertriebener deutscher Katho- 
liken bedeuten. 


BERICHTE 


Unsere Berichte ersetzen nicht die Nachrichten, die von einer Zeitung gebracht werden. 
Wohl aber ergänzen sie die laufenden Nachrichten durch Mitteilungen, für die in der Presse 
kaum Platz ist. Sie bemühen sich um Berichterstattung ohne eigene Stellungnahme. 


IN DIESEM HEFT: USA 
Schleswig Kanada 
Finnland Neuseeland 
Dänemark Südrhodesien 
Frankreich Sowjetunion 
Italien Jugoslawien 
Libyen Indien 


Gesinnungsentscheid in Schleswig 


In den dreißiger Jahren des 19. Jahrhun- 
derts begann ein „nationales“ Erwachen in 
den Herzogtümern Schleswig und Holstein, 
die als deutsche oder deutsch geprägte und 
geführte Territorien in Personalunion mit 
Dänemark unter einer gemeinsamen Krone 
standen. Der Versuch der Herzogtümer, An- 
griffe auf ihre überlieferte Selbständigkeit 
durch Lösung aus der Personalunion zu 
beantworten, wurde durch die Dänen 1848 
bis 1851 mit Waffengewalt verhindert. Die 
deutschen Mächte befreiten sie erst 1864 
von der dänischen Herrschaft. Während all- 
gemein der Gebrauch einer dänischen Mund- 
art in der Familie keineswegs eindeutig auf 
dänische Gesinnung schließen ließ, wurden 
manche Menschen in ihrem Denken natio- 
naldänisch. Sie schickten dänisch gesinnte 
Abgeordnete in den Preußischen Landtag 
und den Reichstag des Bismarckreiches. In 
geschickter Zusammenarbeit zwischen dem 
maßgebenden Mann der dänisch gesinnten 
Schleswiger, dem Reichstagsabgeordneten 
H. P. Hanssen, der neutralen dänischen Re- 
gierung und den Alliierten gelang es, im 
Vertrag von Versailles eine Schleswigfrage 
aufzuwerfen. Man legte die Grenze einer 
ersten Abstimmungszone soweit nach Sü- 
den, wie man gehen zu können glaubte, 
ohne bei der vorgesehenen Stimmenzäh- 
lung für das Gesamtgebiet (nicht etwa die 
einzelnen Gemeinden) eine deutschgesinnte 
Mehrheit befürchten zu müssen. Die Ab- 
stimmung in der Ersten Zone am 10. Fe- 
bruar 1920 ergab eine Stimmenmehrheit 
von 75 Prozent für den Anschluß an Dä- 
nemark. Ohne Rücksicht auf örtliche deut- 
sche Mehrheiten (in der grenznahen Stadt 
Tondern 75.7 Prozent, in Sonderburg 55,4 
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Ägypten Philippinen 
Irak Bolivien 
Ceylon Uruguay 
Siam Argentinien 
Tibet Chile 

China 

Japan 


Prozent, in Apenrade 54,1 Prozent und in 
38 Landgemeinden) wurde die Erste Zone, 
das sogenannte Nordschleswig, an Däne- 
mark abgetreten. 
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Am 14. März 1920 wurde in der Stadt 
Flensburg und dem Landkreis Südtondern 
sowie Teilen der Landkreise Flensburg und 
Husum, die zu einer Zweiten Zone zusam- 
mengefaßt waren, abgestimmt. Insgesamt 
gaben 80 Prozent der Stimmberechtigten 
ihre Stimme für Deutschland ab. 139 Ge- 
meinden hatten eine deutsche Mehrheit, 
drei kleine Gemeinden stimmten mehrheitlich 
für Dänemark. Die Stadt Flensburg. bekannte 
sich mit 75,2 Prozent zu Deutschland. 


Die kleine Gruppe der dänisch Gesinnten 
erhielt südlich der neuen Grenze die Rechte 
einer nationalen Minderheit und konnte 


auch von 1933 bis 1945 ungestört ihre kul- 


21 


310 


turellen Sonderinteressen pflegen. Die Reichs- 
tagswahlen hatten folgende Ergebnisse: 


1932 (Juli) 1367 
1921 4723 
1924 (Mai) 6761 
1924 (Dezember) 4727 
1928 2215 
1930 1671 
1932 (Juli) 1367 
1932 (November) 1544 


Nach dem Zusammenbruch von 1945 bot 
sich im Grenzgebiet für Menschen, die so 
wie überall Richtung und Haltung verloren 
hatten, die Möglichkeit, auf die dänische 
Seite zu treten. Die kleine echte dänische 
Minderheit und Dänemark selbst warben 
mit materiellen und geistigen Lockungen 
ein „Neudänentum“ zusammen, das den 
Kriegsfolgen (dem Hunger, den finanziellen 
Lasten, der moralischen Wirrnis, dem in- 
nerpolitischen Haß, dem Einstrom der Hei- 
matvertriebenen) entgehen zu können hoffte. 
Die neudänischen Organisationen erzielten 
Wahlerfolge: 

1947 (Landtag) 99 066 
1948 (Kreistage) 90 977 
1949 (Bundestag) 75 386 
1950 (Landtag) 71845 
1951 (Kreistage) 65 925 

Daß viele Menschen, die ihrer deutschen 
Herkunft entfliehen zu können glaubten, 
sich wieder gefunden haben, wird besonders 
durch die Stimmenzahlen in der Stadt Flens- 
burg deutlich, die von 1948 bis 1951 (aller- 
dings nicht durch eine eindeutige Wähler- 
mehrheit, sondern durch die Eigenart des 
Wahlgesetzes und die deutsche Zersplitte- 
rung) sogar eine dänisch gesinnte Mehrheit 
im Stadtparlament hatte. Auf Grund der 
Wahl vom 29. April 1951 zogen 18 dänisch 
gesinnte und 21 deutsche Vertreter in das 
Rathaus ein. Die Kurve der Wahlstimmen 
verlief folgendermaßen: 
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Quellen: „Von der deutschen Nordgrenze“, herausg. 
Arbeitsgemeinschaft Deutsches Schleswig. „Flensburger 
Tageblatt“ vom 30. 4. 1951. 


Positive Politik der Sudetendeutschen 


In London trat der Sudetendeutsch-Tsche- 
chische Verständigungsausschuß zusammen, 
der durch die „Arbeitsgemeinschaft zur 
Wahrung sudetendeutscher Interessen“ un- 
ter dem letzten Landeshauptmann von Böh- 
men in der Donaumonarchie, Dr. Rudolf 
Lodgmann von Auen, und eine Gruppe 
tschechischer Politiker unter General Prchala 
gebildet worden ist. Von deutscher Seite 
nahmen außer Dr. Lodgmann die Bundes- 
tagsabgeordneten Schütz (CDU) und Reitz- 
ner (SPD) teil. Das Ergebnis wurde in 
einer Erklärung zusammengefaßt: 

„In dem Kalten Krieg, der die Lage in 
der Nachkriegswelt erschwert hat, bedeutet 
das Sudetendeutsch-Tschechische Abkommen 
vom 4. August 1950 ebenso wie die Grün- 
dung des Sudetendeutsch-Tschechischen Ver- 
ständigungsausschusses einen großen Beitrag 
zum demokratischen Kampf für dieFreiheit.“ 

„Die Männer, die für die Austreibung 
von drei Millionen Sudetendeutscher aus 
ihrer Heimat und die Wegnahme all ihrer 
Lebensmöglichkeiten verantwortlich waren, 
haben beim Begehen dieses Verbrechens 
darauf gehofft, daß die Menge dieser ver- 
armten Menschen ein Werkzeug zur Un- 
ruhestiftung und Schaffung eines Chaos in 
Westdeutschland werden Dieser 
Plan ist fehlgeschlagen.“ 

„Das Sudetendeutsch-Tschechische Ab- 
kommen, das die barbarische Austreibung 
aller Angehörigen eines Volkes verurteilt 
und es als sein erstes Ziel erklärt, für die 
Rückkehr der drei Millionen Vertriebenen 
in ihre Heimat zu kämpfen, hat ihnen neue 
Hoffnungen und ein lohnendes Ziel gegeben.“ 

„Andererseits glaubten die für die Aus- 
treibung Verantwortlichen, das ganze tsche- 
chische Volk müsse sich aus Angst vor Rache 
bei der Rückkehr der Vertriebenen für sie 
und ihre Politik erklären. Auch diese Ab- 
sicht ist mißglückt, als die Tschechen zu ihrer 
großen Erleichterung hörten, daß durch die 
Unterzeichnung unseres Abkommens jede 
Rache ausgeschlossen und die friedliche, 
gleichberechtigte Zusammenarbeit der bei- 
den Völker in einem europäischen Zusam- 
menschluß vorbereitet werden sollte.“ 


könne. 
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„Die ständigen gehässigen Angriffe auf 
dieses Abkommen und den Sudetendeutsch- 
Tschechischen Verständigungsausschuß durch 
die bolschewistische Presse in der Tschecho- 
slowakei beweisen klar, daß unsere Politik 
die einzig richtige ist im Kampf gegen die 
Tyrannei und für die Freiheit.“ 

„Wir betonen deshalb erneut unseren 
Grundsatz der unbedingten Anerkennung 
des Selbstbestimmungsrechts für jedes Volk. 
Dieser Grundsatz bedeutet bedingungslo- 
sen Kampf gegen jede Form des Imperia- 
lismus und verpflichtet alle europäischen 
Nationen zum Zusammenscluß, der das 
einzige Mittel darstellt, durch das sie vor 
einer Infektion mit imperialistischen Ten- 
denzen bewahrt werden können.“ 

„Der Vorstand unseres Sudetendeutsch- 
Tschechischen Ausschusses hat bei 
Londoner Zusammenkunft vom 31. März 
bis 4. April beschlossen, alle praktischen 
Schritte zur Fortsetzung dieser Politik zu 
treffen, Verbindung mit allen Gruppen 
ähnlicher Zielsetzung aufzunehmen 
beim Aufbau einer Einheitsfront für Frei- 
heit und Einigkeit mitzuwirken.“ 


seiner 


und 


Um’die innere Freiheit Finnlands 


Finnland steht der politischen Entwick- 
lung gelassener gegenüber als viele andere 
Länder. Es hat ein Jahrhundert lang mehr 
oder weniger autonom mit dem volkrei- 
cheren Nachbarland unter der Zarenkrone 
zusammengelebt. Es weiß, daß es durch die 
Gegebenheiten seiner Lage und Landesna- 
tur an bestimmte Grundlinien des poli- 
tischen Verhaltens gebunden ist. 

Am 8. April 1951 entwickelte der Mini- 
sterpräsident Urho Kekkonen eine dieser 
Grundlinien in einer Rundfunkansprache 
zum dritten Jahrestag des finnisch-sowje- 
tischen Freundschafts- und Beistandsver- 
trages, indem er an einen Ausspruch des 
Staatspräsidenten Paasikivi vom 12. Fe- 
bruar 1947 anknüpfte: „Falls in Zukunft 
jemand die Sowjetunion angreifen sollte, 
so werden wir gegen den Angreifer kämp- 
fen, so lange und so heftig wir können“. 
Kekkonen sagte, die verantwortlichen Män- 
ner Finnlands seien sich ihrer Verantwor- 
tung bewußt und wollten die Vertrauens- 
atmosphäre im Verhältnis zur Sowjetunion 
erhalten. Finnland werde niemals sein 
Versprechen brechen und bei einem Angriff 


von dritter Seite unbedingt im Lager der 
Sowjetunion stehen. 


Im März wurde der sowjetische Bot- 


schafter in Warschau, Viktor Sacharowitsch 
Lebedew, der als 


einer 


besonderer Förderer 
beschleunigten Sowjetisierung und 
Russifizierung Polens galt, nach Helsinki 
versetzt. Bis dahin war der dortige Ge- 
sandtenposten mit General Ssawonenkow, 
einem nahen Mitarbeiter des verstorbenen 
Parteisekretärs und Vorsitzenden der Alliier- 
ten Kontrollkommission in Finnland, Shda- 
now, besetzt. Ssawonenkow hat ebenso wie 
Shdanow erstaunlich viel Verständnis für 
Finnland gezeigt. Er hatte auch wesentlichen 
Anteil am Zustandekommen des fünfjähri- 
gen finnisch-sowjetischen Handelsabkommens. 
Der plötzliche Gesandtenwechsel kurz nach 
der Feier des dritten Jahrestages des finnisch- 
sowjetischen Bündnispaktes hat in Verbin- 
dung mit der erhöhten kommunistischen Ak- 
tivität im innerpolitischen Bereich in der 
finnischen Hauptstadt einige Nervosität her- 
vorgerufen. Die finnische Besorgnis dürfte 
durch den Umstand verstärkt worden sein, 
daß Lebedew als Botschaftsrat in Belgrad im 
April 1941 beim Simitsch-Putsch eine nicht 
ganz durchsichtige Rolle gespielt haben soll. 
Es war auch Lebedew, der als Gesandter bei 
den Londoner Exilregierungen Benesch ent- 
scheidend beeinflußt hat, für den Osten zu 
optieren. Im Januar 1945 zum Gesandten bei 
der Provisorischen Polnischen Regierung er- 
nannt, hat der tatkräftige Sowjetdiplomat an 
der Stabilisierung des volksdemokratischen 
Regimes und der stetig fortschreitenden Bol- 
schewisierung Polens bedeutenden Anteil 
gehabt. 

Bis jetzt ist es Finnland, das zwar einen 
schweren Gebietsverlust, die Aufnahme 
einer ausgetriebenen oder geflüchteten Be- 
völkerung im Restgebiet, Rüstungsbeschrän- 
kungen und Zahlungsverpflichtungen auf 
sich nehmen mußte, gelungen, seine innere 
Freiheit zu bewahren. Es wurde nicht be- 
setzt und nicht zur „Volksdemokratie“ um- 
gebaut. Die Sozialdemokratie, die von den 
Kommunisten besonders gehaßt wird, ist 
auch nach dem Gesandtenwechsel in der 
Sowjetmission wieder Regierungspartei ge- 
worden. Die sozialdemokratischen Minister 
haben nach fünfwöchiger Regierungskrise 
ihre Demission aus dem Kabinett Kekkonen 
zurückgezogen. Bo. 
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Der dänische Landsting 


Am 3. April wurden in Dänemark Wahl- 
männer gewählt, die dann ihrerseits am 
10. April die Hälfte der Abgeordneten in 
der Ersten Kammer des Reichstages dem 
(Die andere Hälfte 
wird vier Jahre später neugewählt, denn 
die Erste Kammer soll ein Element der 
Stetigkeit darstellen). Das Mindestalter für 
Wahlberechtigte beträgt 35 Jahre (zur 
Zweiten Kammer, dem Folketing, 25 Jahre). 
Die Koalition der Rechtsparteien (Konser- 
vative und Bauernpartei, genannt Venstre 
= „Linke“!) konnte ihren Stimmenanteil 
ungefähr auf dem Stand der Folkestings- 
Wahlen vom September 1950 halten, die 
seitdem oppositionellen Sozialdemokraten 
einige Fortschritte machen. Das Ergebnis war: 


Landsting, wählten. 


Sozialdemokraten 250 381 Stimmen 
Radikale (linker Frei- 

sinn, Opposition) 58 397 # 
Konservative 115 035 ds 
Venstre 162 330 R 
Retsforbund (Freigeld- 

gruppe) 49 248 > 
Kommunisten 19 119 % 


Besonders interessant waren gerade im 
Zusammenhang mit den Kommunalwahlen, 
die am Monatsende in Schleswig-Holstein 
stattfanden, die Erfolge der Deutschen 
Minderheit in Nordschleswig. Trotz ‚des 
Ausfalls von 10 Jahrgängen konnte sie ihre 
Stimmenzahl um rund 400 Stimmen auf 
6813 erhöhen. Die deutschgesinnte Volks- 
gruppe in Nordschleswig ist weder Druck 
noch Lockungen erlegen, sondern hat sich 
auch nach dem Zweiten Weltkrieg, während 
südlich der Grenze von 1920 eine Verwir- 
rung der Geister eintrat, als „Insel der 
Treue“ erhalten, wie einer ihrer führen- 
den Männer 1950 sagte. Die dänischen 
Parteien nahmen keine Verhandlungen mit 
den 20 gewählten deutschen Wahlmännern 
auf. Da sich offensichtlich keine dänische 
Gruppe durch eine Koalition mit den Deut- 
schen kompromittieren wollte, gaben die 
Deutschen ihre Siimmen einem eigenen 
Kandidaten. Die Radikale Partei, die mit 
deutscher Hilfe ihr Mandat hätte retten 
können, mußte sich der Unsicherheit einer 
Auslosung aussetzen, bei der dann das Los 
zugunsten eines dritten konservativen Ver- 
treters für Jütland entschied. 
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Eine Forderung Frankreichs 
an die Sowjetunion 


In einem Straßburger Büro kleben an einer 
großen Wand die Photographien von Tausen- 
den von Männern: Elsässern, die seit Kriegs- 
ende vermißt werden. Nur ein kleiner Teil 
von ihnen hatte sich freiwillig zum Dienst in 
der Deutschen Wehrmacht gemeldet. Die 
meisten waren nach der Einführung der All- 
gemeinen Wehrpflicht und der Verleihung 
der Reichsbürgerschaft an die wehrpflich- 
tigen Jahrgänge 1943/44 einberufen worden, 
ohne daß die staatsrechtliche Stellung von 
Elsaß und Lothringen geklärt worden wäre. 
Elsässer und Lothringer wie auch Luxembur- 
ger wurden ausschließlich im Osten einge- 
setzt. Sie gerieten daher, wenn nicht schon 
früher, in den Schlußkämpfen in so- 
wjetische Gefangenschaft. Nach Kriegsende 
wurden sie in eigenen Lagern zusammenge- 
faßt — ebenso wie die Angehörigen anderer 
europäischer Staaten — aber nur selten ent- 
lassen. 50000 Elsässer und Lothringer wer- 
den insgesamt noch vermißt. Wieviele von 
ihnen noch leben, läßt sich nicht sagen. Alle 
Bemühungen Frankreichs, die Heimsendung 
seiner Staatsangehörigen zu erlangen oder 
auch nur Gewißheit über ihr Schicksal zu er- 
halten, sind ‚bisher vergeblich gewesen. 


Quelle: Picture Post, London, 3. III. 1951. 


Italien 
gibt seinen Soldaten Gleichberechtigung 


Am 15. April 1951 nahm der italienische 
Senat einstimmig einen Gesetzentwurf des 
Verteidigungsministers Pacciardi an, durch 
den die Soldaten der Italienischen Sozial- 
republik, die in Oberitalien unter Marschall 
Graziani an der Seite der Deutschen Wehr- 
macht blieben, dieselben Rechte erhalten 
sollen wie die ehemaligen Frontsoldaten, 
die unter Marschall Badoglio von 1943 an 
auf der Seite der Alliierten standen. Der 
frühere Führer der oberitalienischen Parti- 
sanen, Ministerpräsident a.D. Parri, stimmte 
ebenso für das Gesetz wie die Kommu- 
nisten. Ein christlich-demokratischer Abge- 
ordneter erklärte: „Während die franzö- 
sische Regierung Marschall P&tain im Kerker 
sterben läßt, macht man in Italien jetzt mit 
der Befriedung Ernst“. 
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Geeintes Libyen 


Seitdem die Italiener durch den Krieg 
gegen die Türkei Libyen gewonnen haben, 
hat das Land im Zentralteil der nordafri- 
kanischen Küste vielfältige Schicksale ‚er- 
lebt: Wenig beachtete Besitzung Italiens, 
dann Aufnahmeland für italienische Bauern, 
faschistische Musterkolonie, Schlachtfeld, 
auf dem sich Balbo, Graziani und Rommel 
mit Wavell, Auchinleck und Montgomery 
maßen, Heimat von Aufständen der Senussi 


Mittelmeer 


TRIPOLITA- 
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und Gegenstand britischer Sonderverspre- 
chungen, Ziel sowjetischer Wünsche zur 
Festsetzung am Mittelmeer, Gegenstand 
endloser Verhandlungen der Großmächte, 
Besatzungsgebiet und damit Stützpunkt 
Englands, im Süden Frankreichs. 

Im August 1950 erklärte der Niederlän- 
der Adrian Pelt in seiner Figenschaft als 
Kommissar der Vereinten Nationen, ein 
föderalistischer Zusammenschluß der drei 
Landesteile: Tripolitanien mit seinen 800 000, 
Cyrenaika mit 300000 und Fezzan mit 
50000 Einwohnern sei die richtige Lösung. 
Der Kommissar soll eine Nationalversamm- 
lung berufen, die das Land auf seine Un- 
abhängigkeit vorbereitet, wie sie von den 
Vereinten Nationen für 1952 geplant ist. 
Der Groß-Senussi, den die Engländer gemäß 
ihrem 1940 gegebenen Versprechen 1949 
zum selbständigen Landesherrn über die 
Cyrenaika in Bengasi eingesetzt hatten, hat 
Großbritannien von seinem Versprechen ent- 
bunden und sich zum Eintritt in ein ge- 
eintes Libyen bereiterklärt. Die islamischen 
Staaten forderten in der Vollversammlung 


w 


der Vereinten Nationen demokratische Wah- 
len für die Nationalversammlung, während 
die wichtigen Elemente im Lande selbst, 
denen an sich die New Yorker Organisation 
das Recht zur selbständigen Entscheidung 
zugebilligt hat, nur die Benennung von 
Notabeln für möglich und mit dem sozial- 
geschichtlichen Entwicklungsstand ihrer Hei- 
mat für vereinbar hielten. Der Bericht 
Pelts ließ keinen Zweifel darüber, daß die 
Vereinten Nationen erhebliche Zuschüsse 
und technische. Hilfsleistungen an Libyen 
geben müßten, wie ja auch Italien früher 
viel in seine Kolonie hineinsteckte. 

Am 26. November 1950 trat die Natinal- 
versammlung zusammen und nahm als erste 
Handlung die Wahl des Groß-Senussi zum 
künftigen König von Gesamt-Libyen vor. 
Diese Nationalversammlung bestand aus je 
20 Abgeordneten der drei Landesteile, die 
durch den Mufti von Tripoli, den Emir der 
Senussi für die Cyrenaika und den Bey von 
Fezzan ernannt worden war. Am 29. März 
wählte die Nationalversammlung den Mini- 
sterpräsidenten von Tripolitanien, Mahmud 
Bey Muntasser, Regierungschef des 
Bundesstaates. 


zum 


Das atlantische Verteidigungssystem 


Am 20. März gab General Eisenhower die 
Besetzung einiger Kommandostellen in sei- 
ner. atlantischen Verteidigungsorganisation 
bekannt: sein Vertreter wird der britische 
Feldmarschall Lord Montgomery, der Luft- 
waffenbefehlshaber der britische Oberstluft- 
marschall Sir Hugh Saunders. 


Europa wird in drei Operationsgebiete 
eingeteilt. In Nordeuropa übernimmt der 
britische AdmiralSirPatrick Brind den Ober- 
befehl. Die alliierten Heeresverbände in 
Norwegen werden dem norwegischen Gene- 
ralstabschef Generalleutnant Tangen-Han- 
steen unterstellt, die in Dänemark operieren- 
den Kräfte dem dänischen Generalleutnant 
Ebbe Görtz. Die Luftwaffe in Nordeuropa 
wird dem amerikanischen General Robert K. 
Taylor anvertraut. 


Die Landstreitkräfte im mitileren Opera- 
tionsgebiet sollen dem französischen Armee- 
general Juin unterstellt werden. Solange 
Juin noch in Marokko festgehalten ist, ver- 
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tritt ihn der französische Oberkommandie- wege nach Westeuropa verantwortlich. Der 
rende in Deutschland, Generalleutnant 
Guillaume. Die Luftwaffe Abschnitts 
Mitte soll von dem amerikanischen General- 
leutnant Lauris Norstad befehligt werden. 
Er untersteht Eisenhower unmittelbar und 
ist auch für die Luftsicherung der Zufahrts- 


französische Vizeadmiral Jaujard übernimmt 
den Oberbefehl über die Marineteile, die ım 


Mittelabschnitt operieren. 


des 


In Süden soll der italienische General de 
Castiglione zu Lande kommandieren. 


THE SYSTEM OF COMMAND IN N.A.T.O. 
STANDING GROUP 
(The Chiefs of Staff of France, United 
Kingdom and United States warking 
through their Permanent Representatives) 
Permanent Representatives: 


Marshal of the R.A.F. Lord Tedder, Vice-Adm. J. Wright, Lt.-Gen. Paul Ely 


l | | 
Supreme Allied Supreme Allied (Other Command 
Commander Atlantic Commander Europe Organization not 
Deputy Supreme Allied General Eisenhower yet decided) 
Commander .Deputy Supreme Allied 
Commander 
Field Marshal Lord Montgomery 


Deputy (Air) 
Air Chief Marshal Sir H. Saunders 


Deputy (Navy) 
Adm, A. Lemonnier 
| | | 
Northern Sector Central Sector Southern Sector 
| Gen. de Castiglione 


| | | 


Area Commander- C.-in-C. C.-in-C. Flag Officer 
Commanders-in-Chief; in-Chief Allied Land Allied Air Central Europe 
Admiral Sir Patrick Forces Forces Vice-Admiral 
Brind « Gen. Juin Lt.-Gen. L. Jaujard 
| ; Norstad 
| | | 
Commander, Commander, Commander, 
Land Land Allied 
Forces, Forces, Air 
Norway Denmark Forces 


Lt.-Gen. W. van 
Tangen Hansteen 


Lt.-Gen. E. Görtz 


Die Frachtraten als geographisches und 
politisches Problem in Kanada 


Das heute besonders für Schleswig-Holstein 
aktuelle Stichwort der Küstenkohlentarife 
macht es deutschen Beobachtern verständ- 
lich, daß Kanada bei seiner großen West-Ost- 
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ausdehnung in der Eisenbahntarifpolitik ein 
starkes Machtmittel zur Steuerung des wirt- 
schaftlichen Aufschwungs in den einzelnen 
Landesteilen besitzt. 


Major-Gen. R. Taylor 


Quelle: Times Nr. 51,978 


Im Jahre 1948 wurde eine Untersuchungs- 
kommission (Royal Commission) zur Klä- 
rung des Problems eingesetzt. Sie erstattete 


im März 1951 Bericht. 


Die beiden wirtschaftsstarken Zentralpro- 
vinzen Ontario und Quebec im Tal des St. 
Lorenz-Stromes sind mit dem Frachtensystem 
zufrieden. Alle anderen Provinzen jedoch 
fühlen sich benachteiligt und liegen zum gro- 
ßen Teil frachtgünstiger zu Nachbarstaaten 
in den USA als zur zentralen Wirtschaftszone 
Kanadas. Der Bericht empfiehlt einen allge- 
meinen Frachtenausgleih und die Über- 
der Unterhaltungskosten für die 
nicht rentable Strecke der Transkontinent- 
bahnen (zwischen Sudbury und Fort William) 
durch die Regierung. Es soll eine einheit- 
liche oberste Verkehrsbehörde der kanadi- 
schen Bundesregierung geschaffen werden. 


nahme 
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DasFlottenprogramm der Vereinigten Staaten 


Im März unterzeichnete Präsident Truman 
den Marineetat. Er sieht für Neu- und 
Umbauten von Kriegsschiffen 2 Milliarden 
Dollar vor und stellt damit der Flotte den 
höchsten Betrag der Nachkriegsjahre zur 
Verfügung. 

Das Bauprogramm, mit dessen Planung 
bereits vor Jahresfrist begonnen wurde, er- 
fuhr wiederholt Änderungen auf Grund der 
mittlerweile im Koreakrieg gesammelten Er- 
fahrungen und sieht in seiner endgültigen 
Gestalt den Bau von 173 Einheiten vor. Sein 
Kernstück bildet ein Mammut-Flugzeugträ- 
ger von 55 000 t, dessen Bauzeit auf drei- 
einhalb Jahre berechnet ist und der allein 
228 Millionen Dollar kosten wird. Daneben 
werden sieben Träger der Essex-Klasse 
(27 000 t) modernisiert, und man geht wohl 
nicht fehl in der Annahme, daß diese macht- 
vollen Schiffe zum Transport und Start von 
Atombomben tragenden Maschinen umgebaut 
werden. Zwölf Kreuzer erhalten stärkste 
Flugzeugabwehr-Armierung und zwei wei- 
tere Einbauten für den Abschuß ferngesteu- 
erter Raketen. Verständlicherweise erlauben 
die Angaben, besonders über den Bau von 
U-Booten (sieben mit „Schnorchel“ sind in 
Auftrag gegeben) und schnellen Über- und 
Unterwasserjägern — nicht weniger als 206 
Zerstörer werden zum auschließlichen Zweck 
der Ubootsjagd umgebaut — keinen Rück- 
schluß auf die Verwendung der Atomenergie 
zum Schiffsantrieb. Es unterliegt aber kaum 
einem Zweifel, daß derartige Versuche weit 
fortgeschritten sind und daß das U-Boot ein 
erstes Versuchsobjekt sein wird. 


Alles in allem zeigt das Bauprogramm ganz 
eindeutig, daß die unbestritten stärkste Flot- 
tenmacht der Welt sich wieder zu der alten 
Wahrheit bekennt, daß ein Seekrieg nur auf 
oder unter dem Wasser, niemals aber allein 
im Luftraum über den Ozean entschieden, ein 
Seeraum nur beherrscht werden kann, wenn 
man ihn mit kampfkräftigen Schiffen be- 
fährt. Auch in den Vereinigten Staaten ist 
diese Selbstverständlichkeit nach dem Krieg 
hart umstritten gewesen. Die Gegner des gro- 
ßen Überwasserschiffes kamen sogar biswei- 
len einem totalen Sieg ihrer Anschauung 
nahe. Wenn es ihnen dann doch nicht gelang, 
die Flotte in den letzten Rang herunterzu- 
drücken, so ist das ein Verdienst von James 
Forrestal, der 1947 vom einstmaligen Bör- 
sengewaltigen der WallStreet zum ersten Ver- 


teidigungsminister in der Geschichte der 
Vereinigten Staaten wurde. Sein tragisches 
Ende hat vor zwei Jahren die ganze Welt 
beschäftigt. 


Forrestal war keineswegs „vom Bau“. 
Als ihn im Jahre 1940 Roosevelt zunächst zum 
Unterstaatssekretär im Marineministerium, 
und vier Jahre später zum Marineminister 
ernannte, konnte er vom Ersten Weltkrieg 
her nur die Erfahrungen einer einjährigen 
Dienstzeit in der Marinereserve und eine 
kurze Ausbildung als Seeflieger vorweisen. 
Das war alles. Und doch gelang es diesem 
Mann, der einst als Zeitungsreporter begon- 
nen hatte, nach Pearl Harbour seinem Vater- 
land in intuitiver Erfassung der strategischen 
Gegebenheiten und Notwendigkeiten eine 
Flotte aufzubauen, die die gewiß beachtliche 
japanische Flotte von den Meeren fegte. Kein 
Wunder, daß Forrestal zum Exponenten der 
„Big Navy“-Schule wurde, deren hartnäckig- 
ste Verfechter natürlich in der Admiralität 
saßen. Von ihm stammt das Wort: Wie stark 
auch unsre Land- und Luftmacht, nur durch 
Beherrschung der Meere können wir sie in 
den Kampf führen. 


Der Versuch, dieses Axiom durchzukämp- 
fen, indem er die Navy zum Herz- und Kern- 
stück der amerikanischen Wehrmacht formen 
wollte, brachte ihm erbittertsten Widerstand 
von Heer und Luftwaffe, aber auch von Poli- 
tikern ein. An diesem Kampf zerrieb sich 
der zähe Mann, bis er am 22. Mai 1949 den 
Freitod suchte. 

Wohl machte Truman ihn, den letzten 
Überlebenden des Roosevelt-Kabinetts, zum 
Verteidigungsminister, als Forrestals eigener 
Vorschlag zur Schaffung eines einheitlichen 
Oberbefehls über alle drei Wehrmachtsteile 
angenommen wurde. Nur auf diesem Wege 
nämlich glaubte der Marineminister der 
drohenden Aufsaugung seiner Waffe durch 
Heer und Luftwaffe begegnen zu können. 
Wohl ließ er noch, gewissermaßen unter 
Ausschluß der Öffentlichkeit, den 80 000-t- 
Flugzeugträger United States auf Stapel le- 
gen. Dann aber mußte er einsehen, daß selbst 
seine Zähigkeit nicht ausreichte, das gesteckte 
Ziel zu erreichen. Er demissionierte 1949 
und wurde noch Zeuge, wie sein Nachfolger 
Johnson, ein überzeugter Anhänger der 
Luftwaffe, die United States stillschweigend 
wieder in der Versenkung verschwinden ließ. 

Der diesjährige Marineetat aber ist eine 


nachträgliche Rechtfertigung der Flotten- 
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politik Forrestals. Die amerikanische Navy 
ist auf dem besten Wege, zum Senior Service 
zu werden, als die sie dieser Vorkämpfer 
einer amerikanischen „Flotte der sieben 
Meere“ stets sehen wollte. 


SCHSE: 


Ralph Bunche 


Am 31. März 1951 sprach der Direktor 
der Treuhandabteilung in den Vereinten 
Nationen, Ralph Bunche, bei der Jahres- 
feier der League for Industrial Democracy 
in New York vor 1000 Menschen. Er griff 
den ehemaligen amerikanischen Außenmi- 
nister James F. Byrnes scharf an, der in 
seiner jetzigen Eigenschaft als Gouverneur 
von Südkarolina in vorderster Linie der 
verbohrten („bigoted“) Feinde einer ech- 
ten Negeremanzipation stehe und sich ver- 
geblich gegen „den unaufhaltsamen Vor- 
marsch der amerikanischen Demokratie“ 
wehre. Es sei empörend, wenn ein ehe- 
maliges Mitglied des Obersten Gerichtshofes 
und ehemaliger Außenminister erkläre, wie 
es Byrnes getan habe, daß er lieber die 
öffentlichen Schulen seines Staates ganz ge- 
schlossen als auf Anordnung der Bundes- 
gerichtshöfe den Negerkindern mit der 
Gewährung voller Gleichberechtigung ge- 
öffnet sehen wolle. Die Ost-West-Spannung 
berechtige nicht dazu, berechtigte Kritik 
im Westen mundtot zu machen. Am 1. April 
erhielt Ralph Bunche in einer nach einer 
Art Gallup-System durchgeführten Wahl die 
Jahresauszeichnung 1951 zum Gedächtnis 
der von Präsident Roosevelt verkündeten 
„Vier Freiheiten“. Er sagte bei dieser Ge- 
legenheit, am Ende komme es auf den 
praktischen Gebrauch der Freiheit, nicht 


nur auf den Glauben an sie an. 


Am Tage nach der Ehrung Bunches 
wandte sich im Repräsentantenhaus der 
Negerabgeordnete William L. Dawson aus 
Chicago, der im Südstaat Georgia geboren 
ist und im Ersten Weltkrieg schwer ver- 
wundet wurde, leidenschatflich und erfolg- 
reich (die Abstimmung ergab 178 Stimmen 
für und 126 gegen seinen Standpunkt) ge- 
gen die Aufstellung von Sondereinheiten 
für Neger in der amerikanischen Wehr- 
macht: „Gott hat so wenig einen Fluch auf 
mich gelegt, indem er mich schwarz, wie 
auf Sie, indem er Sie weiß geschaffen hat. 
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Sie sagen, daß Sie Amerika in der jetzigen 
Stunde seiner Gefährdung lieben, und ich 
sage Ihnen, das gewichtigste Argument der 
Sowjetunion bei ihrem Versuch, die schwar- 
zen Völker der Erde gegen uns aufzubrin- 
gen, ist die Art, in der Sie mich, einen 
amerikanischen Staatsbürger, behandeln.“ 
Quelle: New York Times. 


Krise im sozialen Paradies Neuseeland 


Neuseeland gilt seit langem den Europa- 
müden als Paradies: man denkt dabei an 
seine landschaftliche Schönheit und an seine 
vorbildliche Sozialpolitik. Die vorbildliche 
Sozialpolitik ist allerdings nicht so sehr auf 
besondere Einsichten im Lande zurück zufüh- 
ren, sondern darauf, daß Neuseelands Waren 
gesicherten Absatz in einer hungrigen Indu- 
striewelt fanden, so daß für die kleine Be- 
völkerung ein großer Überschuß zur Vertei- 
lung verblieb. 

Die neuseeländische Arbeiterpartei und 
vor ihr andere Sozialreformgruppen sind 
nicht dem amerikanischen Beispiel gefolgt, 
das dem einzelnen Menschen die Chance des 
freien Fortkommens bieten, ihn dann aber 
sich selbst überlassen wollte, sondern sie ha- 
ben ein Mindestmaß sozialer Sicherheit für 
alle angestrebt und durch Staatsbehörden 
mit dem Lebenshaltungsindex verbundene 
Mindestlöhne festsetzen lassen. 

Gegen diese Regelung rebelliert seit eini- 
ger Zeit die Arbeiterschaft selbst. Ihre Re- 
bellion spitzt sich seit Jahresanfang 1951 in 
gefährlichen Streikaktionen zu, während 
früher Streiks im „sozialen Paradies“ kaum 
nötig waren, weil man ja vor dem Schieds- 
gericht prozessieren konnte. Die Arbeiter- 
schaft nimmt also das Vorrecht der kapitali- 
stischen Gesellschaftsordnung: das Recht zum 
Kampf um das eben noch Mögliche, für sich 
in Anspruch. 

Die neuseeländische Hafenarbeitergewerk- 
schaft streikt gegen einen Schiedsspruch der 
obersten Schiedsbehörde. Am 21. Februar 
erklärte Ministerpräsident Holland den „na- 
tionalen Notstand“. Am 27. Februar wurden 
Truppen zum Verladen von Schiffen einge- 
setzt. Der Gewerkschaftsbund distanzierte 
sich von der Hafenarbeitergewerkschaft und 
vertrat die Ansicht, sie stehe unter kommu- 
nistischem Einfluß und arbeite auf der Linie 
der kommunistischen Gewerkschaftsinter- 
nationale. 
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Die Krise wurde dadurch ausgelöst, daß 
sich die Farmer von der Arbeiterschaft trenn- 
ten, nachdem sie einmal ihren Anteil an der 
Sozialpolitik in Sicherheit gebracht hatten, 
und 1949 ein Parlament wählten, das die seit 
1935 bestehende Labour-Regierung stürzte. 
Die neue Regierung begann mit der Auf- 
hebung der Preiskontrollen, und seit der 
neuerlichen Steigerung der Weltmarktpreise 
ist auch die einmal festgelegte Lohnordnung 
in Bewegung gekommen. 


Krise in Südrhodesien 


Die südrhodesische Regierungskrise, die 
Anfang März endete, hatte nur geringe Be- 
deutung, denn in einer verhältnismäßig 
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kleinen weißen Siedlerschicht, die an Zahl 
ungefähr der Bewohnerschaft zweier deut- 
scher Landkreise gleichkommt (90 000), gibt 
es immer persönliche Auseinandersetzungen. 
Der Anlaß der politischen Krise war die 
Benzinknappheit. Das Land ist auf Motor- 
transport angewiesen, und die Bahn vom 
portugiesischen Hafen Beira aus kann nicht 
genügend Treibstoff heranbringen. Pläne 
zum Bahnbau nach Lourengo Marques oder 
nach der Grenzübergangsstelle zur Südafri- 
kanischen Union Beit Bridge haben sich noch 
nicht verwirklichen lassen. Dagegen hat eine 
lange Dürre, die erst Mitte März zu Ende 
ging, eine sehr ernste Krise in der Landwirt- 
schaft ausgelöst. Die Tabakernte hat schlechte 
Aussichten, und Getreide wird wahrscheinlich 


eingeführt werden müssen. Die Frage eines 
Zusammenschlusses mit den britischen Nach- 
barkolonien wird erneut diskutiert. Dabei 
wird überlegt, ob nicht Nordrhodesien zu 
teilen wäre: sein zentraler Teil entlang der 
Eisenbahn, das Gebiet der Kupfergruben und 
der europäischen Farmen, könnte mit Süd- 
rhodesien vereinigt werden. Der an Angola 
srenzende Nordwesten (Barotseland) könnte 
zusammen mit Betschuanaland ein Protek- 
torat bilden, und in derselben Form könnte 
sich der Nordosten mit Nyassaland ver- 
einigen. 


* 


Weltfriedensrat oder UNO? 


Die Zeitungen Moskaus diskutierten im 
März die Möglichkeit eines Ausscheidens der 
Sowjetunion aus der UNO. Prawda nannte 
die UNO das Werkzeug der amerikanischen 
und britischen Aggressionspolitik. Die Zei- 
tungen bezogen sich auf das Interview, das 
Stalin selbst am 16. Februar gegeben hatte. 
Da hieß es: 

„Die Organisation der Vereinten Natio- 
nen, Bollwerk zur Erhaltung des 
Friedens geschaffen wurde, verwandelt sich 
in ein Instrument des Krieges, in ein In- 
strument zur Entfesselung 
Weltkrieges. Den aggressiven Kern der UNO 
bilden die zehn Mitgliedstaaten des aggres- 
siven Nordatlantikpaktes und die zwanzig 
lateinamerikanischen Länder. Die Vertreter 
dieser Länder entscheiden jetzt in der UNO 
über Krieg und Frieden. Sie waren es, die 
in der UNO den schändlichen Beschluß 
über die Aggressivität der Chinesischen 
Volksrepublik durchgesetzt haben. Es ist 
bezeichnend für die gegenwärtigen Zustän- 
de in der UNO, daß zum Beispiel die kleine 
Dominikanische Republik in Amerika, die 
eine Bevölkerung von kaum zwei Millionen 
zählt, heute das gleiche Gewicht hat wie 
Indien und viel mehr als die Chinesische 
Volksrepublik, die des Stimmrechts in der 
UNO beraubt ist. Indem sich die UNO in 
ein Instrument des Aggressionskrieges ver- 
wandelt, hört sie auf diese Weise gleich- 
zeitig auf, eine Weltorganisation gleichbe- 
rechtigter Nationen zu sein. In Wirklichkeit 
ist die UNO heute weniger eine Weltorga- 
nisation als eine Organisation für die Ame- 
rikaner, die den Forderungen der amerika- 
nischen Aggressoren entsprechend handelt.. 

Die Organisation der Vereinten Na- 


die als 


eines neuen 
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tionen betritt auf diese Weise den unrühm- 
lichen Weg des Völkerbundes. Damit be- 
gräbt sie ihre moralische Autorität und 
setzt sich dem Verfall aus.“ 

Gegen die manchmal vertretene Ansicht, 
daß die Sowjetunion dem Westen durch ihr 
der UNO einen Gefallen 
erweisen könne, wandte sich am 26. April 
der amerikanische Hauptdelegierte Warren 
Austin vor dem Haushaltsausschuß des Re- 
„Das Ausscheiden der 
Sowjetunion aus der UNO wäre eine Ka- 


Ausscheiden aus 


präsentantenhauses: 


tastrophe für jede weltweite Bemühung um 
den Frieden“. Die sowjetische Politik in 
Lake Success habe vielen Staaten erst die 
Augen geöffnet. Man wisse wenigstens, was 


die Sowjets wollten. 


Der Staatshaushalt der Sowjetunion 


Am 7. März legte der Finanzminister A. 
G. Swerew dem Obersten Sowjet den Haus- 
halt für 1951 vor. Er verglich den friedlichen 
Aufbau in der Sowjetunion mit der Auf- 
rüstung im Westen. Er teilte mit, daß 21,3 % 
der Haushaltsausgaben für militärische 
Zwecke gedacht seien (18,6 % im Jahre 1950). 
120,8 Milliarden Rubel sind für die Landes- 
verteidigung vorgesehen in einem Gesamt- 
haushalt von 461,5 Milliarden. Die von Swe- 
rew gegebenen Zahlen sollen die Thesen des 
Stalin - Interviews an die Prawda vom 
16. Februar stützen, in dem es hieß: 

„Kein einziger Staat, auch die Sowjet- 
union nicht, kann in vollem Umfange die 
Friedensindustrie entwickeln, große Bauvor- 
haben wie die Wasserkraftwerke an der 
Wolga, am Dnjepr und am Amu Darja, die 
Milliarden staatlicher Ausgaben erfordern, 
beginnen, die Politik der systematischen 
Preissenkung für Massenbedarfsartikel, die 
ebenfalls Dutzende von Milliarden erfor- 
dert, fortsetzen, Hunderte von Milliarden 
für den Wiederaufbau der durch die deut- 
schen Okkupanten zerstörten Volkswirtschaft 
aufwenden und außerdem gleichzeitig seine 
Streitkräfte vergrößern und seine Kriegsin- 
dustrie entfalten. Es ist nicht schwer zu ver- 
stehen, daß eine solche unvernünftige Politik 
zum Staatsbankerott führen würde...“ 


Die Donauschwaben in Jugoslawien 


Die volksdeutsche Bevölkerung Jugosla- 
wiens hat nach dem Zweiten Weltkrieg 
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schwere Blutsopfer bringen müssen. Wer 
nicht erschlagen, durch Hunger zu Tode ge- 
bracht oder zu Tode gearbeitet wurde, 
mußte das Land verlassen. Von den 1939 
gezählten 750000 Deutschen waren 1948 
noch 55328 im Lande nachweisbar. Die 
alten Siedlungsgebiete der Deutschen liegen 
im Nordwesten an der deutsch- 
slowenischen Volksgrenze oder im Norden, 
im Raum des früheren Königreiches Ungarn 
und der Militärgrenze. 11 Prozent der deut- 
schen Restbevölkerung befindet sich heute 
in Serbien, Mazedonien und Montenegro als 
Facharbeiter, also auch sie sind entwurzelt. 
Seit dem Bruch mit der Sowjetunion be- 
ginnt Jugoslawien, wieder stärkeren Wert 
auf deutsche Spezialarbeiter zu legen, die 
es besonders für die weniger fortschrittli- 
chen südlichen Teilrepubliken braucht. Wo 
die Kollektivierung landwirtschaftlicher Be- 
triebe rückgänig gemacht wird, dürfen auch 
frühere deutsche Bauern, wenn sie noch im 
Lande sind, dem Staat ihre eigenen Höfe 
wieder abkaufen. Wegen der planmäßigen 
sozialen Deklassierung können sie jedoch 
den Preis nicht aufbringen. 


Quelle: „Neuland, Wochenschrift der Donauschwaben“ 
Salzburg, 22. IV. 1951. 


entweder 


Panasiatische Spiele 


Am 4. März 1951 eröffnete das Staatsober- 
haupt der Indischen Union, Präsident Prasad, 
die ersten Panasiatischen Spiele im neuen 
Stadion von Delhi. 11 asiatische Staaten 
hatten Wettkämpfer entsandt, die stärksten 
Mannschaften kamen aus Japan und Irak. 
China schickte nur eine „Beobachter“-gruppe, 
Pakistan war nicht vertreten. 


Ägyptens Sterling-Guthaben 


Während des Krieges haben sich zugunsten 
Ägyptens erhebliche Sterling-Guthaben in 
London angesammelt, die aus den Ausgaben 
Großbritanniens für den Krieg im Nahen 
Osten erwachsen sind. Sie dürften bei 
Kriegsende die 500-Millionen-Pfundgrenze 
überschritten haben. Die Abtragung dieser 
Kriegsschulden ist zunächst durch kurzfristige, 
meist einjährige Abmachungen geregelt 
worden, da der Ausbau der einheimischen 
Industrie und der erhebliche Nachfuhrbedarf 
an Konsumgütern an die ägyptische Zah- 
lungsbilanz, vor allem in harten Valuten, er- 
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hebliche Anforderungen stellte. Die ägyp- 
tische Regierung versucht, durch eine weit- 
gehende Mobilisierung dieser eingefrorenen 
Guthaben die angespannte Devisenlage zu 
erleichtern. Die britische Regierung hat zu- 
nächst etwas zögernd, später laufend, Be- 
träge freigegeben, so daß sich der Saldo für 
Ägypten heute noch auf rund 230 Millionen 
Pfund beläuft.Davon sollen auf Grund des im 
März im britischen Unterhaus nurmitknapper 
Mehrheit angenommenen Finanzabkommens 
zwischen den beiden Ländern in den nächsten 
10 bis 13% Jahren — je nach der Höhe der 
in Anspruch genommenen Ziehungsrechte 
Ägyptens, die nur maximal begrenzt sind — 
weitere 150 Millionen Pfund abgetragen 
werden. Über die restlichen 80 Millionen will 
man sich vor Ablauf des neuen Abkommens 
wiederum verständigen. Für 1951 wurden 25 
Millionen Pfund sofort freigegeben, davon 
14 Millionen in Dollar. Ägypten kann ferner 
zusätzlich noch 5 Millionen Pfund aus die- 
sera Fonds mobilisieren, wenn seine Reserven 
unter 45 Millionen Pfund sinken. 


Wenn auch die devisenmäßige Belastung 
für Großbritannien im Augenblick tragbar 
erscheint, so mehren sich doch die Stimmen, 
die kritisch darauf hinweisen, daß in diesem 
Abkommen eine Ausweichklausel für 
schlechte Zeiten wie hei den Kreditverträgen 


mit Kanada und USA fehlt. 


Auch die weitere Freigabe von jährlich 10 
Millionen Pfund zum Ankauf von Öl gegen 
Sterling (auf die Dauer von 10 Jahren) durch 
Ägypten bedeutet eine Belastung der bri- 
tischen Devisenbilanz, da Großbritannien 
trotz seiner erheblichen Beteiligung an der 
mittelöstlichen Ölproduktion zusätzlich Öl 


gegen Devisen kaufen muß. 


So stellt das englisch-ägyptische Finanzab- 
kommen eine erhebliche Konzession an die 
ägyptischen Wünsche dar, die wohl nur aus 
übergeordneten politischen Erwägungen ge- 
macht worden ist. 


E.K. 


Das Öl des Irak 


Am 20. März gab der irakische Minister- 
präsident Nuri es-Said in Bagdad im Parla- 
ment bekannt, daß die Regierung eine eigene 
Erdölraffinerie bauen werde. Der Staat wolle 
dieselben Abgaben von den Erdölgesellschaf- 
ten für ihre Konzessionen erzielen, die in 


Nachbarländern des Irak üblich seien. (Nach- 
barländer des Irak mit wichtiger Erdölpro- 
duktion sind Persien und Saudi-Arabien.) 
Ein Sprecher der Unabhängigkeitspartei 
(Istiglal) fragte im Parlament, ob die Re- 
sierung eine Verstaatlichung der Erdölindu- 
strie „angesichts des tapferen Schritts, den 
Persien getan hat“, ins Auge fassen wolle. 

Am 3. April gab die irakische Regierung 
bekannt, daß die /rag Petroleum Company 
sich bereiterklärt Anteil des 
Staates am Gewinn auf die gleiche Höhe 
zu bringen wie in den Nachbarländern (in 
Saudisch-Arabien beträgt er 50 Prozent). 
Die Gesellschaft arbeitet auf dem Ölfeld 
von Kirkuk. 


habe, den 


Ceylons Ausfuhr 


Am 14. März 1951 kündigte der Finanz- 
minister Jayawardehe im Parlament von Co- 
lombo an, daß durch eine Erhöhung der 
Ausfuhrsteuern auf Tee, Kautschuk. Kokos- 
nußprodukte und andere landwirtschaftliche 
Erzeugnisse 100 Millionen Rupien 
liche 
müßten. Die Regierung muß bei der Er- 
höhung der Lebensmittelpreise höhere Sub- 
ventionen zahlen und glaubt, die Ausfuhr- 
steuer den Gewinnern der Hausse am Welt- 
markt durchaus zumuten zu können. 


zusätz- 


Steuereinnahmen geschaffen werden 


Die siamesische Monarchie 


Am 19. März 1951 wurde Prinz Dhani Ni- 
vat Krommuen Bidyalarb zum Regenten von 
Siam bestellt, nachdem der vorherige Re- 
gent Prinz Rangsit von Tschainat (Prajura- 
sak von Chakri) gestorben war. 


Um die Jahrhundertwende besuchte Prinz 
Rangsit das Realgymnasium (Martineum) in 
Halberstadt. Er wurde dort im Hause des 
Siamesisch sprechenden Lehrers Prof. Haller 
erzogen. Nach dem Abiturientenexamen 
(1906) studierte er in Heidelberg, wo er auch 
seine spätere Frau kennenlernte. Der Tod 
hat den geplanten Besuch bei den deutschen 
Verwandten der Prinzessin verhindert. 


Nach der Ermordung des Königs Ananda 
Mahidol übernahm Prinz Rangsit 1946 den 
Vorsitz im Regentschaftsrat. Die Unter- 
suchungen über den Tod des Königs sind 
noch nicht abgeschlossen. Die Regierung be- 


schuldigt den im Exil befindlichen früheren 
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Ministerpräsidenten Pridi, der im Zweiten 
Weltkrieg auf alliierter Seite stand. 


Der Kronprinz Phumiphon Selandia kehrte 
am 24. März 1950 aus der Schweiz nach Siam 
zurück. Seine Krönung zum Herrscher über 
die 18 Millionen Landeseinwohner fand am 
5. Mai 1950 statt. Der neugekrönte König 
begab sich wieder in die Schweiz. 


Die Siamesen selbst sprechen von ihrem 
Land heute als „Insel des Lächelns in einem 
Meer von Tränen“. Da Siam am Ende des 19. 
Jahrhunderts von der britischen und der 
französischen Kolonialpolitik als Pufferstaat 
zwischen Burma und Malaya einerseits, Indo- 
china andererseits respektiert wurde und auf 
diese Weise seine Selbständigkeit behielt, 
kann hier die kommunistische Agitation nicht 
wie sonst in Asien einen antikolonialen Na- 
Allerdings gibt es 
etwa 4 Millionen Chinesen im Lande, und die 
Mehrheit der Einwohner in derLandeshaupt- 
stadt Bangkok ist chinesisch. Diese Einwan- 
derergruppe bekennt sich heute mindestens 
äußerlich durch ihre Zeitungen und Organi- 
sationen zur Chinesischen Volksrepublik. Es 
bestehen einige Unstimmigkeiten über das 
Maß der Bewegungsfreiheit für die chine- 
sische Eigenentwicklung im Lande, sie be- 
ruhen aber weniger auf dem neuen ideolo- 
gischen Gegensatz zwischen Kommunisten 
und Traditionalisten als vielmehr auf der 
uralten Spannung zwischen Chinesen und 
Thaivölkern. Der Regierungschef Marschall 
Pibul Songgram, der während des Zweiten 
Weltkrieges mit den Japanern zusammenar- 
beitete, bemüht sich heute, Siam im Lager 
des „Westens“ zu halten, und hat deshalb 
das Bao-Dai-Regime in Indochina anerkannt. 
Siam erhielt am Ende des Zweiten Weltkrie- 
ges amerikanische Wehrmachtswaren im 
Wert von $ 10 Millionen auf Vorschuß und 
1950 eine amerikanische Aufrüstungshilfe in 
derselben Höhe. Sein Reisüberschuß macht 
es zu einem begehrten Handelspartner: es 
hat auf amerikanische Rechnung Reis an das 
China Tschiang Kai-scheks geliefert und sich 
dem britischen Druck wieder etwas entziehen 
können, obwohl noch 1950 50 Prozent seines 
Außenhandels in Sterlingblockländer gingen. 
Siam hat britische Hilfe im Rahmen des Co- 
lombo-Planes abgelehnt, da es sich schon 
genügend anstrengen müsse, um seinen Ver- 
pflichtungen für die Hilfe der USA, der UNO 
und der Weltbank nachzukommen. Im Sep- 
tember und Oktober 1950 unterzeichnete 


tionalismus ausnutzen. 
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Siam Abmachungen über technische und mili- 
tärische Hilfeleistung durch die USA. Mar- 
schall Pibul wird seitdem vom Pekinger 
Sender als „Lakai der Wall Street“ be- 


zeichnet. 


Das politische Klima Siams wird gekenn- 
zeichnet durch einen Brief, den der verstor- 
bene Prinz Rangsit nach Deutschland schrieb, 
nachdem er aus der Haft entlassen war, die 
er als „Kollaborateur“ zwei Jahre nach dem 
Kriegsende auf sich nehmen mußte: „Alles 
im Leben findet seinen Ausgleich, — jetzt 
bin ich Regent von Siam“. 


Lhasa verhandelt{mit Peking 


Am 23. April gab der Rundfunk in Pe- 
king bekannt, daß drei Bevollmächtigte des 
Dalai Lama in Tschungking auf dem Wege 
Peking während 
sechs weitere Delegationsmitglieder Hong- 
kong erreicht hätten. Der frühere Ober- 
befehlshaber der tibetanischen Truppen 
teilte bei der Ankunft in Hongkong mit, 
daß noch immer keine chinesischen Soldaten 
das eigentliche Tibet betreten hätten. Die 
Chinesen haben nach der Einnahme von 
Tschamdo im China zunächst gelegenen 
„Inneren Tibet“ oder Sikang im Oktober 
1950 Halt gemacht und den Tibetanern 
Zeit zu Verhandlungen gegeben. Die Rund- 
funkangriffe auf den Dalai Lama hörten 
bald darauf auf und die Chinesen ließen 
im Februar ausdrücklich wissen, daß sie 
selbst zur Duldung der politischen Herr- 
schaft des Dalai Lama bereit seien. Sie 
behalten sich nur die Kontrolle über die 
tibetanische Außenpolitik und Landesver- 
teidigung vor. Der Dalai Lama machte sich 
auf den Rückweg nach Lhasa, rief die kleine 
Gruppe geflüchteter Würdenträger aus In- 
dien zurück und sandte seine Vertreter ab, 
die in formalen Verhandlungen die getrof- 
fene Abrede festlegen sollen. Danach soll 
Tibet seine Aufgabe als Zwischenzone weiter 
erfüllen. Die Tibetaner unterrichteten die 
indische Regierung 
Absichten. 

Der Leiter der tibetanischen Delegation 
Ngapo Schappe erklärte bei einer Will- 
kommenskundgebung in Tschungking, das 
Volk Tibets wolle zur „großen Familie 
Chinas“ zurückkehren und „imperialistische 
Einflüsse“ in seinem Lande ausschalten. 


nach eingetroffen seien, 


unterwegs von ihren 
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Am 27. April traf der Rivale des Dalai 
Lama, der Pantschen Lama, mit seinem Ge- 
folge in Peking ein. Der Ministerpräsi- 
dent Tschou En-lai gab ihm ein Bankett. 
Am 28. April wurde Schappe in derselben 
Form geehrt. 


China und das Rote Kreuz 


Der Präsident des Internationalen Komi- 
tees vom Roten Kreuz, Dr. Paul Ruegger, 
erklärte am 9. April in Genf, er habe bei 
seiner kürzlichen Chinareise viel Verständ- 
nis in Peking gefunden. Das Chinesische 
Rote Kreuz wolle bei der Nachrichtenüber- 
mittlung, bei der Suche nach Vermißten 
(zu denen auch der britische Gesandte in 
Seoul gehört), der Verteilung von Medi- 
kamenten, der Beförderung von Paketen 
an Kriegsgefangene und der Schaffung von 
Sicherheitszonen für Nichtkombattanten hel- 
fen. Frau Li Teh-tschuan, Leiterin des chi- 
nesischen Gesundheitsministeriums, habe 
die vier Genfer Abkommen vom 12. August 
1949 ins Chinesische übersetzt. Dr. Ruegger 
bedauerte die Störung seiner Verhandlun- 
gen durch Falschmeldungen der New York 
Times und des Hongkong Standard, die 
vorzeitig von einem Fehlschlag sprachen. 


Fremdarbeiter-Unruhen in Japan 


Nach der Eingliederung Koreas in das Ja- 
panische Reich (1910) wanderte eine be- 
trächtliche Zahl von Koreanern in die Japa- 
nischen Inseln ein. Am Ende des Zweiten 
Weltkrieges befand sich ungefähr eine Mil- 
lion Koreaner im japanischen Kernland, die 
meisten verrichteten schwere, ungelernte Ar- 
beit (in der Industrie, dem Verkehrswesen, 
dem Straßenbau, der Straßenreinigung). Eine 
große Rückführungsaktion fand 1946 gewis- 
sermaßen in Parallele mit der Rückführung 
der Fremdarbeiter aus Deutschland statt. 
1947 wurden nur noch 509000 Koreaner in 
Japan gezählt, davon etwa 200 000 im Kan- 
sai (der Ebene von Osaka, Kobe und Kyoto), 
— Osaka ist ihr wichtigster Niederlassungs- 
ort. Je 50000 Koreaner befinden sich im 
Raum Fukuoka-Schimonoseki, in der Groß- 
stadt Nagoya und im Raum Tokio-Yoko- 
hama. Im übrigen Japan, besonders im Nor- 
den des Landes und auf der Insel Schikoku, 


gibt es nur wenig koreanische Einwanderer. 


Im März 1951 fanden blutige Zusammen- 
stöße zwischen Koreanern und japanischer 
Polizei statt. Während die amerikanischen 
Besatzungstruppen zunächst die Koreaner 
als Angehörige einer befreiten Nation bevor- 
zugt behandelten, hat die Besatzungsmacht 
inzwischen erkannt, daß die soziale Not der 
Einwanderer in Tokio, Nagoya, Osaka und 
Nordkiuschu einen geeigneten Ansatzpunkt 
für kommunistische Propaganda bietet. Sie 


Koreaner-Zeniren 
in Japan 1947 
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läßt daher den japanischen Behörden wieder 
freie Hand. 

Das Koreanerproblem in Japan bildet 
einen Teil der Übervölkerungsfrage Ost- 
asiens, von der aus soziale, wirtschaftliche 
und politische Schwierigkeiten entstehen, 
die nur an der Wurzel selbst zu heilen sind. 
Das hochindustrialisierte Japan mit seiner 
intensiven Landwirtschaft ist zum Auswan- 
derungsziel der Koreaner geworden, obwohl 
es selbst dicht bevölkert ist. Die Einwohner- 
zahl der japanischen Kernlande, in die nach 
dem Verlust der kolonialen Herrschaftsge- 
gebiete (Korea, Formosa, zahlreiche Südsee- 
inseln bis zum Äquator, die Kurilen, Süd- 
sachalin) die Überseejapaner heimkehren 
mußten, wuchs im Jahre 1950 um 1448 055 
Menschen. Japan hatte am 1. Januar 1951 
83 525 000 Einwohner. 


Beri-Beri 


Der amerikanische Nahrungsmittelchemi- 
ker Dr. Robert R. Williams kehrte von 
einer Reise durch die Reiskonsumländer 
zurück und äußerte am 11. April in New 
York, man könne durch einen Vitamin B1- 
Zusatz zur Reisnahrung mit einem Un- 
kostensatz von 35 Cents pro Kopf und Jahr 
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das Leben von zehntausenden asiatischer 
Menschen retten, die alljährlich an der 
Mangelkrankheit Beri-Beri sterben. Die 


seit 1948 auf den Philippinen unternomme- 
nen Versuche im Gebiet von Bataan seien 
erfolgreich verlaufen. Nunmehr soll die 
philippinische Provinz Tarlac mit 330 000 
Einwohnern für einen größeren Versuch 
ausersehen werden. Dr. Williams äußerte 
in Manila die Ansicht, daß bei Annahme 
seiner Vorschläge die Krankheit bei den 
19 Millionen Philippinos in einem Zeitraum 
von 5 Jahren ausgerottet werden könne. 


Die Bevölkerung Lateinamerikas 


Am 15. April wurden vorläufige Ergeb- 
nisse der Volkszählung von 1950 in Latein- 
amerika bekanntgegeben. Danach haben die 
lateinamerikanischen Länder mit 152,8 Mil- 
lionen Einwohnern die Vereinigten Staaten 
mit ihren 150,7 Millionen überholt. Das 
stärkste Wachstum von 1940 bis 1950 hat 
in Brasilien stattgefunden: von 41 236 000 
auf 52 300 000. 


Unsicherheit in Bolivien 


Auf der Panamerikanischen Konferenz 
Präsident Truman am 26. März 
eine Sensation, als er anscheinend vom 
Text seiner Rede abwich und mit großer 
Begeisterung ein Bewässerungsprojekt in 
Chile und Peru erläuterte, das durch Wasser 
aus den bolivianischen Seen gespeist werden 
soll. Dafür solle Bolivien wieder einen Aus- 
gang zum Meer unter eigener Souveränität 
erhalten, den es 1879 mit dem Verlust 
Antofagastas an Chile eingebüßt hat. Die 
Nordamerikaner wollen den Neubau eines 
Hafens unmittelbar an der chilenisch-peru- 
anischen Grenze finanzieren, um damit die 
bolivianische Zinnausfuhr zu sichern. Von 
der Bahnstrecke zwischen der bolivianischen 
Hauptstadt La Paz und dem chilenischen 
Hafen Arica soll eine Linie zu der neu zu 
gründenden Stadt abgezweigt werden. Prä- 
sident Truman behauptete, mit dem chile- 
nischen Präsidenten über das Projekt ge- 
sprochen zu haben, aber nicht nur der 
peruanische, sondern auch der chilenische 
Außenminister zeigten großes Erstaunen. 
Die bolivianische Regierung kann das zu- 


erregte 
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nächst platonische Interesse Nordamerikas 
an einem nationalistischen Lieblingswunsch 
im Wahlkampf gut verwerten. 


Fleisch aus Uruguay 


Am 28. April wurde in Montevideo ein 
vorläufiges Abkommen zwischen Großbri- 
tannien und Uruguay über die Wiederauf- 
nahme der im Sommer 1950 eingestellten 
Fleischlieferungen getroffen. Der Preis soll 
genau so hoch sein wie der mit Argentinien 
durch das Abkommen vom 23. April verab- 
redete. Finanzielle Verluste Uruguays im 
Jahre 1950, die auf die Sterling-Abwertung 
zurückgehen, sollen kompensiert werden. 


La Prensa 


Seit dem 25. Januar 1951 kann die argen- 
tinische Zeitung La Prensa nicht mehr in der 
üblichen Weise erscheinen. Sie wurde zu- 
nächst durch die Organisation der Zeitungs- 
verkäufer boykottiert, dann hinderte die 
Druckergewerkschaft die technische Herstel- 
lung. Bei dem Versuch der Belegschaften, 
durch die Kette der Streikposten hindurch zu 
ihren Arbeitsstellen zu gelangen, gab es einen 
Toten. Die Polizei griff gegen die Belegschaft 
ein und besetzte die Druckerei. Gegen den 
Eigentümer Dr. Alberto Gainza Paz wurde 
Anklage wegen Gefährdung der Staatssicher- 
heit erhoben. Er ging nach Uruguay ins Exil. 
Die liberale Presse anderer amerikanischer 
Staaten und besonders die nordamerikanische 
Presse nahm die Angelegenheit in scharfem 
Ton auf. Offizielle Persönlichkeiten der USA 
gaben Erklärungen zum Fall Prensa ab, wäh- 
rend Argentinien die Diskussion mit dem 
Ausland über eine interne Frage verweigerte. 

Am 12. April nahm die Deputiertenkam- 
mer mit 103 gegen 16 Stimmen ein Gesetz 
zur Enteignung der Zeitung an. Der Senat, 
der ganz von Parteigängern des Präsidenten 
besetzt ist, billigte am 13. April das Ge- 
setz einstimmig. Die Zeitung La Nacion in 
Buenos Aires wandte sich gegen die Regie- 
rungsmaßnahmen. „Eine gewichtige Stimme 
ist zum Schweigen gebracht worden“. 

La Prensa war ein Symbol für das Vor- 
handensein einer Gruppe von Liberalen im 
europäischen Sinne oder „Progressiven“ im 
nordamerikanischen Sinne in Buenos Aires. 
Es ist schwer zu beurteilen, wie stark ihr 
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Schicksal tatsächlich die Massen der argenti- 
nischen Hauptstadt oder die Arbeiter der 
Rinderzuchtfarmen interessiert. Das Regime 
Präsident Peröns sieht in der Auseinander- 
setzung mit der Zeitung einen Teil der an- 
gestrebten Emanzipation von nordamerika- 
nischen und westeuropäischen Einflüssen. Die 
Aktion erreichte ihren Höhepunkt in den 
Wochen vor einer Panamerikanischen Kon- 
ferenz, bei der die lateinamerikanischen Re- 
gierungen vor das antikommunistische Pro- 
gramm der USA gestellt werden sollten, und 
bildete daher einen störenden Faktor für die 
politischen Aufmarschpläne. 


Argentinien und die Falklandinseln 


Der Argentinische Außenminister Dr. 
Hipolito Paz wiederholte am 4. April auf 
der Panamerikanischen Konferenz in Wa- 
shington den Anspruch seines Landes auf 
die Falklandinsein, die von den Argentiniern 
Malvinas genannt werden. 


Am 23. April wurde die Gründung eines 


argentinischen Forschungsinstituts für die 


Antarktis verkündet. das den Namen des 
Leiters der jüngsten argentinischen Expe- 
dition tragen soll: Coronel Hernan Pujato. 
Am 30. April brachte der Staatsanzeiger 
ein Dekret des Präsidenten Peron und des 
Marineministers Admiral Garcia,das dem „ar- 
gentinischen Flottenstützpunkt“ in „Punta 
Proa, Grahamland, Argentinische Antarktis“, 
Admiral 


verlieh. Admiral Brown war der 


den Namen 


„Marine-Abteilung 
Brown“ 
Begründer der argentinischen Marine, er 


war irischer Herkunft. 


Chile in der Antarktis 


Am 3. April 
Botschafter in Santiago 


überreichte der britische 


dem chilenischen 
Außenminister eine Protestnote gegen die 
Errichtung des dritten chilenischen Stütz- 
punktes im Südpolargebiet, der in der Pa- 
radiesbucht liegt und von Angehörigen der 
chilenischen Luftwaffe besetzt ist. 
Februar durch den Kapitän des britischen 
Hilfsschiffes „John Biscoe“ an dem Stütz- 
punkt selbst mündlich vorgebrachte Protest 
wurde durch die Chilenen nicht beachtet. 


Der im 
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Brücke oder Schlachtfeld? 


James P. Warburg war während des 
Zweiten Weltkrieges Stellvertretender Lei- 
ter des amerikanischen Kriegsinformations- 
amtes, das für die Propaganda auf den 
europäischen Kriegsschauplätzen zuständig 
war, außerdem Leiter der Deutschlandab- 
teilung in diesem Lande. In dieser Eigen- 
schaft verfolgte er die scharfen Auseinan- 
dersetzungen, die sich im Anschluß an die 
Besprechungen von Casablanca hinter den 
amerikanischen Politik 


Kulissen der 


abspielten. Die voraussichtliche Wirkung 
der Forderung nach bedingungsloser Kapi- 
tulation war ihm nicht verborgen. Ein 
Memorandum, in dem er forderte, die Re- 
gierung der Vereinigten Staaten solle in 
einer offiziellen Verlautbarung ihre Kriegs- 
ziele genauer formulieren und ausdrücklich 
festlegen, daß sie nicht gegen das deutsche 
Volk, sondern gegen die „Nazis“ 
kämpfe, fand zwar lebhaftes Interesse bei 
Präsident Roosevelt, wurde dann aber mit 
der Begründung abgelehnt, daß „der Augen- 
blick dafür noch nicht reif“ sei. 


nur 
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Warburg erklärt in seinem Buch: James 
P. Warburg: „Deutschland - Brücke oder 
Schlachtfeld“ (Germany - Bridge or Battle- 
ground; New York 1947. Deutsche Über- 
setzung Franz Mittelbach-Verlag Stutt- 
gart. 1949. 412$. Mit Dokumenten-Anhang), 


-— Warburg erklärt mit denselben Wor- 
ten, die Außenminister Byrnes in seiner 
Stuttgarter Erklärung gebrauchte, daß 


Deutschland „nicht Schachfigur oder Partner 
in einem Machtkampf zwischen Ost und 
West“ Aus diesem Grunde 
müsse ein für allemal dafür gesorgt wer- 
den, daß die militärische Macht Deutsch- 
lands so gebrochen werde, daß es keinen 
neuen Angriffskrieg führen könne. Er 
glaubt, — das Buch entstand im Winter 
1946/47 vor der Moskauer Konferenz —, 
daß eine von den vier Mächten gemeinsam 
vorgenommene Diagnose des deutschen Pro- 
blems der Ausgangspunkt für eine künftige 
Deutschlandpolitik der Alliierten sei. 


werden dürfe. 


Die von ihm gegebenen Grundlagen einer 
solchen Diagnose beweisen, daß die Ent- 
wicklung seit dem Erscheinen des Buches 
weit fortgeschritten ist und daß die ver- 
einfachende Darstellung des deutschen We- 
sens als machtgierig, kriegslüstern 
nicht zu einer klaren Einsicht führen kann. 
Warburgs Ziel ist eine einheitliche Welt- 
regierung. Er meint, die Oder-Neiße-Linie 
sei von vornherein unhaltbar gewesen. Man 
müsse eine Übereinkunft mit der Sowjet- 
union und Polen erreichen. Polen müsse 
Oberschlesien behalten, da Deutschland vor- 
aussichtlich (1946/47!) die Verfügung über 
das Ruhrgebiet zurückbekomme und mit 
beiden Rohstoff- und Industriezentren zu 
stark werde. „Ostpreußen ist zwar nach 
Geschichte und Volkszugehörigkeit deut- 
sches Land, ist aber eine strategische Pro- 
vokation und eine Hochburg der Junker 
und des preußischen Militarismus. Seine 
Abtretung an Polen liegt im Sinne des 
europäischen Friedens“, 


USW. 


Ohne Zweifel ist der Verfasser einer der 
ersten, der die amerikanische Politik ge- 
genüber Deutschland in der Öffentlichkeit 
kritisch untersucht hat. Darin wie auch in 
der Sammlung der verschiedenen Doku- 
mente über die amerikanische Besatzungspo- 
litik in Deutschland von der Atlantik- 
Charta bis zum Abkommen über die Bildung 
der Bizone liegt sein historischer Wert. 
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Eine tiefere Einsicht in die Lage des 
deutschen Volkes vermag der Verfasser je- 
doch — trotz der von ihm im Vorwort 
betonten Hilfe durch seine Familie — nicht 
zu gewinnen, da er sich nach eigenen An- 
gaben nach dem Kriege nur während des 
Juli 1946 in Deutschland als Sonderbericht- 
erstatter des Pressekonzerns der Chicago 
Sun aufgehalten hat. Er nahm nur mit 
Stellen der vier Besatzungsmächte Fühlung. 


Kostspielige Rache 


Freda Utley hat die amerikanische Be- 
satzungspolitik in Deutschland gründlich 
studiert. Sie lebte einmal als Kommunistin 
in der Sowjetunion. Damals wurde ihr 
jüdischer Mann nach Sibirien verbannt und 
dort liquidiert. Sie konnte sich mit ihrem 
Sohn durch Flucht retten, gab die britische 
Staatsbürgerschaft auf und ging einige 
Jahre später, nachdem sie Korrespondentin 
in China gewesen war, in die Vereinigten 
Staaten. Dort ließ sie sich einbürgern. Ihre 
Erlebnisse in Moskau, wo sie im Außen- 
handelskommissariat und in Vargas Insti- 
tut für Politik und Weltwirtschaft tätig 
war, und ihre Arbeit für die Kommuni- 
stische Partei in England hatten aus einer 
begeisterten Anhängerin des Kommunismus 
eine erbitterte Gegnerin gemacht. 

Sie versucht in ihrem Buch: Freda Utley: 
„Kostspielige Rache“ (The High Cost of 
Vengeance. Chicago, 1949. Deutsche Über- 
setzung von Egon Heymann, H. H. Nölke 
Verlag Hamburg. 1950. 3. Aufl. 362 S.,) nach- 
zuweisen, daß die amerikanische Besatzungs- 
politik — insbesondere Morgenthau-Plan — 
in den ersten Jahren kommunistisch beein- 
flußt gewesen sei. Auch nach dem Bruch 
mit Moskau 1947 und der Änderung der 
Direktiven für die amerikanische Militär- 
regierung in Deutschland hätten die „Mor- 
genthau Boys“ unter der Decke noch einen 
erheblichen Einfluß gehabt, so daß die 
Rache an Deutschland für den Steuerzahler 
der USA eine sehr kostspielige Angelegen- 
heit geworden sei. Es gibt wohl kaum ein 
Buch aus amerikanischer oder überhaupt 
alliierter Feder, das mit solch lebendiger 
Anteilnahme das Schicksal der Deutschen 
schildert. Freda Utley hat sich auf ihrer 
Reise, die im Auftrage von Reader‘s Digest 
und der Foundation of Foreign Affairs in 
Washington erfolgte, nicht nur mit den 
Angehörigen der Besatzungsmächte, son- 
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dern auch mit vielen Deutschen — führen- 
den Politikern und einfachen Staatsbürgern 
— unterhalten und bringt die gehörten 


Äußerungen mit erstaunlihem Freimut. 
Mit scharfen Worten werden Richtlinien 
der Besatzungsmacht gegeißelt, die mit 
ihrer negativen Einstellung — Entmili- 
tarisierung, Entnazifizierung usw. — keine 
Möglichkeit gäben, ein neues friedliches 


Deutschland in der Mitte Europas aufzu- 
bauen. Morgenthau wollte Deutschland auf 
den Stand von 1932 zurückbringen, also 
auf den Punkt, von dem Hitler seinen Aus- 
gang nahm, nur daß diesmal — 1945/46 — 
ihrer Ansicht nach ein Überhitler, wahr- 
scheinlich ein Stalin, aus solcher Situation 
erstanden wäre. Die Deutschen waren be- 
reit, am europäischen Aufbau mitzuarbei- 
ten. Man hätte sie in den ersten Jahren 
hierfür einspannen sollen, anstatt ihr Ver- 
trauen in die westlichen Besatzungsmächte 
durch die Reparations- und die fast noch 
unheilvollere Restitutionspolitik zu 
stören. Die Verfasserin führt Beispiele an, 
die die Sinnlosigkeit dieser Politik deut- 
lich zeigen und den meisten Deutschen nicht 
bekannt sind. Sie scheut sich nicht, den 
Angriff auf Dresden als „Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit“ und die Dachauer Pro- 
zesse als „Schande der demokratischen Ju- 
stiz“ zu bezeichnen. Sie wirbt um Ver- 
ständnis für die schwierige Lage der deut- 
schen Soldaten und der ehrlich überzeugten 
Nationalsozialisten, die geächtet wurden, 
wenn sie sich aufrecht zu ihrer früheren 
Überzeugung bekannten und nicht versuch- 
ten, sich durch Denunziation zu entlasten. 


zeT- 


Neben den Kommunisten und den „Be- 
schwichtigungspolitikern“ zu denen sie u.a. 
Walter Lippmann rechnet, seien es vor 
allem die Franzosen, die (übrigens auch 
nach Warburgs Meinung) für das Scheitern 
aller Ansätze zu einer positiven Besatzungs- 
politik verantwortlich seien. Die Franzosen 
glichen heute einem „Mühlstein um den 
Hals der freien Welt“. Leider betrachteten 
weite Kreise der USA Frankreich immer 
noch wie eine Geliebte oder eine Frau, der 
man ihre Schwächen nachsehen müsse. Im 
Grunde sei es das Bewußtsein der eigenen 
Schwäche und das — uneingestandene — 
Schuldgefühl wegen der Kollaboration, die 
die Franzosen zu ihrer unsinnigen Politik 
trieben. Das Besatzungsstatut habe den 
Deutschen keine besondere Veränderung 
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gebracht. „Indien war, noch bevor es seine 
Unabhängigkeit erlangte, ein freieres Land 
als Deutschland unter den in diesem Do- 
kument niedergelegten Kolonialstatut.“ Es 
sei kein Wunder, daß die Deutschen den 
USA mißtrauten. Sie hätten das amerika- 
nische Verhalten als Besatzungsmacht in 
jenen Zeiten kennen gelernt, als die USA 
noch mit dem bolschewistischen Staat ver- 
bündet waren, und wüßten, daß das deut- 
sche Volk seine bessere Behandlung augen- 
scheinlich nur der Abkühlung der Bezie- 
hungen der USA zur Sowjetunion verdanke. 
Sie könnten es kaum vergessen, daß ge- 
rade die amerikanische Politik es soweit 
gebracht habe, daß die Deutschen ihre 
Ostprovinzen, die sie zum Leben unbedingt 
brauchten, „nur aus den Händen der So- 
wjetunion zurückerhalten könne, daß nur 
Rußland ihnen ihre Einheit zurückgeben 
und ihnen die osteuropäischen Märkte öff- 
nen kann, die für die deutsche Wirtschaft 
lebenswichtig sind“. 

Freda Utley hat sich mit großer Auf- 
merksamkeit auf dem „Schwarzmarkt der 
Gedanken“, wie sie die Stimme des Volkes 
unter dem Besatzungsregime bezeichnet, 
umgehört und in ihrem Buch wirklich „für 
die Stummen gesprochen“. So ist dieses 
Buch mehr als eine scharfe Kritik der 
amerikanischen Besatzungspolitik, es ist 
ein getreuer Spiegel Deutschlands in den 
Nachkriegsjahren. Weil es von einer Aus- 
länderin geschrieben ist, ist es viel wir- 
kungsvoller als die verschiedenen Schriften, 
in denen von deutscher Seite versucht wird, 
die Fehler der alliierten Besatzungspolitik 
aufzudecken. Die Verfasserin hofft, daß 
die Politik der Vereinigten Staaten gegen- 
über Deutschland radikal geändert wird, 
wenn das amerikanische Volk erst einmal 
die Tatsachen über Deutschland genau 
kennt, die ihm vorenthalten werden. 


Rauschning 


Unter den Stimmen, die uns in den 
letzten Jahren aus dem Ausland erreichten, 
verdient die des früheren Staatspräsidenten 
von Danzig Hermann Rauschning be- 
sondere Beachtung: Hermann Rauschning: 
„Deutschland zwischen Ost und West“. 
(Christian-Verlag, Berlin-Hamburg-Stuttgart. 
1950. 200 $.) Er nimmt aus zwei Gründen 


eine Sonderstellung ein: er war National- 
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sozialist und kennt deshalb die tieferen 
Gründe für das Wachsen des Nationalso- 
zialismus, und er ist ein genauer Kenner 
der Verhältnisse in der völkischen Schütter- 
zone zwischen Deutschland und der Sowjet- 
union. Er konnte — als Nationalsozialist — 
an entscheidender Stelle zu einer Besse- 
rung des Verhältnisses zwischen Deutsch- 
land und Polen beitragen und vermag des- 
halb gerade die Fragen der Beziehungen 
Deutschlands zum Osten mit besonderem 
Sachverstand zu beurteilen. Sein Buch un- 
terscheidet sich schon aus diesem Grunde 
erfreulich von anderen, in denen das Thema 
in westlichem Sinne, aber ohne die dafür 
notwendige Kenntnis der schwierigen Ver- 
hältnisse an der Ostgrenze behandelt wird. 
Rauschning ist bekannt als scharfer Geg- 
ner Hitlers und der später führenden Na- 
tionalsozialisten. Trotzdem beurteilt er „die 
Deutsche Revolution“, deren Beispiel für 
ihn vor 1933 liegt, als einen Teil der gro- 
ßen Europäischen Revolution. Er klam- 
mert darum die Jahre von 1933 bis 1945 
nicht aus der deutschen Geschichte aus, 
sondern sieht sie als Glied einer organi- 
schen Entwicklung. Er entschuldigt keine 
Verbrechen der vergangenen Zeit, meint 
aber, daß die Leiden, die das deutsche Volk 
in den letzten 30 Jahren durchgemacht hat, 
Saatgut für die Zukunft seien. Dieses 
Volk habe nach dem letzten Kriege „Hun- 
derte von Lidices“ erlitten, so sei es für 
den Gedanken eines neuen Europa reif, 
das unter Verzicht auf den vom Westen 
übertriebenen Nationalismus von Rausch- 
ning als eine Art „Rechtshilfeverband der 
Nationen“ gedacht wird. Dieses Europa 
könne weder mit dem stets retardierenden 
England noch mit Rußland geschaffen wer- 
den, auch nicht durch Europa-Bewegungen 
intellektueller Kreise. Es bedürfe hierzu 
einer wahrhaft „revolutionären Bewegung, 
die fortschrittlich und konservativ zugleich, 
das Wesentliche der europäischen natio- 
nalen Gliederung in staatlichen Individuali- 
täten bewahrt, indem sie darüber eine ge- 
meinsame höhere Lebensebene wölbt“. 
Die dazu nötige neue gesellschaftliche 
Ordnung, die die Freiheit des Einzelnen, 
seine persönliche Initiative mit einer so- 
zialen Dienstpflicht der Einzelpersönlich- 
keit für die Gemeinschaft verbindet, kann 
nur durch eine Bewegung geschaffen werden, 


die das bürgerliche Zeitalter geschlossen 
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hinter sich läßt. Einer solchen revolutio- 
nären Bewegung glaubten sich viele Deut- 
sche und auch Angehörige anderer Völker 
anzuschließen, als sie Hitler folgten. Die 
Schuld des Nationalsozialismus lag nach 
Rauschnings Ansicht darin, durch seine un- 
verantwortliche Volkstumspolitik gegenüber 
den anderen Völkern während des Krieges 
bewirkt zu haben, daß deutsche Vorkämp- 
fer einer Europäischen Revolution die na- 
tionalsozialistische Herrschaft stürzen zu 
müssen glaubten, obwohl sie wußten, daß 
nur die Reaktion siegen konnte. 

Den heutigen politischen Zustand in 
Westdeutschland hält Rauschning für einen 
fragwürdigen politischen Nachsommer des 
Weimarer Regimes. Nicht die verschiedenen 
Hilfsmaßnahmen und Doktrinen, sondern 
die politische Besonnenheit des deutschen 
Volkes hat seiner Ansicht nach dem bol- 
schewistischen Vormarsch Halt geboten. Jede 
Hilfsmaßnahme von außen muß scheitern, 
die nicht der Tatsache der sich unter der 
Decke vollziehenden Revolution Rechnung 
trägt. Dafür zu sorgen, daß diese Revolu- 
tion sich unabhängig von bolschewistischen 
Kräften entwickeln kann, ist „das alles 
überschattende Hauptproblem“. 

Die deutsche Frage ist nur eine Teilfrage 
der europäischen. Die Beseitigung der kon- 
servativen Schichten des deutschen Volkes 
hat einen Herd revolutionärer Unrast in 
Mitteleuropa geschaffen. Europa bis über 
die Weichsel muß als mittlere Zone zwi- 
schen Ost und West in seiner Gesamtheit 
neutralisiert werden; diese Neutralität Ge- 
samteuropas muß durch den Westen ge- 
schützt werden. Voraussetzung für die Bil- 
dung eines neuen Europa als Macht ist die 
engste Verbindung zwischen Frankreich und 
Deutschland. Rauschning erwägt sogar, falls 
das Mißtrauen Frankreichs weiter unbe- 
siegbar bleibt, eine freiwillige Übertragung 
der außenpolitischen Befugnisse an Frank- 
reich als Akt des guten Willens. 

Man muß dem Verfasser zubilligen, daß 
seine Vorschläge von einer tiefen Sorge um 
sein Volk und die Zukunft Europas ge- 
tragen sind. Er steht in ständiger Ver- 
bindung mit führenden amerikanischen Po- 
litikern und kann ihre Reaktion auf die 
europäischen Ereignisse aus erster Hand 
verfolgen. Senator Taft wird von ihm be- 
sonders geschätzt und häufig zitiert. Trotz 
der bestechenden Formulierungen Rausc- 
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nings — (einer seiner Kritiker* nannte 
das Werk das „Kommunistische Manifest 
der — in der Europäischen wiederaufer- 
standenen — Deutschen Revolution“) — 
ist es notwendig, die Möglichkeiten zur 
Durchführung seiner Thesen in der .poli- 
tischen Wirklichkeit Europas 
prüfen. Es ist wünschenswert, daß Rausch- 
ning selbst nach so langer Abwesenheit 
aus der Heimat bald Gelegenheit 
dazu gegeben wird. Er ist davon überzeugt, 
daß die „limes-Politik der Westmächte“, 
die sich in der Gründung der Bundesrepu- 
blik Westdeutschland ausdrückt, eine Sack- 
gasse ist. Welcher Ausweg bietet sich also? 


genau zu 


eine 


Vorschlag für einen vorläufigen Frieden 


In gewisser Weise versucht Ernst Wilhelm 
Meyer, Staatswissenschaftler an der Uni- 
versität Frankfurt darauf zu antworten. 
Die Grundlagen für den Frieden mit Deutsch- 
land. Una. Europäische Verlagsgesellschaft 
Mannheim. 1951. 104 S. Meyer war bis 1937 
deutscher Gesandtschaftsrat in Washington, 
lehrte dann an der Bucknell-Universität(Penn- 
sylvanien) und kehrte 1947 nach Deutsch- 
land zurück. Er fordert sofortige Räumung 
Deutschlands durch alle Besatzungstruppen, 
keine geistige Neutralität, wohl aber eine 
militärische, die von der UNO garantiert 
werden müßte. Eine Polizeitruppe gegen Re- 
volten sollte genügen. Man könne nicht 
gleichzeitig von der Überlegenheit demo- 
kratischer Herrschaftsformen reden und 
Angst haben, daß ein paar — noch dazu 
wahrscheinlich unzuverlässige — Volkspo- 
lizisten das gesamte Westdeutschland terro- 
risieren. In jedem Fall müsse die Teilung 
Deutschlands sofort aufgehoben werden. 
Keine deutsche Regierung dürfe auf die 
20 Millionen deutscher Brüder und Schwe- 
stern in der Sowjetzone verzichten. Die 
Oder-Neiße-Linie als Friedensgrenze zu 
bezeichnen, sei ein Zeichen von Rechtsver- 
wilderung. Vertrauen zur Besatzungsmacht 
könne nur entstehen, wenn bei ihr Ge- 
danke und Tat harmonierten. 


Die Schrift bringt im einzelnen klar for- 
mulierte Thesen: An manchen Stellen ver- 
mißt man das Gleichgewicht der Argumente 
gegen West und Ost. Es ist sicher richtig, 
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daß die Auseinandersetzung mit dem Kom- 
munismus nicht durch Gewaltmaßnahmen 
und Atombomben, auch nicht durch den 
Versuch einer Abdichtung der Grenze nach 
der sowjetisch besetzten Zone herzustellen 
ist; aber Bedenken liegen nahe bei Fest- 
stellungen wie: „Europa hat ein Interesse, 
daß Rußland mit ihm in engem Kontakt 
bleibt, daß es zur Förderung der euro- 
päischen Wirtschaft beiträgt und daß es in 
seinen kommunistischen Forderungen eine 
stete Warnung an alle reaktionären Kräfte 
in Europa darstellt, insbesondere auch an 
eine moral- und glaubenslose Bourgeoisie“. 
Meyer weist in seinen Vorschlägen für den 
vorläufigen Frieden — für einen endgül- 
tigen sind die Köpfe noch zu heiß — auf 
die Möglichkeit von Kondominien hin, die 
systematisch und am Einzelfall (z.B. an 
Österreich) durch die Vertreter des Staats- 
rechts noch zu studieren ist. 


Willi Walter Puls 


Landschaft und Baukunst als Erbe 


„Ein Morgenbild kann uns oft seltsam fes- 
seln, wie eine Zahl, die unbeweglich schön 
ist“, sagt Konradin in Konrad Weiß’ 1938 
zum ersten Male erschienenen Trauerspiel 
„Konradin von Hohenstaufen“. Der „Mor- 
genspiegel“ deutschen Wesens aus der Feder 
des 1940 verstorbenen großen schwäbischen 
Dichters, den der Kösel-Verlag im letzten 
Jahre der deutschen Öffentlichkeit vorlegte, 
wird in wenigen Jahren als einer der wesent- 
lichen Führer zur deutschen Selbstbesinnung 
erkannt sein. Jedem Volk werden die Bücher 
geschenkt, die es in einer gegebenen Zeit 
nötig hat. Daß wir „wehrlosen, doch in nichts 
vernichteten“ Deutschen des Jahres 1951, le- 
bend auf geschändetem Heimatboden und 
unter den didaktischen Wüstenwinden, die 
von Westen und Osten über uns hinwegfegen, 
ein solches Buch in Händen halten können, 
gibt uns neben vielen anderen Zeichen die 
Gewißheit, daß die uralte, echte, autochthone 
deutsche Geschichte — zwischen Maas und 
Memel — keineswegs zu Ende ist und sich 
nicht in einer europäischen Geschichte der 
Pläne und Pakte verflüchtigen wird. 

„Deutschlands Morgenspiegel“ ist zunächst 
nur ein kunst- und landschafts-historisches 
Reisetagebuch, aber dem, der die Deutungen 
der Bauten und Landschaften aufmerksam 
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liest, enthüllt sich durch die Analyse des 
Kunsthistorikers und die Impressionen des 
Dichters ein Sinn der deutschen Geschichte 
und hinter dem Sinn der deutschen Ge- 
schichte ein Sinn der Geschichte überhaupt. 
Das Gerede, das heute die Zeit erfüllt, fällt 
schnell vom Leser ab, und er erkennt im 
„Morgenspiegel“ schärfer die Mittagszüge 
des deutschen Gesichts. 


Die Zerstörung der baulichen Zeugen der 
deutschen Vergangenheit durch die Bomben- 
angriffe der Alliierten hatte das Ziel, den 
durch Geschichte gewordenen und zur Ge- 
schichte drängenden deutschen Geist auszu- 
löschen und im Herzen Europas das Gesetz 
der geschichtslosen Prärie aufzurichten. 1945 
schien diese Absicht gelungen. Manche Spre- 
cher der Nation verleugneten auch die 
kleinste Parzelle deutscher Geschichte. Sie 
glaubten, vor dem Sieger leichter Gnade zu 
finden, wenn sie sich auf einen irgendwie 
gedachten historischen Nullpunkt stellten. 
Der Ausverkauf deutscher Vergangenheit, 
der in den letzten Jahren im Westen wie im 
Osten versucht worden ist, hat aber im Ge- 
genteil gezeigt, daß die deutsche Geschichte 
überhaupt nicht auszuverkaufen ist. Sie 
wurde in dem Maße als tragende Kraft wie- 
der wirksam, in dem sie von den Plänema- 
chern und Plänemaklern verschachert wurde. 
Gerade beim Lesen dieses in den Jahren 
1934—38 absichtslos entstandenen Reisetage- 
buches wird uns bewußt, wieviel von deut- 
schem Geschichtsgeist trotz der Zerstörungen 
in den Baudenkmälern, in Städten, Dörfern 
und Landschaften noch erhalten ist und wie 
sehr wir in der tiefsten Erniedrigung im 
Stromfeld der höchsten deutschen Größe 
stehen. Das fiat mihi der Geschichte gegen- 
über, aus dem die größten Kaiser des Mittel- 
alters lebten, hat auch in den Entscheidun- 
gen, denen wir selbst entgegengehen, die 
Haltung der Deutschen zu sein. Noch immer 
hat der Besiegte den Sieger überwunden. 
Deutschland liegt nicht in der Spannungszone 
der Weltauseinandersetzung, damit die 
Deutschen ihr Eigenes verwerfen, sondern 
damit sie es neu gewinnen. Die Geschichte 
hat sich in Deutschland in „einer großen 
Sprache verortet“. Diese Sprache klingt wei- 
ter. „Ein Sinn der Geschichte, welcher ein- 
fach scheint und doch seltsam sein kann, sagt 
uns, daß man das, was man ohnehin sei, erst 
recht sein müsse, daß also, wenn man ein 
Deutscher sei, man es „trotzdem“ oder erst 
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auch noch mit Absicht sein müsse. Die Folge 
davon ist, daß man nicht das Vereinbarliche, 
sondern das eigene Besondere suchen und 
anstreben müsse. Und die oberste Form da- 
von ist, daß der Mensch nicht lebt als „Typus 
Mensch“, sondern in dem natürlichen und 
geschichtlichen Accidens oder als der Sinn- 
erfüller der ihm zugeteilten Kreatur in der 
Zeit. Dies wäre die weitere Sinnführung zu 
dem einfachen Worte, wenn Arndt sagt: ‚Ihr 
müsset Teutsche sein wollen!” (1, 230).“ Und 
im Zusammenhang der Deutung der Gestalt 
Heinrich von Kleists sagt Weiß: „Ein Mor- 
genfeld mit den ehernen Geistern eines zeit- 
losen, das soll heißen, in der Zeit immer 
möglichen Beginnens ist ja die deutsche Ge- 
schichte immer gewesen. Und immer haben 
sich auch die reicheren Bilder ihrer Zeiten 
wieder entzündet. Wichtig aber ist, ob das 
reichere Bild und die tiefere Kraft zugleich 
ganz in der Gegenwart und ganz in der 
menschlichen Tiefe gründen und Wirkung 
haben kann. Denn daran erkennt man gegen- 
über einem kosmopolitischen Standpunkt 
das Zeichen der deutschen, künstlerischen 


Natur“ (II, 17). 


Vielleicht dürfen für jene, die sich unter 
den Forderungen einer Politik aus Angst 
noch weigern, in der Niederlage des Jahres 
1945 trotz allem den versprechenden Ansatz 
der künftigen deutschen Geschichte zu sehen, 
die Verse hierhergesetzt werden, die Prinz 
Heinrich von Kastilien zu Konradin in Rom 
spricht: 

„90 seid ihr deutschen Herzen, willig nehmet 
ihr eurer Stunde Inhalt, unbesehen 
und wie verloren in ein tiefres Auge. 
Und wieder doch, derStunde trotzend, schnell 
seid ihr bereit und tragt der Welt Verletzung 
gleich einemErbe,das ein Gott nicht mindert, 
in harte Zeit, und schöpfet Sinn aus Wunden. 
Erst still bei euch behauste, tragt ihr fort 
und her nach Rom den sinnend wunden Willen 
und hebt aus dunklem Schoße helles Recht. 
Ihr schafft aus Ohnmacht Macht, und Macht 
will leben 
in einem Bild, das alle Sinne fordert. 
Die Welt ist euch, wie wenn ein Auge wartet.“ 


e 


Konrad Weiss: Deutschlands Morgenspie- 


gel — Ein Reisebuch in zwei Teilen. — 8°, 
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101 Abb. München 1950, Hochland-Bücherei 
im Kösel-Verlag. 
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Zu Guderians Auffassung 
über den entscheidenden Raum 


Sehr geehrte Herren! 


In Heft 1 der erfreulicherweise wieder er- 
scheinenden „Geopolitik“ brachten Sie einen 
Abschnitt aus der Broschüre „So geht es 
nicht“ von Generaloberst Guderian, in der 
der Verfasser u.a. die Frage nach dem ent- 
scheidenden Raum stellt und vom europäi- 
schen Standpunkt aus beantwortet. Erlauben 
Sie bitte einem Kenner der asiatischen Pro- 
blematik, dazu etwas zu sagen. Den von 
Herrn Guderian gebrauchten Ausdruck „Fer- 
ner Osten“ ersetzen wir dabei besser durch 
„Asien“, weil er sich ursprünglich, d.h. zur 
Zarenzeit, nur auf das Gouvernement Ferner 
Osten bezog, also auf das von dem großen, 
nach Norden geöffneten Bogen des unteren 
Amurlaufes eingeschlossene sibirische Ge- 
biet, das dann im Sprachgebrauch der Tages- 
presse mit Ostasien verwechselt wurde. 

Asien enthält die größte Menschenballung 
der Welt (ziemlich genau die Hälfte der 
Erdbewohner), ebenso die größten und 
wichtigsten Rohstoffschätze (einige davon 
fast monopolartig konzentriert); daß es drit- 
tens den größten Austauschmarkt der Welt 
bildet, ist für unsere Frage nicht von unmit- 
telbarer Bedeutung. Asiens Menschenmassen 
und — erst teilweise bekannte — Rohstoff- 
schätze zusammen mit der eurasiatischen In- 
dustrie (das größte, wenn auch noch nicht 
leistungsfähigste Konzentrationsfeld ist 
Mittel-, teilweise auch noch Ostsibirien) 
würden ihren oder ihre Beherrscher in er- 
rechenbarer Zeit zu Herren der Welt machen. 
Das bekannte Wort Lenins „Wer Asien hat, 
beherrscht die Welt“ ist machtpolitisch, stra- 
tegisch und wirtschaftspolitisch wahr. Neben- 
bei ist das Wort einederernstesten 
unter den zahlreichen Warnun- 
gen, die der Westen im Laufe von 200 Jah- 
ren erhalten und nicht beachtet hat. 

Der Bolschewismus selbst ist trotz ver- 
zweifelter Rüstung und trotz Bündelung von 
Hilfsvölkern zur Durchführung eines Kamp- 


fes um die Welthegemonie unfähig ohne die 
menschlichen und materiellen Mittel Asiens. 
In jedem Fallmuß er ihre Nutznießung 
zu gewinnen trachten, ein Mindestziel, auf 
das Moskau geduldig und planmäßig seit 
1923 ausgeht: damals engagierte es sich zum 
erstenmal seit 1917 in Asien, als es den gro- 
ben kommunistischen Aufstand in den beiden 
südchinesischen Provinzen Kwantung und 
Kwangsi durch seinen besten damaligen 
Asienkenner Borodin und durch General 
Blücher unterstützen und militärisch organi- 
sieren ließ; die von Blücher geschaffene Ar- 
mee wurde zur Keimzelle der späteren Heere 
Mao Tse-tungs. 

Die inzwischen erwachsene enge und durch 
den Moskauer Vertrag vom Februar 1950 
verankerte Verbindung mit dem Menschen-, 
Arbeits-, Energie- und Rohstoffpotential des 
früheren „Reiches der Mitte“ macht Asien 
für die Sowjetunion unter allen Umständen 
zum entscheidenden Raum, erst recht 
dann, wenn Süd- und Insel-Asien der so- 
wjetischen Expansion nicht verfallen. Daß 
die Sowjetisierung Gesamtasiens das vorläu- 
fige große Ziel Moskaus ist und bleibt, geht 
aus den seit 1923 verflossenen 27 Jahren der 
Asienpolitik des Kreml noch klarer hervor 
als aus dem Politischen Testament Peters 
des Großen, aus dem Politischen Testament 
Lenins und aus den Interpretationen Stalins, 
von der Betrauung Molotows mit der Leitung 
der Asienpolitik Anfang Juni 1949 gar nicht 
zu reden. Der aufschlußreichste Schritt aber 
war die Errichtung einer besonderen Komin- 
form für Südasien im Sommer 1948, ausge- 
rechnet in der Hauptstadt Siams Bangkok, 
nächst Hongkong der größten Waffenschmug- 
gelzentrale des ganzen Südens; die Organisa- 
tion hat Räume in der sowjetischen Gesandt- 
schaft und untersteht dem bewährten 
Untergrundexperten Deditscha, der eigens 
aus Belgrad dorthin versetzt wurde. 

Auch für China ist Asien der entscheidende 
Raum. Aber in seinem Aufbauplan sind 
Dinge wie Eroberung Asiens, Ausbreitung 
des Kommunismus oder gar Weltherrschaft 
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nicht vorgesehen. Chinas Nationalkommunis- 
mus gründet sich auf die in sich selbst 
ruhende statische Kraft des 
Kleinbauerntums. Mao will dement- 
sprechend Erhaltung, Rückgewinnung, Festi- 
gung des größten Volkes der Erde im zweit- 
größten Staatsgebiet; anderes steht vorläufig 
nicht zur Debatte. Asien ist Chinas Lebens- 
raum; die Länder vor Chinas Grenzen sind 
für Peking Nachbarn, Pufferstaaten (wie im 
alten Kaiserreich) und Wirtschaftspartner 
zugleich. Trügen nicht alle Anzeichen, dann 
sieht Mao China als zukünftige Vormacht 
Asiens — das ist etwas wesentlich an- 
deres als die Moskauer Konzeption. Im übri- 
gen steht das Bevölkerungspotential zwischen 
den beiden Weltmächten wie 2 : 4,5 zugunsten 
Chinas; hinzu kommen sehr starke chinesiche 
Minderheiten in dritten Ländern. 


Auch für den Westen ist Asien der ent- 
scheidende Raum, — ob es zu einem Ringen 
zwischen Ost und West kommt oder nicht. 
Eine etwaige kalte oder heiße Einbeziehung 
auch Süd- und Insel-Asiens in den roten 
Machtbereich könnte der Westen nicht ver- 
hindern. Ich sage ausdrücklich „rot“, nicht 
kommunistisch, mit einem vorläufigen Sam- 
melausdruck, weil heute noch nicht klar zu 
erkennen ist, ob die seit Jahren laufenden 
und mit enormen Mitteln betriebenen Aspi- 
rationen Moskaus für den Gesamtraum 
Asiens angesichts des langsamen, aber unver- 
kennbaren Aufkommens des neuen China 
sich noch in dem geplanten Maße verwirk- 
lichen lassen; und zweitens ob China in drei 
oder fünf oder zehn Jahren bei seinem schon 
heute nicht „linientreuen“ Kurs geblieben 
sein wird, wenn die Diktatur Stalins mit dem 
Tode ihres Trägers endet. 


In diesen beiden offenen Fragen aber liegt 
offensichtlich die vielleicht einzige 
und wirkliche Chance des We- 
stens, unter der selbstverständlichen Vor- 
aussetzung der vollen Gleichberechtigung der 
asiatischen Staaten zunächst zu vernünftigen 
Beziehungen mit ihnen und dann wenigstens 
zu Wirtschaftsverträgen usw. zu kommen. 
Takt und Fingerspitzengefühl werden für 
den Westen von ausschlaggebender Bedeu- 
tung sein aus dem einfachen Grunde, weil 
der Westen zweifellos einem Zwang zum 
Wirtschafts- und Handelsaustausch mit dem 
größten Weltmarkt Asien unterliegt, — ob 
das rohstofflich autonome Asien einem sol- 
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chen Zwange ebenfalls unterliegt, erscheint 
zum mindesten fraglich. 


Aber selbst Wirtschaftsverträge dürften so 
lange schwierig, wenn nicht aussichtslos min- 
destens gegenüber China, sein, wie nicht fol- 
gende Hindernisse beseitigt sind: 


1. Die westliche Asienpolitik, besonders 
die der USA, wird trotz aller kostspieligen 
Erfahrungen der letzten Jahre noch immer 
von innenpolitischen Momenten wie Wahl. 
rücksichten und ähnlichen Dingen mitbe- 
stimmt. 


2. Die bisherige Asienpolitik des Westens 
war beeinflußt von dem unausgesprochenen, 
aber offenkundigen Bestreben, westliche An- 
schauungen und Praktiken dem asiatischen 
Kontinent als alleinseligmachend aufzudrän- 
gen. Asien ist abereineandere Welt! 


3. Die Weigerung der USA, den Umsturz in 
China und den dortigen neuen Staat als 
gleichberechtigt anzuerkennen, ist auch dann 
noch kurzsichtig, wenn man die Möglichkeit 
eines chinesischen UNO-Sitzes einkalkuliert: 
die Gefahr wird nicht geringer dadurch, daß 
man den roten Ostblock noch fester zusam- 
menbindet. 


4. Der Westen will unter Führung der al- 
ten Kolonialstaaten noch immer nicht ein- 
sehen, daß er über die Entwicklung der rund 
1200 Millionen Menschen starken Völker 
Asiens genau so wenig zu bestimmen 
hat wie Asien über den Westen. Eingriffe 
wie in Korea, Formosa, Indochina und Ma- 
laya führen nur zur Verschärfung des alten 
Hasses gegen die Kolonialpolitik und ihrer 
modernen Variationen. 


5. Der Westen wird dem Osten wohl oder 
übel eine goldene Brücke bauen müssen, über 
die der Weg zur Ausräumung der bestehen- 
den kriegerischen Konflikte und zur Anbah- 
nung vernünftiger Beziehungen führt — 
nicht umgekehrt, nachdem sich der Westen 
nun einmal in diese Zwangslage gebracht hat. 


Das alles verlangt gegenüber Asien und 
seinen Völkern eineradikale Umstel- 
lung, die diplomatisch und politisch nicht 
ganz billig sein wird. Aber gemessen an der 
Zwangslage und den Bedürfnissen des We- 
stens ist Asien auch der entschei- 


dendeRaum. 
Peter Riebe 


Lange: Zum Thema: 


Zum Thema: „Sowjetpatriotismus“ 
Sehr geehrte Herren! 


Nach Georg von Rauchs Darstellung im 
Februarheft der „Zeitschrift für Geopolitik“ 
hat es den Anschein, als ob die Sowjetunion 
neuerdings eine Schmelztiegelpolitik zu be- 
treiben beginne, obwohl dies mit der Rege- 
lung der Nationalitätenfrage, wie sie Stalin 
schon vor dem Ersten Weltkrieg und dann 
die neue Verfassung festgelegt hat, nicht 
übereinstimmen würde. 


Der Schmelztiegelbegriff der USA kenn- 
zeichnet ein unwillkürliches Geschehen: den 
Einschmelzungsprozeß mitgebrachten 
europäischen Nationaleigenschaften und die 
Geburt des Amerikaners zum Mitglied einer 
neuen Volkspersönlichkeit. Für die „Russen“ 
kommt etwas Ähnliches garnicht in Betracht. 
Stalin will nicht den Einheitsrussen züchten 
— gerade um das zu vermeiden, schuf er die 
Union der Nationalitäten —; er wollte nur 
Technisierungdes Menschen. Deswegen 
ist „Die Fabrik des neuen Menschen“ das 
Symbol der in Rußland vorgenommenen Um- 
ordnung. Während die Einschmelzung in den 
USA ein Wachstumsvorgang ist, der schon 
seit dem 18. Jahrhundert läuft, steht hinter 
der Umformung in der Sowjetunion ein über- 
geordneter politischer Wille. Sein Ziel ist 
die Heroisierung der sowjetischen 
Völkerschaften durch die Glorifizierung des 
Großrussentums. 

Man kann allenfalls in diesem neuen Zug 
der sowjetischen Innenpolitik einen Anpas- 
sungsvorgang des georgischen Führungskrei- 
ses um Stalin an das Großrussentum erblik- 
ken; genauer: die Anpassung der „Revolution“ 
an das Ziel des Stalinismus, die bürgerlichen 
Staaten von innen auszuhöhlen und von 
außen her mit Krieg zu überziehen. Dabei 
wird dann ganz natürlich für eine Politik 
der Offensive und Expansion die Tradition 
Großrußlands wieder aufgenommen, nach- 
dem man anfangs glaubte, auf sie verzichten 
zu können. 

In diesem Unternehmen Stalins wäre der 
Beweis dafür zu erblicken, daß das Großrus- 
sentum und die bolschewistische Revolution 
keine Gegensätze darstellen, daß vielmehr 
trotz des Gewichts von Menschen asiati- 
scher Herkunft an den entscheidenden Stel- 
len der Russischen Revolution — Lenin ent- 
stammte kalmükischem Beamtenadel, nächste 
Mitarbeiter Stalins sind Georgier — das 
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Großrussentum sich als gleichberechtigt 
ansieht und gleich geachtet wird. 

Der Gegensatz, der in der verschiedenar- 
tigen Herkunft leitender Sowjetpersönlich- 
keiten liegen könnte, ist nur scheinbar. Der 
Heimat der Russen und Kaukasier ist ge- 
meinsam, daß sie Rückzugsgebiete des sowje- 
tischen Raumes sind, in denen sowohl die 
europäische wie die asiatische Komponente 
zu der Ausbildung gelangt, der der russische 
Zwiespalt zuzuschreiben ist. 

Der Oberwolgaraum — das Gebiet zwi- 
schen oberer Wolga und Oka — war schon 
zu Tacitus Zeiten Siedlungsgebiet ugro- 
finnischer Stämme. Der „Westen“ hat hier 
erst Einfluß gewinnen können, als dieses Ge- 
biet im 10. und 11. Jahrhundert von Kiew 
her in das warägische Großreich einverleibt 
wurde. Von da an fanden slawische Volks- 
teile aus dem Gebiet des Dnjepr durch fürst- 
liche Siedlungspolitik den Weg in diesen 
Raum. Die finnische Bevölkerung wurde, 
ohne daß es zu einer massenhaften slawischen 
Einwanderung gekommen wäre, überwan- 
dert und dadurch im Laufe der Zeit slawi- 
siert und christianisiert. Im Zuge dieser Aus- 
dehnung des Kiewer Russentums entstanden 
die Städte. Sie trugen einen militärisch-ad- 
ministrativen Charakter. 


Mit der Unterwerfung des Oberwolgarau- 
mes unter die Herrschaft der Mongolen ist 
die weitere völkische Slawisierung durch ge- 
regelte Einwanderung abgebrochen worden. 
Das Gebiet ist zwar später immer wieder Zu- 
fluchtsraum für die von den Mongolen be- 
drängten slawischen Stämme des Dnjepr- 
Raumes gewesen; kulturellen Einfluß hat der 
Westen aber nicht mehr ausgeübt. So wurde 
das Gesicht Moskaus wieder dem mongo- 
lischen Osten zugewandt. Wesenszüge des 
Großrussen, die Napoleons Ausspruch 
„Kratze am Russen, und der Tartar kommt 
zum Vorschein“ rechtfertigen, sind in dieser 
Zeit gefestigt und verstärkt worden. Nach 
der Zerstörung von Sarai durch Timur Lenk 
wurde Moskau der Zufluchtsort für den mon- 
golischen Adel. Diese Entwicklung führte 
soweit, daß Boris Godunow, ein Adeliger 
mongolischen Blutes, den Thron des Rurik 
besteigen konnte. 

Als Moskau in der Politik Europas wieder 
Bedeutung gewann, kam es nicht als Glied 
der europäischen Staatengemeinschaft son- 
dern als scheinslawischer Eroberer altslawi- 
scher Gebiete. 
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Festzuhalten ist also, daß der moderne 
russische Staat seinen Ausgang in einem Ge- 
biet genommen hat, das in der europäisch- 
asiatischen Kontaktzone liegt. Hieraus er- 
klärt sich der russische Januskopf. 

In der gleichen Kontaktzone zwischen 
West und Ost liegt auch der Kaukasus, ins- 
besondere Georgien. Georgien hat in seinen 
kulturellen Bindungen an den Westen eine 
ältere Tradition aufzuweisen als Moskau. 
Während der Moskauer Raum erst durch die 
Slawisierung mit den Quellen abendländisch- 
europäischer Kultur (Antike, Christentum, 
Germanentum) in Verbindung kam, war 
Georgien schon im Römischen Reich Eckpfei- 
ler gegen die Parther unter eigenen Dyna- 
stien. Gleich den anderen Teilen des Römi- 
schen Reiches nahm es unter Konstantin dem 
Großen das Christentum als Staatsreligion 
an. Die Herkunft der Georgier ist zwar nicht 
eindeutig geklärt, doch scheint soviel festzu- 
stehen, daß sich hier in vorgeschichtlichen 
Zeiten vorindogermanisch sprechende Völ- 
kerschaften mit indogermanischen Völker- 
schaften, die das südkaukasische „Völker- 
staubecken“ erobert hatten, vermischt haben. 
Im Laufe der Geschichte erhielten sie Zuzug 
aus dem Nordwesten (Skythen, Anten, Go- 
ten), haben aber sicherlich auch in prähisto- 
rischen wie historischen Zeiten (Hunnen, 
Chasaren, Awaren, Araber, Bulgaren, Mad- 
jaren, Petschenegen, Kumanen, Seldschuken, 
Mongolen) asiatisch-orientalische Volksteile 
in sich aufgenommen. So ist es erklärlich, 
daß in diesem Gebiet sowohl europäische wie 
asiatisch-orientalische Wesenszüge das Leben 
bestimmen. Bis in unsere Tage hat sich dieser 
Zwiespalt in der georgischen Mentalität er- 
halten, und zwar in der Hinneigung politi- 
scher Kräfte einerseits zu Europa (georgische 
Selbständigkeitsbewegung 1918/21), anderer- 
seits zu Moskau. 

Solange unter der Zarenherrschaft in Pe- 
tersburg Rußland politisch und kulturell 
vorgab, Teil Europas zu sein, wirkte sich 
dieser Zwiespalt nicht aus, da Georgien da- 
mit zu Europa, dem legitimen Erben der 
Antike, gehörte. Es war daher möglich, daß 
georgischer und kaukasischer Adel Offiziere, 
Wissenschaftler und höchste Beamte des 
Russischen Reiches stellte. Einer neuen Un- 
terwerfung bedurfte es aber, nachdem die 
Revolution von 1917 das Signal zur Befrei- 
ung der unterworfenen Völkerschaften ge- 
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geben hatte, weil nun wieder die asiatische 
Komponente zum Zuge kam. 


Um die bolschewistische Herrschaft als 
asiatisch zu identifizieren, ist es nicht erfor- 
derlich, ein ausführliches Bild der asiatischen 
Herrschaftsmethoden zu zeichnen. Setzen 
wir an die StellederhimmlischenSen- 
dung Dschingiskhans die mar«ki- 
stisch-leninistiche Ideologieder 
Weltrevolution und an die Stelle des 
dynastischenPrinzipsdiePartei 
als Träger und Apparat zur Verwirklichung 
dieses politischen Zieles, so sind die Mongo- 
len für uns die Vorläufer der Bolschewisten. 
Der Kurultai (mongolische Kriegerver- 
sammlung) feiert seine Auferstehung im 
Obersten Sowjet. Die Mitherr- 
schaft der Familienangehörigen tritt im 
Politbüro als Staats- und Parteizentrale 
in Erscheinung. An der Stelle der Familien- 
bande ist heute die Partei die machtmäßige 
Klammer, die für den Staat die Annahme 
eines föderalistisch-demokratischen Systems 
nach außen hin ermöglicht. 


Offenbart sich somit der russische Bolsche- 
wismus als die Schlußphase eines innerasia- 
tischen Ausdehnungsvorganges, in welchem 
die Revolution von 1917 als eine Usurpation 
des moskowitischen Zentrums durch Kräfte 
der asiatischen Randgebiete erscheint, so er- 
halten die Stufen der bisherigen russischen 
Geschichte nach Abschüttelung der Mongolen- 
herrschaft den Charakter der Vorläufer- 
schaft. Die Revolution von 1917 bringt die 
Vollendung dessen, was in Verfolg der mon- 
golischen, byzantinischen und slawischen Erb- 
schaften Großrußland unter seine Herrschaft 
gebracht hat. Großrußland kennzeichnet sich 
somit als Erbe, nicht alsSchöpfer neuer Herr- 
schaften, wie auch der Bolschewismus 
die Erbschaft europäischen Geistes aus euro- 
päischer sozialer Struktur heraus ist. Aus 
dieser Schau stellt sich die Russische Revo- 
lution als eine Eroberung Großrußlands 
durch die „Kaukasier“ dar mit dem Ziel, die 
gesamte Union zu einem Superlativ von 
Großrußland zu machen. Das Soldaten- und 
Beamtentum der moskowitischen Gründungs- 
und Zarenzeit feiert im kollektivistischen 
Marxismus seine monströse Auferstehung 
mit dem Ziel, die Welt nach dem Befehl von 
Karl Marx zu revolutionieren und zu be- 
frieden. 

Hieraus ergeben sich für die Praxis fol- 
gende Lehren: 
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1. Die marxistische Weltrevolution muß 
als Angelpunkt der sowjetrussischen 
Politik angesehen werden, selbst wenn von 
Lenin und Stalin Korrekturen vorgenommen 
werden. Sie ist die geistige Basis der bolsche- 
wistischen Politik, die mit dem Sendungs- 
bewußtsein des russischen Menschen gepaart 
wurde. 

2. Das einzige Axiom der russischen 
Außenpolitik ist damit der Angriff auf die 
unterdrückte Welt zu ihrer Befreiung im 
Sinne der weltrevolutionären Idee. In der 
Durchführung dieser Außenpolitik unterliegt 
sie der Frage nach der Zweckmäßigkeit des 
nächsten Schrittes, nicht revolutionären Im- 
pulsen. In der Gegenwart scheint sich ein 
altes Gesetz zu bestätigen, daß der Westen 
über den Osten und die Mitte angegriffen 
wird, wobei aber er selbst das Endziel dar- 
stellt. Griechenland, China, Korea, Indo- 
china, Persien sind immer noch nur Eck- 
punkte einerideologischen Expansion; 
in diesen Gegenden nutzt die Sowjetunion 
geschickt die naturgegebene Verkoppelung 
des nationalistischen Strebens der frei ge- 
wordenen Völker mit dem Sozialismus. Sie 
tastet das Maß dessen ab, was dem Westen 
noch erträglich ist. 

3. Der Marxismus bot als geistiges Element 
europäischer Denkungsart nur den An- 
satzpunkt und den Kern, der Lenismus 
nur eine Brücke zu einer Ausprägung und 
Wiedererweckung uralter innerasiati- 
scher Herrschaftsprinzipien, wie 
sie im Stalinismus zum Ausdruck kommen. 

4. Deshalb stellt die Heroisierung 
unter großrussischen Aspekten nichts anderes 
dar, als die Technisierung der Jahre 
nach 1924. Es ist nicht ausgeschlossen, daß 
ihr eine religiöse Erweckung der 
sowjetischen Völkerschaften folgt. 


5. Kontinentales Denken und dogmatische 
Festlegung stellen keine Gegensätze dar. 
Der Bolschewismus: Stalinscher Prägung ist 
eine Summierungaller dogmati- 
schen Möglichkeiten aus den groß- 
russischen und kontinentalen Erbschaften. 
Den Stalinismus kann man als den Versuch 
betrachten, alle Lösungsmöglichkeiten einer 
großräumigen asiatisch-europäischen Politik 
zu addieren, also die hunnische, mongolische 
und großrussische Entwicklung und Ausdeh- 
nung übereinander zu kopieren. 


6. Gegenüber einem solchen dynamischen 
Geschehen ist Gegenwehr mit Erfolg nur 


dann möglich, wenn auch ihr eine nach Lö- 
sung suchende Dynamik eigen ist. Ihr Ziel 
muß es sein, den Völkern ein Bild von einer 
befriedeten Welt aufzurichten, in der der 
zum Kollektivismus neigende Sozialismus 
liberalisiert ist. Das Funktionieren 
einer sozialistischen Welt nur unter dem 
sanften Zwang einer Vormacht — wie 
Europa im 19. Jahrhundert unter englischem 
Einfluß stand und dadurch das Funktionieren 
des Liberalismus bewirkt wurde — muß zum 
staatlichen System für eine westliche Welt 
werden. 

7. Für Westeuropa gilt es, die regionale 
Aufgabe zu erkennen, die ihm in diesem Zu- 
sammenhang zufallen, wie sie im Orient dem 
Islam und in Ostasien den dortigen geistigen 
Kräften zustehen mag. Es bedarf der ihm im 
großen Rahmen eigentümlichen sozialen Lö- 
sung, die es den Völkern Osteuropas durch 
Verwirklichung im eigenen Bereich anbieten 
muß. Immer wieder sollte bei allen euro- 
päischen Lösungsversuchen betont 
daß Europa nicht an der Elbe endet, wenn 
auch aus Gründen der Zweckmäßigkeit die 
wirtschaftliche und politische Existenz einer 
westeuropäischen Staatengemeinschaft im 
Vordergrund stehen muß und die Glorifizie- 
rung des Reiches Karls des Großen von 
Frankreich her gerechtfertigt erscheinen 
mag. Europa endet nicht vor dem alten 
Grenzraum, wo das Königreich Schweden- 
Finnland, der Deutsche Orden und das Kö- 
nigreich Polen-Litauen einst auf der Wacht 
gegen die Mongolen standen. Dort muß die 
Stimme des europäischen Westens wieder ver- 
nommen werden. Aber nicht nur dort. Es 
giliı,daseuropäischeGesichtRuß- 
lands wiedersichtbarzumachen. 
Das aber ist nur möglich, wenn Europa Trä- 
ger einer europäischen Idee ist. 


Rudolf Lange 


werden, 


Zum Streit um die Antarktis 
Sehr geehrte Herren! 


Die Zeitschrift für Geopolitik hat im Ja- 
nuarheft 1951 auf Seite 66 einen Bericht 
über die Antarktis gebracht, dazu eine Kar- 
tenskizze, bei der wahrscheinlich eine Ver- 
öffentlichung in der Londoner Times als 
Muster gedient hat. 

Es ist notwendig, das dort gegebene Bild 
zu ergänzen, denn wegen der Eisverhältnisse 
in der Antarktis und dem bisherigen Fehlen 
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einer Kleinforschung ist ein großer Teil der 
veröffentlichten physikalischen Karten nicht 
richtig. Die Zweifel an ihnen wurden durch 
die Expedition des Admirals Byrd 1946/47, 
an der 13 Schiffe, zahlreiche Flugzeuge und 
4000 Personen teilnahmen, in ausgedehnten 
Geländeaufnahmen bestätigt. 

Ihre Notiz im Januarheft stellt richtig dar, 
daß zunächst Großbritannien 1908 und 1917 
durch Letters-Patent das Gebiet südlich des 
50. Breitengrades zwischen 20% w. L. und 50° 
förmlich annektierte und zum „Nebenland“ 
(Dependency) der Falkland-Inseln erklärte. 
Südlich des 58. Breitengrades wurde das Ge- 
biet zwischen 50% w. L. und 80% w. L. bean- 
sprucht. 

Am 30. Juli 1923 erklärte eine britische 
Verordnung (Order-in-Council) das Roß- 
Land (Ross Dependency) südlich des 60. 
Breitengrades zwischen 150% w. L. und 160° 
ö.L. zum britischen Gebiet, für das Neusee- 
land die administrative Verantwortung über- 
nahm. 

Am 7. Februar 1933 meldete Großbritan- 
nien wieder durch eine Verordnung An- 
sprüche auf das Gebiet zwischen 450 ö.L. 
und 160° ö.L. an. 1936 erklärte Australien 
sein Souveränitätsrecht über diesen Sektor 
südlich des 60. Breitengrades, dessen Verwal- 
tung ihm schon 1933 durch London übertra- 
gen worden war. 

Aus dem australischen Territorium wurde 
ausdrücklich zwischen 136% 20° ö. L. und 
142% 20° ö.L. das seit 1924 von Frankreich 
beanspruchte Adelie- Land ausgenommen. 
1938 unterstellten die Franzosen dieses 
Gebiet dem Gouverneur von Madagaskar. 
1950/51 hielten sich 11 Franzosen 
Andre Liotard dort auf. 


unter 


Territoriale Ansprüche anderer Länder er- 
folgten erst im Schatten des Zweiten Welt- 
krieges: am 14. Januar 1939 verkündete Nor- 
wegen seine Hoheit über das Königin-Maud- 
Land, das Prinzessin - Ragnhild - Land, das 
Kronprinzessin-Martha-Land und die Bou- 
vet-Insel, d.h. alles Land und die Küstenge- 
wässer südlich des 50. Breitengrades zwischen 
20% w.L. und 45° ö.L. 

1939 fand die deutsche „Schwabenland“- 
Expedition statt; das durch sie vom Flugzeug 
aus aufgenommene Gebiet „Neuschwaben- 
land“ liegt in dem von Norwegen bean- 
spruchten Sektor. 

Am 6. November. 1940 meldete .Chile An- 
sprüche an, die es am 14. Dezember 1946 
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wiederholte. Es handelt sich dabei um das 
Gebiet zwischen 50% w. L. und 90° w. L. süd- 
lich des 60. Breitengrades. Chile erklärte die 
Navarino-Insel vor Feuerland zum Sitz der 
Verwaltung seines antarktischen Sektors, den 
es der Magellanes-Provinz angliederte. Im 
März 1947 errichtete die chilenische Regie- 
rung einen Stützpunkt auf der Greenwich- 
Insel in der Discovery-Bucht (Süd-Shetlands), 
also mitten von Großbritannien 
annektierten Gebiet. Den zweiten chileni- 
schen Stützpunkt auf der Graham-Land- 
Halbinsel an der „Gonzalez-Videla-Küste“ 
erwähnt Ihr Bericht (Februar 1948). Die 
ebenfalls von Ihnen erwähnte chilenische Ex- 
pedition des Südsommers 1950/51 wollte 
einen Luftwaffenstützpunkt anlegen. Nur 
zwischen 80% w. L. und 90° w. L. überschnei- 
den sich die chilenischen Forderungen nicht 
mit dem alten britischen Anspruch. 

Am 9. Oktober 1946 erließ Argentinien 
ein Dekret, das seine seit 1941 erhobenen 
Ansprüche wenigstens innenpolitisch legali- 
sierte. Argentinien unterhält seit 1904 auf 
der Laurie-Insel (Scotia-Bucht) in den Süd- 
Orkneys eine Station. Zur Stütze seines An- 
spruchs hat es neuerdings auf der Gamma- 
Insel im Melchior- Archipel (britisch: Palmer- 
Archipel) an der Westküste von Graham-Land 
in der Nähe der britischen Station Port 
Lockroy und auf der Deception-Insel (Süd- 
Shetlands) zwei weitere Basen errichtet. Das 
von Argentinien beanspruchte Gebiet südlich 
des 60. Breitengrades zwischen 25° w. L. und 
74% w.L. liegt in seiner gesamten Ausdeh- 
nung innerhalb des britischen Sektors und 
überschneidet sich mit dem chilenischen An- 
spruch. 
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Die Regierung der USA hat bis jetzt keine 
Ansprüche angemeldet, jedoch erklärten die 
Expeditionsleiter Admiral Byrd (zwischen 
120° w.L. und 150° w.L.) und Ellsworth 
(zwischen 80% w. L. und 120° w.L.) das von 
ihnen erforschte Gebiet als amerikanische 
Zone. Als Ellsworth ein von ihm 1938/39 er- 


forschtes Territorium im australischen Sek- 
tor ebenfalls für die USA beanspruchte, er- 
hob die australische Regierung Einspruch. 
Im März 1947 hißte der Amerikaner Finn 
Ronne auf der Stonington-Insel vor der 
Westküste von Grahamland die Flagge seines 
Landes, ohne daß politische Konflikte mit 
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dem britischen Forscher Bruce-Butler oder 
einer chilenischen Gruppe entstanden, die 
sich zur gleichen Zeit dort aufhielten. 


Die durch den Artikel 4 des Rio-Paktes 
vom 2. September 1947 festgelegte Grenze 
der Panamerikanischen Verteidigungszone 
verläuft südlich des Wendekreises auf dem 
24.0 w.L. und dem 90. w.L. bis zum Pol, 
bezieht also den größten Teil des von Grob- 
britannien beanspruchten Gebietes ein. Am 
4. März 1948 
Chile einen antarktischen Verteidigungspakt. 
Seit dem Südsommer 1946/47 wiederholen 
sich Demonstrationen und Begegnungen an 
den Stützpunkten Chiles, Argentiniens und 
Großbritanniens. 1947 entsandte Großbritan- 
nien einen Kreuzer in die Antarktis, der aber 
die argentinischen Kriegsschiffe um 24 Stun- 
den verfehlte. Das britische Landungskom- 
mando trank heißen Schnaps mit dem zu- 


schlossen Argentinien und 


rückgelassenen argentinischen Offizier und 
überreichte ihm eine Protestnote, die unge- 
öffnet in seine Tasche wanderte, um wahr- 
scheinlich erst mit dem nächstjährigen Post- 
schiff nach Buenos Aires geleitet zu werden. 
Argentinien und Chile lehnen die von Groß- 
britannien vorgeschlagene Anrufung des 
Haager Schiedsgerichts mit Rücksicht auf die 
panamerikanischen Ansprüche ab. Ein 1948 
gemachter Vorschlag zum 
Kondominium der acht Staaten Argentinien, 
Australien, Chile, Frankreich, Großbritan- 
nien, Neuseeland, Norwegen und USA konnte 
sich nicht durchsetzen. 


amerikanischer 


Ihr Bericht erwähnt das Stillhalte-Abkom- 
men zwischen Argentinien, Chile und Groß- 
britannien und die Anmeldung sowjetischer 
Ansprüche. 


Die Antarktis ist neuerdings von beson- 
derem Interesse, weil die deutsche „Schwa- 
benland“-Expedition und nach ihr Admiral 
Byrd eisfreie „Oasen“ auf dem Südpolar- 
kontinent entdeckt haben, die sich als natür- 
liche Stützpunkte eignen. Außerdem werden 
die von britischer Seite nach 1943 unter dem 
Stichwort Operation Tabarin durchgeführten 
Probefahrten mit dem Ziel, die Möglichkeit 
eines „Kreisverkehrs“ in der Antarktis zu 
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erproben, falls militärische Ereignisse die 
Verbindungen auf der nördlichen Erdhalb- 
kugel stören, seit 1948 wieder intensiv be. 
trieben; ihnen zuliebe hat Großbritannien 
die auf Karte 1 gezeigten Stützpunkte wie- 
der besetzt und die vorgeschobenen Inselr 
im Südlichen Eismeer seinen Dominien als 
Wetterstationen in Benutzung gegeben, (die 
Heard-Insel 1947 an Australien, das auch die 
Erlaubnis zur Errichtung einer Station auf 
dem französischen Kerguelen erhielt, die 
Prinz-Eduard-Insel und die Marion-Insel 
beim Jahreswechsel 1947/48 an die Südafri- 
kanische Union). Außerdem wird in der Ant- 
arktis nach Uran gesucht. 


Die beiliegenden Karten werden Ihren Le- 
sern hoffentlich ein anschauliches Bild der 
Ansprüche vermitteln als das seinerzeit von 
Ihnen veröffentlichte Kärtchen ausder Times. 


Rupert von Schumacher 


Sehr geehrte Herren! 


Mit Interesse las ich Ihren Bericht über 
„Rivalitäten in der Antarktis“ (XXII. Jhrg. 
1951, Heft 1). Nur die beigegebene Karte 
stellte mich nicht zufrieden. Eine bestimmte 
Linie sollte bei der — wenn auch skizzen- 
haften — Kartenwiedergabe nicht verlassen 
werden. Bei der Auswahl der Namen sollte 
gerade im letzten „Weißen“ Erdteil mit Be- 
dacht vorgegangen werden, damit der Be- 
schauer die notwendige Kenntnis von der 
Entdeckung und Erforschung erhält. Da sich 
die Ansprüche verschiedener Staaten über- 
schneiden und da die Weltöfentlichkeit von 
Jahr zu Jahr neuen Auswertungsergebnissen 
und weiteren Entdeckungen entgegensehen 
kann, gilt es, jedes Kartenbild so zu gestal- 
ten, daß es als gerecht angesprochen werden, 
kann. 


Aus Entdeckung und Erforschung werden 
Ansprüche abgeleitet. Deutschland kann das 
nicht tun, und doch zeugen international 
anerkannte geographische Bezeichnungen 
vom Beitrag deutscher Forscher an der Er- 
forschung der Antarktis. Allein drei Expedi- 
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tionen wurden auf das antarktische Festland 
durchgeführt, deren letzte in das Gebiet von 
„Neuschwabenland“ (1938/39) noch nicht 
völlig ausgewertet erscheint. Schließlich kön- 
nen die Fahrten deutscher Schiffe, die der 
Erforschung der Tiefenverhältnisse in ant- 
arktischen Gewässern dienten, nicht über- 


sehen werden. 


Selbstverständlich vermag auch meine Kar- 
tenskizze,die ich mir erlaube, zur Erläuterung 
des Gesagten beizulegen, das Gesamtthema 
nicht zu erschöpfen, doch mag sie als Ergän- 
zung ihrer Veröffentlichung dienen. 


Martin Zippel 


Campbell. gun 


Zur Frage des deutschen Privateigentums 


im Ausland 


Sehr geehrte Herren! 


Nach einer längeren Reise kommt mir erst 
jetzt das Februar-Heft Ihrer Zeitschrift zur 
Kenntnis mit den verschiedenen Beiträgen 
zum Fragenkreis der beschlagnahmten deut- 
schen Auslandsvermögen. Die Beschlagnahme 
der deutschen Patente ist dabei mehrfach 
erwähnt, nicht genannt sind jedoch in diesem 
Zusammenhang die Verlagsrechte. 


Bekanntlich hat sich die deutsche wissen- 
schaftliche Literatur insbesondere im Be- 
reich der Medizin und der exakten Wissen- 
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schaften auch nach 1933 hohes Ansehen im 
Ausland bewahrt. Die 
schaftlichen Verlage konnten bis zum Kriege 
damit rechnen, daß ein erheblicher Anteil 
ihrer Produktion — der bei vielen Werken 
50 Prozent überstieg — im Ausland verkauft 


deutschen wissen- 


wurde. Meistens wird der Wert der tat- 
sächlichen Ausfuhr von Büchern und 
Zeitschriften erheblich unterschätzt. Die of- 
fizielle Zollstatistik kann hierfür nicht her- 
angezogen werden, da die Versendung in 
beträchtlichem Umfang als Drucksache er- 
folgt und deshalb nicht über die Zollstatistik 
geht. Aus persönlicher Kenntnis weiß ich, 
daß noch 1938 der Wert der Ausfuhr von 
Gegenständen des Buchhandels 60—70 Mil- 
lionen Reichsmark ausmachte, etwa das Dop- 
pelte des Wertes der Ausfuhr von Fahrrä- 
dern, Spielzeug oder Uhren in diesem Jahr. 
Die Zahlen vermitteln eine Vorstellung von 
dem Umfang der hier betroffenen deutschen 
Interessen. 

Die USA haben bei ihrem Kriegseintritt 
1941 auf den Trading with the Enemy Act 
vom 6. Oktober 1917 zurückgegriffen und 
auf Grund der Präsidenten-Ermächtigung 
des First War Powers Act vom 18. Dezember 
1941 die Dienststelle Alien Property Custo- 
dian erneut errichtet. Der Alien Property 
Custodian konnte auf Grund der gesetz- 
lichen Ermächtigung Zwangslizenzen auf 
deutsche Urheberrechte erteilen und hat noch 
bis 1947 derartige Lizenzen vergeben. Eine 
genaue und lückenlose Übersicht liegt m. W. 
bisher nicht vor, aber man muß damit rech- 
daß über 1000 Lizenzen dieser Art 
vergeben worden sind. 


nen, 


Bis heute werden die auf Grund der 
Kriegsgesetzgebung in den USA nachgedruck- 
ten deutschen Werke nicht nur in den USA, 
sondern in der ganzen Welt angeboten und 
verkauft. Noch in den letzten Wochen haben 
amerikanische Nachdruck-Verlage ihre Er- 
zeugnisse sogar in Deutschland angeboten. 
Zweifellos bilden diese Angebote und Ver- 
käufe einen Verstoß gegen die deutsche Ur- 
heberrechts-Gesetzgebung, denn die erwähn- 
ten amerikanischen Kriegsgesetze haben na- 
türlich nur Wirkung für das Hoheitsgebier 
der USA. Der betroffene deutsche Original- 
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Verleger erfährt nur zum Teil von derartigen 
Angeboten und dann auch nur in den selten- 
sten Fällen rechtzeitig. Will er diese Eingriffe 
in seine Rechte verhindern, muß er in jedem 
Einzelfall ein gerichtliches Verfahren in 
Gang setzen. 

Man ist in der Öffentlichkeit oft geneigt, 
diese Interessenschädigung deutscher Unter- 
Natürlich 
werden die in diesem Zusammenhang betrof- 
fenen deutschen Verlagsrechte niemals den 
Wert der beschlagnahmten Industriepatente 


nehmungen gering zu bewerten. 


ausmachen. Der Schaden ist aber auch nicht 
so geringfügig, wie man gemeinhin annimmt. 
Zum Beweis hierfür möge ein Beispiel 
dienen. 

Auf Grund der oben angeführten USA- 
Kriegsgesetzgebung wurde ein großes, in 
Fortsetzungen erscheinendes chemisches 
Handbuch eines deutschen Verlages in foto- 


mechanischem Verfahren in USA nachge- 


druckt. Der amerikanische Nachdruckver- 
leger sparte die für dieses Handbuch 
ungewöhnlich hohen Kosten für Erstel- 


lung des Manuskripts und für den Drucksatz. 
Er war deshalb in der Lage, den Verkaufs- 
preis für 53 Bände dieses Handbuches auf 
insgesamt 1921,50 DM anzusetzen, während 
der Preis des deutschen Originalwerkes 
für die entsprechenden Bände 7837,— DM 
Die Folge 
daß Originalver- 
lag seine Bände im Ausland nicht mehr 
absetzen kann, wobei zu beachten ist, daß 
das hier in Frage stehende Werk nur dadurch 
auf die Dauer lebensfähig ist,daß der größere 
Anteil der Auflage ins Ausland verkauft 
wird. Noch in den letzten Wochen sind die 
amerikanischen Nachdrucke des erwähnten 
Werkes auch im deutschen wissenschaftlichen 
Buchhandel zu einem wesentlich gesenkten 
Preis aufgetaucht. 


Wenn die deutschen wissenschaftlichen 
Verlage in den letzten Jahren in ihrem Be- 
mühen, den Export ihrer Erzeugnisse wieder 
auf die frühere Höhe zu bringen, mit beson- 
ders großen Schwierigkeiten zu kämpfen 
hatten, ist der Grund hierzu u. a. auch in den 
oben erwähnten Umständen zu suchen. Ich 
glaube, es läge nicht nur im deutschen In- 


ausmacht. naturgemäße war 


und ist, der deutsche 
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teresse, wenn die zuständigen amerikanischen 
Stellen und die hier in Frage kommenden 
amerikanischen Verlage eine Regelung fän- 
den, die die weitere Verbreitung derartiger 
vom Öriginalverleger nicht genehmigter 
Nachdrucke wenigstens außerhalb der USA 


unterbindet. 


Paul Hövel 


Zur Würdigung Alfredo Niceforos 
Sehr geehrte Herren! 


Aus den letzten Nummern Ihrer Zeitschrift 
sehe ich, daß Sie sich bemühen, die großen 
Gelehrten unserer Zeit zu würdigen, die 
Wichtiges auf den Gebieten Ihrer wissen- 
schaftlichen Interessen geleistet haben. Ich 
darf daher Ihre Aufmerksamkeit auf einen 
italienischen Gelehrten von wahrhaft inter- 


nationalem Ruf lenken, zu dessen Jubelfeier 
fünfzigjähriger wissenschaftlicher Wirksam- 
keit sich in Italien unter Vorsitz des italie- 
nischen Staatspräsidenten Einaudi und weit 
darüber hinaus aus Vertretern aller Welt 
ein Komitee gebildet hat, das sich die zu- 
sammenfassende Würdigung des bisherigen 
Lebenswerkes dieser Gelehrtenpersönlichkeit 
zur Aufgabe gemacht hat. Es handelt sich um 
AlfredoNiceforo,der, ebenso bedeutend 
und bahnbrechend als Soziologe wie als Sta- 
tistiker, als Anthropologe (er ist Präsident 
der Societa Italiana di Antropologia), wie 
als Kriminologe, eine ganze Generation von 
jüngeren Gelehrten nachhaltig angeregt und 
beeinflußt hat. 

Es sei mir gestattet, hier jenes Werk in den 
Mittelpunkt des Interesses zu rücken, von 
dem feststeht, daß es die deutsche Soziologie 
und Sozialanthropologie ganz entscheidend 
befruchtet hat. Im Jahre 1910 erschien in 
(gekürzter) deutscher Übersetzung, die A. 
Köster besorgte, im Verlag Maas & Van 
Suchtelen, 
„Anthropologie der nichtbesitzenden Klas- 


Leipzig und Amsterdam, die 
sen“ (Original: Forza e Ricchezza), ein wahr- 
haft epochemachendes Werk. Die deutsche 
Ausgabe wurde eingeleitet durch einen geist- 
vollen Beitrag des verstorbenen, in Deutsch- 
land wie in Italien gleich beheimateten 
Michels „Das 


Soziologen Robert über 


Proletariat in der Wissenschaft und die 
anthropologisch-ökonomische Synthese“. Ni- 
ceforo stellt sich darin die Aufgabe, die zwei 
sozialen Welten, die man sich unter dem 
vorherrschenden Einfluß der Marxschen Lehre 
als soziologische Gegenpole zu denken ge- 
wöhnt hatte, arm und reich, Arbeiter und 
Bürger auf ihre anthropologische Beschaf- 
fenheit hin zu untersuchen und gegenüberzu- 
stellen, so als ob es sich um verschiedene 
Rassen der Gattung Mensch handelte. Nice- 
foro prüft, gestützt auf umfangreiche eigene 
Arbeiten sowie das bis dahin vorliegende in- 
ternationale Material, die üblichen anthro- 
pometrischen Daten mit einer seltenen Voll- 
zähligkeit, die demographischen Merkmale 
(wie Geburtlichkeit, Sterblichkeit, Krank- 
heitsanfälligkeit, das Konnubium, die Wan- 
derung), die psychologischen Merkmale ein- 
schließlich Intelligenz, schließlich das Groß- 
gebiet der Ethnographie, angewandt auf die 
modernen Klassen. 


Er findet nun das sensationelle Ergebnis, 
daß in jeder Hinsicht der „Arme“ dem „Rei- 
chen“ anthropologisch unter legen ist, nach 
physischer wie nach psychischer Kraft und 
Gesundheit, nach Begabung wie nach sozia- 
ler Anpassungsfähigkeit. Das mußte wie gei- 
stiges Dynamit wirken in jener Zeit des Rin- 
gens um die wissenschaftliche Bewältigung 
jener Grundtatsachen der sozialen Massen- 
welt, das bis heute noch unsere Wissenschaft 


beherrscht. 


Nicht zuletzt wurden dadurch die deutsche 
Soziologie empirischer Richtung und die So- 
zialanthropologie angeregt, in tieferen 
Schichten eine Antwort auf die Fragen Nice- 
foros zu suchen, die er selbst damals noch 
nicht entscheidend beantworten konnte oder 
wollte. Ist es — und der junge Niceforo 
neigte in seiner „Mesologie“ offenbar dieser 
Klärung zu — das Milieu, das den Menschen 
minderwertig macht? Oder ist es die be- 
rühmte selection sociale, die die von Natur 
Zukurzgekommenen durch das dauernd rüt- 
telnde Siebwerk des sozialen Wettbewerbs 
nach unten fallen läßt? Beide Ansichten ha- 
ben ihre ernsten Vertreter gefunden und ge- 


wichtige Argumente ins Treffen geführt. Un- 
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ser unmittelbar an Niceforo anknüpfender 
Arbeitskreis des Instituts für empirische So- 
ziologie (und schon vordem der Kreis meines 
Prager Universitäts - Institutes) bezweifelt, 
daß es weiterführt, diese Fragen grundsätz- 
lich und allgemein zu stellen, sondern be- 
schränkt sich darauf, sie lediglich im Rahmen 
von konkreten historischen Situationen zu 
stellen, um jeweils von Fall zu Fall, von 
Querschnitt zu Querschnitt empirisch zu be- 
antworten, welches aktuelle Gewicht die eine 
oder andere der beiden gleich unabdingbaren 
Ursachenreihen im gegebenen Fall in der so- 
zialen Wirklichkeit für einen bestimmten 
Schichtungsvorgang besitzt. 


Als ich nach langen Jahren im Herbst 1950 
wieder persönlich mit Professor Niceforo 
sprechen durfte, gestand ich ihm, daß bei 
Anlegen dieses Maßstabes für unsere Zeit — 
abweichend von seiner klassischen Darstel- 
lung — doch ein starkes Überwiegen der rea- 
len Bedeutung des Faktors der Sozialsiebung 
vor den mesologischen Faktoren in der Ge- 
staltung der sozialen Schichtung erkennbar 
werde. Er war so gütig, mir zu versichern, 
daß er gern und freudig solche Erkenntnis 
gelten lasse; man müsse immer bereit sein, 
umzulernen; und er habe das gerade bei 
einer viel enischeidenderen Frage tun müssen, 
bei der Frage nach dem Fortschritt unserer 
Kultur. Uns allen ist bekannt, wie es just 
Niceforo war, der seinerzeit den ebenso 
geistvollen wie berühmt gewordenen Versuch 
machte, objektive Maßstäbe für Fortschritt 
und Zivilisation zu finden. Heute ist er dar- 
über hinausgewachsen. Er huldigt auch in 
dieser Hinsicht einer Art „heroischem Pessi- 
mismus“, wie er am überzeugendsten und 
gediegendsten in seinen Werken „L’Io pro- 
fondo le sue maschere“ und „Il mito del pro- 
gresso, il mito della civilta“ zum Ausdruck 
kommt,dessen Schlußwort hier angeführt sei: 


Freie Aussprache 
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„Comunque sia, rimane bene inteso come 


— 


l’ansia asillante che spinge ogni essere umano 


alla ricerca della felicitä e della sicurezza 
sociale grazie alla costruzione di una civiltä 
superiore e di continuo progrediente, mai 
troverä modo di acquetarsi; quell’ansia, 
invero, € continuamente alimentata da una 


falsa concezione della vita, universalmente 


assettatä e presa a modello: la concezione, 


cio&, che la vita sia fatta per la conquista di 
ciö che chiamiamo felicitä e sicurezza, mentre 
essa — rassegnamoci a ciö— & sacrificio di 
ogni di e dovere. Concezione, questa, che 
ogni uomo dovrebbe nutrire e allevare, senza 


mai stancarsi, per rispetto — se non altro — 


non tanto verso gli altri quanto verso se 
stesso.“ * 


Die jugendliche Freude am Weitersuchen 
und die Bereitschaft, unbekümmert auch die 
seinerzeit seinen Ruhm begründenden Er- 
kenntnisse freimütig zu ersetzen, charakteri- 
sieren einen wahrhaft bedeutenden Gelehrten 
und Menschen. Möge ihm noch eine gute 
Spanne Zeit und Kraft bleiben, um die ge- 
reifte Erkenntnis eines erfolgreichen For- 
scherlebens zum Nutzen seiner Schüler, seiner 
Freunde und seiner Gegner fruchtbar wer- 
den zu lassen. 


Karl Valentin Müller 


* Übersegung 

Jedes menschliche Wesen ist unter der Auswirkung 
der sich ständig weiter und höher entwickelnden Zivi- 
lisation von Angst erfüllt, die nach einer Zuflucht sucht 
und den Menschen auf der Jagd nach Glück und sozialer 
Sicherheit voran treibt. 

Diese Angst wird sich nicht legen. Sie wächst aus 
einer falschen Lebensauffassung, die überall und immer 
mehr als Vorbild aufgegriffen wird, — der Auffassung 
nämlich, das Leben diene dem Streben nach Glück und 
Sicherheit. Dabei ist es — und darin müssen wir uns 
schon fügen — Pflicht und Opfer, Tag um Tag. 

An solcher Auffassung seines Lebenszieles sollte 
jeder unermüdlich arbeiten, wenn schon aus keinem 
anderen Grunde, wenn schon nicht seiner Mitmenschen 
wegen, so wenigstens nur der Achtung seiner selbst 
willen. 
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